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Erlauternder Bericht des Volkswirtschaftsdepartements zum Entwurf eines Nachtrags zum Gesetz betreffend die Ein-
fuhrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches und zum Entwurf einer totalrevidierten Bereinigungsverordnung
(Teilrevision des Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts)

Zusammenfassung

Das kantonale Immobiliarsachen- und Grundbuchrecht, namentlich das Gesetz betreffend die
Einflhrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 30. April 1911 (EG ZGB; GDB 210.1),
die Verordnung uiber das Grundbuch vom 29. Februar 1980 (GDB 213.41) und die Verordnung
Uber die Bereinigung der dinglichen Rechte und die Einfuhrung des eidgendssischen Grundbu-
ches vom 6. September 1985 (Bereinigungsverordnung; GDB 213.51), hat sich bisher tberaus
bewahrt. Die betreffenden kantonalen Erlasse, inshesondere die Verordnung Uiber das Grund-
buch und die Bereinigungsverordnung, sind mittlerweile bereits 30 bis 35 Jahre alt. Vereinzelt
wurden im Laufe der letzten Jahre punktuelle Anpassungen vorgenommen, eine gesamtheitli-
che, systematische Uberarbeitung ist bislang jedoch nicht erfolgt.

Am 11. Dezember 2009 haben die eidgenéssischen Réate eine Anderung des Schweizerischen
Zivilgesetzbuches vom 10. Dezember 1907 (ZGB; SR 210) im Bereich des Immobiliarsachen-
und Grundbuchrechts verabschiedet. Die Anderung bezweckt, die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen im Bereich Immobiliarsachen- und Grundbuchrecht nachhaltig zu verbessern. Zu-
dem soll das Grundbuch vermehrt seine Funktion als zeitgemasses und transparentes Bodenin-
formationssystem erfiillen. Gleichzeitig mit der Anderung des ZGB wurde die eidgendssische
Grundbuchverordnung vollstandig iiberarbeitet. Die Anderung des ZGB und die neue Grund-
buchverordnung vom 23. September 2011 (GBV; SR 211.432.1) sind am 1. Januar 2012 in
Kraft getreten.

Die Kernpunkte der Anderung des ZGB und der GBV sind namentlich:
- die Einfihrung des papierlosen Schuldbriefes (Register-Schuldbrief),
- die Abschaffung der Gult,

- kleinere Anderungen beim Bauhandwerkerpfandrecht,

- die Ausdehnung der Pflicht zur 6ffentlichen Beurkundung auf alle rechtsgeschéftlich begriin-
deten Grundpfandrechte und Dienstbarkeiten,

- neue Vorschriften zur Bereinigung aller Dienstbarkeiten, Vormerkungen und Anmerkungen bei
Teilung und Vereinigung von Grundsttcken,

- Méglichkeit zur Einfihrung eines o6ffentlichen Bereinigungsverfahrens,

- die Einfihrung einer Pflicht zur Anmerkung von 6ffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschréankun-
gen und zur Eintragung von unmittelbaren gesetzlichen Pfandrechten,

- Léschungsverfahren fiir bedeutungslos gewordene Grundbucheintrage,

- neue Bestimmungen zur Ausfertigung elektronischer Grundbuchausziige und elektronischer
Kopien von Urkunden sowie zum elektronischen Geschaftsverkehr im Bereich des Grund-
buchrechts.

Der Kanton Obwalden hat seine Gesetzgebung an diese Anderungen anzupassen. Davon be-
troffen sind primér das EG ZGB, die Verordnung tber das Grundbuch und die Bereinigungsver-
ordnung. Daneben sind auch punktuelle Anderungen weiterer, mit dem kantonalen Immobiliar-
sachen- und Grundbuchrecht in Zusammenhang stehender Erlasse notwendig. Bereits im Jahr
2013 hat der Regierungsrat die aufgrund der Teilrevision des Immobiliarsachen- und Grund-
buchrechts des ZGB unmittelbar zwingenden Anpassungen, insbesondere die kantonalen Zu-
standigkeiten, vorgenommen und dazu die Ausfiihrungsbestimmungen zur Einfihrung des neu-
en Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom

26. Februar 2013 (GDB 213.414) erlassen. Diese Ausflihrungsbestimmungen sollen im Rah-
men der vorliegenden Revision in die ordentliche Gesetzgebung bzw. in das EG ZGB Uberfihrt
werden.

Die Revision wird Uiberdies zum Anlass genommen, die gesetzlichen Grundlagen fiir eine anzu-
strebende Reorganisation der Grundbuchkreise (Vereinigung der Grundbuchkreise Sarnaatal
und Engelberg) zu schaffen. Des Weiteren werden bei dieser Gelegenheit verschiedene kleine-
re Anpassungen der kantonalen Gesetzgebung an friiher gedndertes Bundesrecht nachvollzo-
gen. Ausserdem sollen die in der kantonalen Immobiliarsachen- und Grundbuchgesetzgebung
anzutreffenden Wiederholungen von bundesrechtlichen Bestimmungen beseitigt werden.
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Die bewahrte Aufteilung der immobiliarsachen- und grundbuchrechtlichen Bestimmungen im
Gesetz (EG ZGB), in Verordnungen (Verordnung Uber das Grundbuch, Bereinigungsverord-
nung) sowie in Ausfiihrungsbestimmungen (z.B. Ausfiihrungsbestimmungen tber den Zugriff
auf Daten des EDV-Grundbuchs vom 20. Mai 2003 [GDB 213.412]) soll im Rahmen dieser Re-
vision weitgehend beibehalten werden. Von einem gesetzgeberischen Paradigmenwechsel, wie
etwa der Schaffung eines zentralen Grundbuchgesetzes, wird abgesehen. Dementsprechend
werden im EG ZGB die notwendigen Anpassungen vorgenommen. Die Bereinigungsverord-
nung wird vollumfanglich aufgehoben, neu konzipiert und anschliessend formell neu erlassen.
Die Verordnung Uber das Grundbuch soll hingegen aufgehoben und durch entsprechende re-
gierungsréatliche Ausfuhrungsbestimmungen ersetzt werden, da es sich hierbei um eine uber-
wiegend technische Regelungsmaterie handelt.

Die Anderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches sowie deren Nachvollzug im kantonalen
Recht werden tberschaubare finanzielle und personelle Auswirkungen zeitigen.

Der Nachtrag zum EG ZGB und der weiteren mit dem kantonalen Immobiliarsachen- und
Grundbuchrecht zusammenhangenden Erlasse sollen auf den 1. Marz 2017 in Kraft treten.
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l. Ausgangslage

1. Genereller Revisionsbedarf und Ziel der Revision

Am 11. Dezember 2009 hat die Bundesversammlung eine Teilrevision des Schweizerischen
Zivilgesetzbuches vom 10. Dezember 1907 (ZGB; SR 210) betreffend Registerschuldbrief und
weitere Anderungen im Sachenrecht beschlossen. In diesem Zusammenhang erfolgte ebenfalls
die Totalrevision der Grundbuchverordnung vom 23. September 2011 (GBV; SR 211.432.1)
durch den Bundesrat. Die betreffenden Anderungen wurden auf den 1. Januar 2012 in Kraft
gesetzt. Bei dieser Gelegenheit wurde ebenfalls die Technische Verordnung des EJPD und des
VBS uber das Grundbuch vom 28. Dezember 2012 (TGBV; SR 211.432.11) angepasst.

Zusatzlich zur Einflhrung des papierlosen Schuldbriefs wird das Grundbuch infolge der ZGB-
Teilrevision zu einem modernen und transparenten Bodeninformationssystem ausgebaut, tber
welches Privatpersonen, Verwaltung und Wirtschaft zuverlassige und aktuelle Auskiinfte tiber
Grundstiicke erhalten. Den Grundbuchamtern wird Uberdies ein griffiges Instrumentarium fir die
Léschung von bedeutungslos gewordenen Eintréagen im Grundbuch zur Verfigung gestellt. Auf
der anderen Seiten sind neu bestimmte Tatbestande, wie z.B. éffentlich-rechtliche Eigentums-
beschrankungen im Grundbuch einzutragen bzw. anzumerken. Durch diese Massnahmen wird
die Publizitatsfunktion des Grundbuchs optimiert.

Die revidierte GBV wurde stark auf die Grundbuchfihrung mittels Informatik ausgerichtet. Sie
beinhaltet ausserdem die erforderlichen Grundlagen, um den elektronischen Geschéaftsverkehr
mit den Grundbuchamtern einzufiihren. Die GBV wird durch die neue Verordnung tber die
elektronische 6ffentliche Beurkundung vom 23. September 2011 (EOBV; SR 943.033) erganzt,
welche die elektronische Ausfertigung offentlicher Urkunden sowie die Beglaubigung von Ko-
pien und Unterschriften zum Gegenstand hat.

Der Kanton Obwalden hat seine Gesetzgebung an diese Anderungen anzupassen. Die immobi-

liarsachen- und grundbuchrechtlichen Aspekte werden im Kanton Obwalden in zahlreichen,

Uber die gesamte Rechtsordnung verstreuten Erlassen geregelt. Die wesentlichen Bestimmun-

gen sind in den nachfolgenden Gesetzen, Verordnungen, Ausfihrungsbestimmungen und Wei-

sungen normiert:

- Gesetz betreffend die Einfuhrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 30. April 1911
(EG ZGB; GDB 210.1),

- Gesetz betreffend Ergdnzung des Einflhrungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch
vom 26. April 2014 (GDB 210.2),

- Verordnung tber das Grundbuch vom 29. Februar 1980 (GDB 213.41),

- Stichwortverzeichnis der Dienstbarkeiten, Grundlasten, Vormerkungen und Anmerkungen mit
Erlauterungen vom 9. Dezember 1986 (GDB 213.411),

- Ausfihrungsbestimmungen Uber den Zugriff auf Daten des EDV-Grundbuchs vom 20. April
2003 (GDB 213.412),

- Weisungen Uber die Errichtung und die Anmeldung von Schuldbriefen vom 5. Dezember 2006
(GDB 213.413),

- Ausfuihrungsbestimmungen zur Einfihrung des neuen Immobiliarsachen- und Grundbuch-
rechts des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 26. Februar 2013 (GDB 213.414),

- Verordnung Uber die Bereinigung der dinglichen Rechte und die Einfihrung des eidgendssi-
schen Grundbuches vom 6. September 1985 (Bereinigungsverordnung; GDB 213.51),

- Verordnung uber die Grundbuchgebihren vom 15. Mérz 2012 (GDB 213.61),

- Gesetz Uber die amtliche Schatzung der Grundstiicke und das Grundpfandrecht vom
26. Oktober 2006 (Schatzungs- und Grundpfandgesetz; GDB 213.7),
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- Verordnung Uber die amtliche Schatzung der Grundstiicke und das Grundpfandrecht vom
26. Oktober 2006 (Schatzungs- und Grundpfandverordnung; GDB 213.71).

Des Weiteren bestehen betreffend gesetzliche Grundpfandrechte vereinzelte Bestimmungen in
Spezialerlassen:

- Art. 262 Steuergesetz vom 30. Oktober 1994 (StG; GDB 641.4),
- Art. 28 Abs. 5 und Art. 58 Abs. 5 Baugesetz vom 12. Juni 1994 (BauG; GDB 710.1),

- Art. 25 Gesetz tber den Wasserbau und die Wassernutzung vom 31. Mai 2001 (Wasserbau-
gesetz, WBG; GDB 740.1),

- Art. 10 Abs. 5 Sozialhilfeverordnung vom 10. November 1983 (GDB 870.110).

Zudem werden die verschiedenen 6ffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrankungen, welche der
Anmerkung im Grundbuch zugénglich sind, ebenfalls in einer ganzen Reihe von Spezialerlas-
sen normiert:

- Art. 15, Art. 16 und Art. 20 Verordnung uber den Schutz von Bau- und Kulturdenkmaélern vom
30. Méarz 1990 (Denkmalschutzverordnung, DSV; GDB 451.21),

- Art. 11a BauG,
- Art. 32 Verordnung zum Baugesetz vom 7. Juli 1994 (BauV; GDB 710.11),
- Art. 11 und Art. 18 Wasserbauverordnung vom 31. Mai 2001 (WBV; GDB 740.11),

- Art. 3 f. Ausfiihrungsbestimmungen uber die Ausscheidung von Schutzzonen bei Grundwas-
serfassungen vom 8. Mai 2006 (GDB 783.112),

- Art. 2 f. Ausfihrungsbestimmungen uber die Ausscheidung von Grundwasserschutzarealen
vom 8. Mai 2006 (GDB 783.113),

- Art. 18, Art. 19 und Art. 23 Verordnung tber den Natur- und Landschaftsschutz vom 30. Marz
1990 (Naturschutzverordnung, NSV; GDB 786.11),

- Art. 9 Gesetz Uber die Wohnbau- und Eigentumsférderung vom 27. September 1992
(GDB 880.1).

Revisionsbedarf besteht aufgrund der Revision des ZGB und der GBV insbesondere beim EG
ZGB, der Verordnung tUber das Grundbuch und im untergeordneten Umfang bei der Bereini-
gungsverordnung. Daneben sind auch punktuelle Anderungen weiterer Erlasse, wie namentlich
der Schatzungs- und Grundpfandgesetzgebung, notwendig. Das EG ZGB stammt aus dem Jahr
1911, mit einzelnen, immobiliarsachen- und grundbuchrechtlichen Nachtréagen von 1964, 1973
und 2007. Die Grundbuchverordnung datiert von 1980 und die Bereinigungsverordnung von
1985. Auch diese beiden Erlasse wurden seither nur punktuell geédndert und sind teilweise ver-
altet. Bei Anderungen des (ibergeordneten Rechts unterblieb der konsequente Nachvollzug im
kantonalen Recht regelmassig. Die vorliegende Revision wird deshalb auch zum Anlass ge-
nommen, verschiedene kleinere Anpassungen der kantonalen Gesetzgebung an friher gean-
dertes Bundesrecht nachzuvollziehen. Des Weiteren werden bei dieser Gelegenheit die gesetz-
lichen Grundlagen firr eine Reorganisation der Grundbuchkreise (Vereinigung der Grundbuch-
kreise Sarnen und Engelberg) geschaffen. Ausserdem sollen die — ohne rechtliche Notwendig-
keit — in der kantonalen Immobiliarsachen- und Grundbuchgesetzgebung anzutreffenden Wie-
derholungen von bundesrechtlichen Bestimmungen beseitigt werden.

Diesbezglich ist Uberdies zu erwahnen, dass der Regierungsrat die aufgrund der Teilrevision
des Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts des ZGB unmittelbar zwingenden Anpassungen
bereits im Jahr 2013 vorgenommen und dazu die Ausfihrungsbestimmungen zur Einfihrung
des neuen Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts des Schweizerischen Zivilgesetzbuches
erlassen hat. Darin hat er inshesondere die folgenden Aspekte geregelt:

- sachliche Zustandigkeit fur die Beurteilung von Grundbuchbeschwerden und
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- sachliche Zustandigkeit fur die Anordnung von richterlichen Massnahmen bei Unauf-
findbarkeit des Grundeigentimers, des Dienstbarkeitsberechtigten oder des Grundpfandgléu-
bigers sowie bei Fehlen der vorgeschriebenen Organe einer juristischen Person.

Diese Ausflihrungsbestimmungen missen im Rahmen der vorliegenden Revision zwecks bes-
serer Transparenz in die ordentliche Gesetzgebung bzw. in das EG ZGB lberfuhrt werden.

2. Vorgesehene Regelungsstufe

Es stellt sich im Rahmen der kantonalen Umsetzung der Revision des Immobiliarsachen- und
Grundbuchrechts im ZGB weiter die Frage, auf welcher Regelungsstufe bzw. in welchen Erlas-
sen die betreffenden Anpassungen sinnvollerweise zu erfolgen haben. Diesbezlglich gibt es
mehrere Moglichkeiten. Es wére einerseits mdglich, die betreffenden Bestimmungen im EG
ZGB vollumfanglich aufzuheben und das ganze Grundbuchrecht in einem separaten Erlass zu
normieren. Denkbar wére etwa die Schaffung eines neuen Grundbuchgesetzes oder die Uber-
fuhrung der bislang im EG ZGB enthaltenen Bestimmungen zum Immobiliarsachen-und Grund-
buchrecht in die Verordnung tiber das Grundbuch. Die Schaffung eines neuen Grundbuchge-
setzes oder die Zentralisierung samtlicher immobiliarsachen- sowie grundbuchrechtlichen Be-
stimmungen in der Verordnung Uber das Grundbuch wiirden fir den Kanton Obwalden einen
eigentlichen Paradigmenwechsel darstellen und zudem zu einer weiteren Aushéhlung des EG
ZGB fuhren. Bereits im Rahmen der Umsetzung des revidierten Vormundschaftsrechts wurde
bewusst darauf verzichtet, die entsprechenden Bestimmungen im EG ZGB aufzuheben und
ganzlich in einen anderen Erlass auszusondern. In der Botschaft des Regierungsrats zum neu-
en Kindes- und Erwachsenenschutzrechts vom 17. Januar 2012 wird diesbeziglich auf S. 24
folgendes festgehalten:

"Das EG ZGB soll — als massgebender Ausfuhrungserlass zum ZGB und in der Funktion der
formellgesetzlichen Grundlage — die Grundsétze des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts
enthalten. Die Vielzahl von Detailbestimmungen, die den Umfang eines Nachtrags zum EG
ZGB sprengen wirden, sollen in einer neuen Verordnung zum Kindes- und Erwachsenen-
schutzrecht zusammengefasst werden. Die Verordnung wird erganzt durch Ausflihrungsbe-
stimmungen des Regierungsrats, namentlich in Bereichen, in denen die zukunftige Rechtslage
oder die Auswirkungen in der Praxis noch unklar sind, die Anwender jedoch auf eine flexible
Anpassung der Gesetzgebung angewiesen sind."

An dem damals gefallten Grundsatzentscheid (Grundséatze im EG ZGB, Detailbestimmungen in
der Verordnung uber das Grundbuch und in der Bereinigungsverordnung, Regelungen in Berei-
chen, in welchen die zukiinftige Rechtslage oder die Auswirkungen in der Praxis noch unklar
sind, in Ausfiihrungsbestimmungen des Regierungsrats) ist somit auch bei der Umsetzung des
revidierten Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts so weit als mdglich festzuhalten. Dadurch
wird eine weitgehende gesetzgebungstechnische Kontinuitat gewéahrleistet. Dementsprechend
werden im EG ZGB die notwendigen Anpassungen vorgenommen. Die Bereinigungsverord-
nung wird vollumfanglich aufgehoben, neu konzipiert sowie sprachlich tiberarbeitet und an-
schliessend formell neu erlassen. Die Verordnung Uber das Grundbuch soll hingegen aufgeho-
ben und durch entsprechende Ausflihrungsbestimmungen des Regierungsrats ersetzt werden,
da es sich hierbei um Bestimmungen mit Giberwiegend technischem Charakter handelt.

3. Ubersicht tiber die wesentlichen Revisionspunkte

3.1 Einfihrung des papierlosen Schuldbriefs (Register-Schuldbrief) und Aufhebung
der Gilt sowie der kantonalen Gesetzgebungskompetenzen im Schuldbriefrecht

Ein zentraler Kernpunkt der Anderung des Zivilgesetzbuches stellt die Einfilhrung des papierlo-
sen Schuldbriefs (sog. Register-Schuldbriefs) dar, welcher neu neben den Papier-Schuldbrief
tritt. Der Register-Schuldbrief soll den Banken- und Wirtschaftskreisen im Bereich des Kreditge-
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schafts als zeitgemasses und attraktives Rechtsinstitut dienen. Er entsteht bereits mit der Ein-
tragung in das Grundbuch, ohne dass ein spezifisches Wertpapier ausgestellt werden musste
(reines Registerpfandrecht). Auch die Ubertragung des Register-Schuldbriefs erfolgt im Grund-
buch. Aufgrund dessen entfallen samtliche Ausfertigungs- und Aufbewahrungs- sowie Ubermitt-
lungskosten. Zudem fallen ebenfalls das Verlustrisiko und das damit verbundene, aufwandige
Kraftloserklarungsverfahren weg. Die Umwandlung von Papier-Schuldbriefen in Register-
Schuldbriefe wird tiberdies — zwecks méglichst rascher Etablierung des papierlosen Schuld-
briefs als neuen Standard — von Bundesrechts wegen durch erleichterte Formvorschriften (Be-
gehren in einfacher Schriftform) vereinfacht (Art. 33b SchIT ZGB). Da diese Materie grundsatz-
lich im Bundesrecht abschliessend geregelt ist, sind im kantonalen Recht nur punktuelle Anpas-
sungen notwendig. Des Weiteren wurde die Umwandlung von Papier-Schuldbriefen in Regis-
terschuldbriefe — als gebihrenpflichtige Dienstleistung des kantonalen Grundbuchamts — be-
reits in Art. 11 Ziff. 5 der Verordnung tiber die Grundbuchgebiihren bericksichtigt.

Der Bund hat ausserdem die Bestimmungen zur weitgehend bedeutungslos gebliebenen Gult
aufgehoben. Dementsprechend ertibrigen sich auch einzelne, auf die Gult Bezug nehmende
Bestimmungen des kantonalen Rechts. Gemass Art. 33a Abs. 1 und 2 SchiIT ZGB bleiben Giil-
ten im Grundbuch eingetragen und unterstehen weiterhin den Bestimmungen des bisherigen
Rechts. Das kantonale Recht kann die Umwandlung von Gilten, die gestitzt auf Bundesrecht
oder friiheres Recht errichtet wurden, in Pfandarten nach geltendem Recht vorsehen. Die Um-
wandlung kann fur geringfligige Betrage auch die Einfuhrung einer persoénlichen Haftung des
Eigentimers des verpfandeten Grundstucks beinhalten (Art. 33a Abs. 3 SchIT ZGB). Eine der-
artige Regelung im kantonalen Recht macht jedoch nur dann Sinn, wenn effektiv noch Gilten
bestehen, was im Kanton Obwalden gemass Auskunft des Grundbuchamts nicht der Fall ist (es
bestehen lediglich noch Altgulten). Aufgrund dessen ist eine entsprechende Bestimmung im
kantonalen Recht nicht erforderlich.

Nach dem alten ZGB konnten die Kantone fir die Errichtung von Schuldbriefen eine amtliche
Schéatzung des Grundstlicks den Beteiligten zur Verfligung stellen oder allgemein vorschreiben
(Art. 843 Abs. 1 aZGB). Zudem waren die Kantone erméchtigt, Vorschriften tUber die Belas-
tungsgrenze bei Schuldbriefen zu erlassen (Art. 843 Abs. 2 aZGB). Des Weiteren war es den
Kantonen unter altem Recht erlaubt, einschrankende Bestimmungen tber die Kiindbarkeit der
Schuldbriefe aufzustellen (Art. 844 Abs. 2 aZGB). Mit der Revision des Immobiliarsachenrechts
sind sdmtliche dieser kantonalen Regelungskompetenzen dahingefallen. Die amtliche Schét-
zung im Rahmen der Errichtung von Schuldbriefen ist daher fakultativ, kantonale Bestimmun-
gen Uber die Belastungsgrenzen bei Schuldbriefen sind unzuléssig und die Kiindbarkeit von
Schuldbriefen wird vom Bundesrecht vorgegeben. Dementsprechend werden samtliche dieser
kantonalen Ausfihrungsvorschriften obsolet.

3.2 Gesetzliche kantonale Grundpfandrechte

Der bis Ende 2011 geltende Art. 836 aZGB hielt fest, dass gesetzliche Grundpfandrechte zur
Sicherung von Forderungen aus kantonalem 6ffentlichem oder privatem Recht unmittelbar von
Gesetzes wegen, d.h. ohne Eintragung im Grundbuch entstehen, wenn das kantonale Recht
dies nicht anders regelt. In solchen Fallen versagte jeweils die Publizitatswirkung des Grund-
buchs und der gute Glaube Dritter blieb ohne entsprechenden Schutz.

Neu gilt eine transparentere Regelung. Raumt das kantonale Recht dem Glaubiger fur Forde-
rungen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Grundstiick stehen (z.B. Grundstiick-
steuern, Grundstuckgewinnsteuern, Handanderungsabgaben und Anschlussgebihren, nicht
aber Einkommenssteuern), einen Anspruch auf ein Pfandrecht ein (sog. mittelbares Grund-
pfandrecht), so entsteht dieses Pfandrecht neu mit der Eintragung in das Grundbuch (sog. kon-
stitutiver Eintrag; Art. 836 Abs. 1 ZGB). Pfandrechte, welche aufgrund des kantonalen Rechts
auch weiterhin ohne Eintragung im Grundbuch entstehen (sog. unmittelbares Grundpfandrecht),
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bendétigen demgegeniiber keinen Grundbucheintrag. Jedoch ist zu beriicksichtigen, dass derar-
tige Pfandrechte mit einem Betrag von Uber Fr. 1 000.— einem Dritten, welcher sich in gutem
Glauben auf das Grundbuch verlassen hat, nicht mehr entgegengehalten werden kdnnen, so-
fern diese nicht innert vier Monaten nach der Falligkeit der zugrunde liegenden Forderung, spé-
testens aber innert zwei Jahren seit der Entstehung der Forderung in das Grundbuch eingetra-
gen werden (Art. 836 Abs. 2 ZGB). Das Grundpfandrecht als solches erlischt aber — trotz Nicht-
eintragung innert Frist — nicht und kann bésglaubigen Erwerbern und den Grundeigentimern
auch weiterhin entgegengehalten werden. Gemass Art. 49 Abs. 3 SchiT ZGB wird die Eintra-
gungsfrist fur bereits vor dem 1. Januar 2012 bestehende, unmittelbare Grundpfandrechte je-
doch auf zehn Jahre verlangert. Den Kantonen ist es jedoch anheimgestellt, einschréankendere
Regelungen vorzusehen und insbesondere die in Art. 836 Abs. 2 ZGB vorgesehenen Fristen zu
reduzieren oder den Grenzbetrag zu verringern. Sie kénnen ausserdem auch vorsehen, dass
das betreffende Pfandrecht erlischt, wenn es nicht innert der vorgegebenen Fristen in das
Grundbuch eingetragen wird (Art. 836 Abs. 3 ZGB).

Die Grundsatzbestimmung zu den kantonalen, gesetzlichen Grundpfandrechten ist im Kanton
Obwalden nicht — wie bei den meisten tbrigen Kantonen — im EG ZGB, sondern im Schét-
zungs- und Grundpfandgesetz enthalten. Geméass Art. 20 des Schéatzungs- und Grundpfandge-
setzes besteht fur die auf Grundstiicke verlegten 6ffentlich-rechtlichen Beitrdge an Bodenver-
besserungsmassnahmen, Gewasserverbauungen, Strassen, Wasserversorgungs- und Abwas-
seranlagen und dergleichen auf die Dauer von 20 Jahren und fir samtliche aus steuerbegriin-
denden Verdusserungen von Grundstiicken entstehenden Steuerforderungen ein gesetzliches,
den eingetragenen privatrechtlichen Pfandrechten im Rang vorgehendes gesetzliches Grund-
pfandrecht, welches ohne Eintrag im Grundbuch entsteht. Es handelt sich somit um unmittelba-
re Grundpfandrechte.

Die Detailregelungen zu den einzelnen, spezifischen Grundpfandrechten finden sich jeweils in
der Spezialgesetzgebung (z.B. im Steuergesetz, im Baugesetz etc.). Die Konsultation der Spe-
zialerlasse macht deutlich, dass die gesetzlichen Grundpfandrechte im Kanton Obwalden sehr
unterschiedlich geregelt sind. Einerseits bestehen sowohl unmittelbare als auch mittelbare,
gesetzliche Grundpfandrechte, wobei Letzteres eher die Ausnahme darstellt. Zudem sind die
Fristen flr die Eintragung in das Grundbuch sowie deren Beginn uneinheitlich geregelt. Des
Weiteren ist beim gesetzlichen Grundpfandrecht gemass WBG eine vorgéngige Befristung auf
zwei Jahre, dafurr aber keine Eintragungspflicht vorgesehen. Uberdies werden bestimmte ge-
setzliche Grundpfandrechte im Rang privilegiert, andere hingegen benachteiligt. Die verschie-
denen, unmittelbaren, gesetzlichen Grundpfandrechte sind daher zu vereinheitlichen. Dement-
sprechend ist im kantonalen Recht eine Angleichung der Voraussetzungen, der Eintragungsfris-
ten sowie der weiteren Modalitaten erforderlich.

3.3 Anmerkung offentlich-rechtlicher Eigentumsbeschrankungen

Im Gegensatz zu den privatrechtlichen und realobligatorischen Rechten und Lasten an
Grundstiicken, welche aktuell zuverlassig aus dem Grundbuch hervorgehen, gab dieses bis zur
Revision des ZGB uber die 6ffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrankungen keine oder keine
genugende Auskunft. Offentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankungen werden von den Kanto-
nen, den Gemeinden oder weiteren Tragern von 6ffentlich-rechtlichen Aufgaben entweder ge-
nerell-abstrakt beschlossen oder individuell-konkret verfligt. Denkbar sind Uberdies auch Ab-
schliisse von verwaltungsrechtlichen Vertragen. Offentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankun-
gen bedurften keiner Eintragung im Grundbuch, konnten jedoch bereits geméss dem bis Ende
2011 geltenden Recht im Grundbuch angemerkt werden, sofern das Bundesrecht oder ein kan-
tonaler, vom Bund genehmigter Erlass die Anmerkung vorsah (vgl. Art. 962 aZGB). Solchen
Anmerkungen kommt aber lediglich deklaratorische Wirkung zu. Immerhin vermégen sie den
guten Glauben einer Drittperson zu zerstéren, welche ein Grundstiick oder Rechte daran er-
wirbt (Art. 963 ZGB).
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Gemass dem neuen Art. 962 ZGB sind die Gemeinwesen oder andere Trager einer 6ffentlichen
Aufgabe in ihrem Entscheid, ob und welche 6ffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrankungen
sie im Grundbuch anmerken mdchten, nicht mehr frei. Vielmehr werden sie verpflichtet, fur 6f-
fentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankungen, welche dem Eigentiimer eine dauerhafte Nut-
zungs- oder Verfilgungsbeschrankung oder grundstiicksbezogene Pflicht auferlegen, eine An-
merkung vorzusehen (vgl. Art. 962 Abs. 1 ZGB). Offentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankun-
gen, welche sich unmittelbar aus dem Gesetz ergeben (z.B. Bauvorschriften), oder solche, wel-
che séamtliche Grundstiicke in einem bestimmten Gebiet gleichermassen betreffen (z.B. Nut-
zungszonen), bedirfen jedoch keiner Anmerkung im Grundbuch. Des Weiteren sind 6ffentlich-
rechtliche Eigentumsbeschrankungen, welche dahingefallen sind, zu I6schen (Art. 962 Abs. 2
ZGB). Der Bundesrat hat gestutzt auf Art. 962 Abs. 3 ZGB in Art. 129 Abs. 1 GBV jene Gebiete
des kantonalen Rechts festgelegt, in welchen Eigentumsbeschrankungen im Grundbuch ange-
merkt werden missen. Es handelt sich dabei um die folgenden Bereiche:

- Natur- , Heimat- und Umweltschutz, mit Ausnahme der Altlasten und der belasteten Standorte,
- Wasserrecht und Wasserbau,

- Strassenbau und Strassenpolizei,

- Forderung des Wohnungsbaus,

Forderung der Land- und Forstwirtschaft,

amtliche Vermessung,

Baugesetzgebung und

Enteignungsrecht.

Diese Liste ist jedoch nicht abschliessend. Die Kantone kdnnen weitere Anmerkungen vorse-
hen. Sie haben in diesem Fall eine Liste der Anmerkungstatbestande zu erstellen und diese
dem Eidgendssischen Amt fir Grundbuch- und Bodenrecht (EGBA) mitzuteilen (Art. 962 Abs. 3
Satz 2 und 3 ZGB sowie Art. 129 Abs. 3 und 4 GBV). Es ist ausserdem darauf hinzuweisen,
dass jene o6ffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrankungen, welche vor der Revision des Im-
mobiliarsachenrechts rechtskréaftig verfigt worden sind, auch ohne Anmerkung gegenuber je-
dermann bestehen bleiben (vgl. dazu auch Art. 163 GBV).

In diesem Zusammenhang gilt es darauf hinzuweisen, dass der Bund klrzlich den Kataster der
offentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrankungen (OREB-Kataster) eingefiihrt hat (vgl. Verord-
nung Uber den Kataster der 6ffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschréankungen vom 2. Septem-
ber 2009 [OREBKYV; SR 510.622.4]; Art. 16 ff. Bundesgesetz iiber Geoinformation vom 5. Okto-
ber 2007 [Geoinformationsgesetz, GeolG; SR 510.62]). Dieser Kataster dient — in Kombination
mit dem Grundbuch — der Sichtbarmachung der 6ffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrankun-
gen. Gegenstand des betreffenden Katasters sind lediglich jene 6ffentlich-rechtlichen Eigen-
tumsbeschrankungen, welche nach den Vorschriften des ZGB nicht im Grundbuch angemerkt
werden (Art. 16 Abs. 1 GeolG). Der Kanton Obwalden hat mit dem Geoinformationsgesetz vom
1. Juli 2011 (GDB 131.5; in Kraft seit dem 1. September 2011) die entsprechenden Rechts-
grundlagen fiir die Schaffung eines kantonalen OREB-Katasters geschaffen. Fir jene Anmer-
kungen, welche im Grundbuch angemerkt werden sollen und gleichzeitig Gegenstand des Ka-
tasters der 6ffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrankungen bilden, besteht die Anmerkung im
Grundbuch in einem Hinweis auf den betreffenden Kataster (vgl. Art. 129 Abs. 2 GBV).

Handlungsbedarf ergibt sich im kantonalen Recht insofern, als dass sdmtliche, in Spezialerlas-
sen vorhandene Normen (vgl. dazu Ziff. I. 1 des vorliegenden Berichts) , welche die blosse
Maoglichkeit einer Anmerkung von 6ffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrankungen gemass
Art. 129 Abs. 1 GBV vorsehen, anzupassen sind. Neu missen die betreffenden 6ffentlich-
rechtlichen Eigentumsbeschréankungen zwingend im Grundbuch angemerkt werden. Weiterer
Handlungsbedarf ergibt sich im kantonalen Recht Uiberdies dann, wenn dieses — neben den in
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Art. 129 Abs. 1 GBV vorgesehenen Fallen — weitere, im Grundbuch anzumerkende 6ffentlich-
rechtliche Eigentumsbeschrankungen vorsehen soll. Diesfalls ist auch die Erstellung einer ent-
sprechenden Liste zu normieren und deren Mitteilung an das Eidgendssische Amt fur Grund-
buch und Bodenrecht vorzusehen.

3.4 Offentliches Bereinigungsverfahren

Es kommt regelméssig vor, dass in einem bestimmten Gebiet auf einer Mehrzahl von Grundstii-
cken materiell bedeutungslose Dienstbarkeiten, Vormerkungen oder Anmerkungen bestehen.
Dadurch bisst das Grundbuch erheblich an Transparenz ein. Nach bisherigem Recht war die
Bereinigung solcher Missstande lediglich bezogen auf ein einzelnes Grundstiick mdglich

(Art. 743f aZGB), was sich stets als sehr umsténdlich erwies und oftmals am Widerstand ein-
zelner berechtigter Personen scheiterte. Aus diesem Grund sieht Art. 976¢c ZGB neu ein fur die
Kantone fakultatives, 6ffentliches Bereinigungsverfahren vor, in dessen Rahmen fiir ein be-
stimmtes Gebiet, innerhalb dessen sich die Verhéltnisse tatséchlich oder rechtlich veréandert
haben und deshalb eine grossere Zahl von Dienstbarkeiten, Vor- oder Anmerkungen ganz oder
weitgehend hinféllig geworden sind oder die Lage nicht mehr bestimmbar ist, die Bereinigung
angeordnet werden kann (vgl. Art. 976c Abs. 1 ZGB). Die Anordnung des 6ffentlichen Bereini-
gungsverfahrens ist auf den entsprechenden Grundbuchblattern anzumerken (Art. 976¢ Abs. 2
ZGB). Die Regelung der Einzelheiten und des Verfahrens obliegt den Kantonen, wobei diese
die Bereinigung weiter erleichtern oder vom Bundesrecht abweichende Vorschriften erlassen
kénnen (Art. 976 Abs. 3 ZGB).

Regelungsbedarf ergibt sich in diesem Bereich von Bundesrechts wegen nicht zwingend. Es
steht den Kantonen vielmehr frei, ob sie ein spezielles, 6ffentliches Bereinigungsverfahren ein-
fihren mochten. Die Einflhrung eines solchen Verfahrens macht jedoch im Kanton Obwalden,
wo effektiv noch grossere Gebiete existieren, in welchen in das Grundbuch eingetragene
Dienstbarkeiten, Vormerkungen oder Anmerkungen nicht mehr den tatsachlichen Verhaltnissen
entsprechen, durchaus Sinn. Die Kosten des offentlichen Bereinigungsverfahrens kénnten zwi-
schen dem Kanton und den betroffenen Gemeinden aufgeteilt werden. Es sind jedoch auch
andere Varianten, wie die Aufteilung der Kosten zwischen Kanton, Gemeinden und Grundei-
gentimerinnen und Grundeigentiimer madglich. Die verschiedenen Varianten sind bei Bemer-
kungen zu einzelnen Bestimmungen aufgefihrt.

35 Elektronischer Geschéaftsverkehr und weitere Dienstleistungen

Die als Folge der Revision des Immobiliarsachenrechts erneuerte GBV enthélt zahlreiche Be-
stimmungen zum elektronischen Rechtsverkehr. Eine vollumfanglich auf elektronischem Weg
abgewickelte Anmeldung von Geschéaften beim Grundbuchamt setzt insbesondere voraus, dass
die Rechtsgrundausweise, i.d.R. offentliche Urkunden, ebenfalls in elektronischer Form einge-
reicht werden kdnnen. Neu sind die Kantone gemass Art. 55a Abs. 1 SchlT ZGB einerseits be-
fugt, Urkundspersonen zu ermachtigen, elektronische Ausfertigungen der von ihnen errichteten,
offentlichen Urkunden (z.B. Kaufvertrage) zu erstellen. Des Weiteren kénnen die Kantone den
Urkundspersonen erlauben, die Ubereinstimmung der von ihnen erstellten, elektronischen Ko-
pien mit den Originaldokumenten auf Papier sowie die Echtheit von Unterschriften elektronisch
zu beglaubigen (Art. 55a Abs. 2 SchIT ZGB).

Die Kantone kénnen fir ihre Grundbuch@mter tUberdies den elektronischen Geschéftsverkehr
zulassen (Art. 39 GBV). Sie kdnnen diesbeziiglich festlegen, ob bei elektronischen Eingaben
alle fuir den Vollzug des Geschéfts notigen Belege zuhanden des Grundbuchamts elektronisch
zu Ubermitteln sind oder ob die gemischte Einreichung von elektronischen Belegen und solchen
in Papierform zulassig ist (Art. 42 GBV; vgl. auch Art. 65 Staatsverwaltungsgesetz vom 8. Ju-

ni 1997 [StVG; GDB 130.1] und Art. 26a Gesetz Uber die Gerichtsorganisation vom 22. Okto-
ber 1996 [GOG; 134.1)).

Seite 10 | 34



Erlauternder Bericht des Volkswirtschaftsdepartements zum Entwurf eines Nachtrags zum Gesetz betreffend die Ein-
fuhrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches und zum Entwurf einer totalrevidierten Bereinigungsverordnung
(Teilrevision des Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts)

Die Kantone sind tberdies erméachtigt, elektronische Ausziige aus dem Papiergrundbuch anzu-
bieten (vgl. Art. 32 Abs. 4 GBV). Sie haben zudem neu die Mdglichkeit, die ohne Interessen-
nachweis einsehbaren Daten des Hauptbuchs (Bezeichnung des Grundstiicks und die Grund-
stlicksbeschreibung, den Namen und die Identifikation des Eigentiimers, die Eigentumsform
und das Erwerbsdatum) im Internet 6ffentlich zuganglich zu machen (Art. 27 Abs. 1 GBV).

Des Weiteren kann aufgrund besonderer Vereinbarungen bestimmten Behdrden oder Personen
im Rahmen des Abrufverfahrens Zugang zu den Daten des Hauptbuchs, des Tagebuchs und
der Hilfsregister gewahrt werden, ohne dass sie im Einzelfall ein Interesse glaubhaft machen
missen. Dies kdnnen etwa Urkundspersonen, im Geometerregister eingetragene Ingenieur-
Geometer, Steuerbehdrden sowie andere Behdrden sein. Des Weiteren kdnnen auch Banken,
die Schweizerische Post, Pensionskassen und weitere Institutionen gemass der Gesetzgebung
Uber das bauerliche Bodenrecht darunter fallen. Auch Rechtsanwélten oder weiteren, an den
betreffenden Daten berechtigte Personen kann ein erweiterter Zugang gewdahrt werden

(vgl. Art. 28 und Art. 30 Abs. 1 GBV).

Im Kanton Obwalden existieren fir die Einfihrung des elektronischen Rechtsverkehrs im Ver-
kehr mit dem Grundbuch, fir das 6ffentliche Zugénglichmachen von ohne Interessenshachweis
einsehbaren Daten im Internet sowie flir das Anbieten von elektronischen Ausziigen aus dem
Papiergrundbuch derzeit noch keine Rechtsgrundlagen. Fir den erweiterten Zugang existieren
jedoch in Art. 17b der Verordnung Uber das Grundbuch entsprechende Vorschriften. Der Regie-
rungsrat entscheidet demnach Giber Art und Umfang des Zugriffs auf Daten des Hauptbuches
fur Nachfuhrungsgeometer, Amtsstellen des Kantons, Gemeinden, andere 6ffentlich-rechtliche
Kdrperschaften und Urkundspersonen. Er kann im Rahmen der bundesrechtlichen Bestimmun-
gen weiteren Personen und Behoérden einen direkten oder mittelbaren Zugriff gewahren. Er hort
dabei zuvor das Grundbuchamt und den Datenschutzbeauftragten an.

Angesichts der Tatsache, dass auf Bundesebene der elektronische Rechtsverkehr sowie weite-
re damit zusammenhéangende Dienstleistungen gefordert werden, kann und will sich auch der
Kanton Obwalden nicht vor diesen Entwicklungsschritten verschliessen. Es liegt jedoch auf der
Hand, dass die Einfihrung eines elektronischen Notariats und des elektronischen Geschafts-
verkehrs mit dem Grundbuchamt sowie die weiteren, damit zusammenhéngenden Dienstleis-
tungen seriése Vorarbeiten voraussetzen. Dies bedingt einen betréachtlichen, zeitlichen Auf-
wand. Aufgrund dessen erweist sich eine unmittelbare Einfihrung des elektronischen Ge-
schéftsverkehrs und der damit zusammenhéangenden Dienstleistungen nicht als angezeigt.
Deshalb soll im aktuellen Zeitpunkt im EG ZGB eine Grundsatznorm vorgesehen werden, wel-
che den Regierungsrat ermachtigt, entsprechende Ausfiihrungsbestimmungen zu erlassen, die
die Einflihrung des elektronischen Geschéftsverkehrs mit dem Grundbuchamt sowie der weite-
ren Dienstleistungen und die diesbezlglichen Einzelheiten regeln. Dies erscheint, da es sich
dabei um Uberwiegend technische Vorschriften handelt, als sachgerecht.

3.6 Zusammenlegung der Grundbuchkreise Sarneraatal und Engelberg zu einem
einzigen Grundbuchkreis

Anlasslich der Revision der kantonalen Immobiliarsachenrechts- und Grundbuchgesetzgebung
sollen tUiberdies die gesetzlichen Grundlagen fiir eine Reorganisation des kantonalen Grund-
buchamts geschaffen werden.

Derzeit bildet der Kanton Obwalden zwei Grundbuchkreise, wobei fur jeden Kreis ein Grund-
buchamt zustandig ist. Zum ersten Kreis (Sarneraatal) gehéren die Einwohnergemeinden Sar-
nen, Kerns, Sachseln, Alpnach, Giswil und Lungern. Den zweiten Kreis bildet die Einwohner-
gemeinde Engelberg (Art. 163 EG ZGB und Art. 1 und Art. 2 Abs. 1 Verordnung Uber das
Grundbuch).
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Die beiden Grundbuchkreise Sarneraatal und Engelberg sollen zu einer Abteilung mit Sitz in
Sarnen und Aussenstelle in Engelberg werden. Auch sollen die beiden Grundbuchkreise so
bald als mdéglich zu einem einzigen Grundbuchkreis Obwalden zusammengefasst werden. Das
Grundbuch selbst wird aber weiterhin nach Gemeinden gefiihrt. Das bisherige Biiro des Grund-
buchkreises Engelberg soll als Aussenstelle des Grundbuchkreises Obwalden weiterbetrieben
werden, sofern und solange dafir ein Bedirfnis besteht. Durch dieses Vorgehen lassen sich die
Ablaufe vereinfachen und effizienter gestalten, Doppelspurigkeiten vermeiden sowie eine ein-
heitliche Praxis gewahrleisten.

Die Zusammenlegung der beiden bisherigen Grundbuchkreise Sarneraatal und Engelberg zum
Grundbuchkreis Obwalden schafft im Ubrigen die Mdglichkeit zu einer weiteren Vereinheitli-
chung des Grundbuches. So wird es inskiinftig méglich sein, samtliche grundbuchrechtlich rele-
vanten Daten, die im Grundbuchsystem Terris erfasst sind, Gber die Gemeindegrenzen hinaus
und kantonsweit einheitlich abzufragen.

Die organisatorischen, technischen und finanziellen Anstrengungen fur die Einfiihrung eines
einzigen Grundbuchkreises im Kanton Obwalden sind aber nicht zu unterschétzen. Es ist vor-
gesehen, dass — im Rahmen einer Ubergangsbestimmung — vorerst die zwei bisherigen Grund-
buchkreise weiterexistieren sollen, bis die notwendigen Massnahmen fir die Bildung eines ein-
heitlichen Grundbuchkreises getroffen sind. Die erforderlichen Vorarbeiten erfordern eine ge-
wisse Ubergangszeit, da sie aus finanziellen Griinden ohne zuséatzliche Personalressourcen
geleistet werden. Es ist deshalb jedoch nicht mit hohen Zusatzkosten zu rechnen. Der Regie-
rungsrat wird ausdricklich erméchtigt, vorbehaltlich der Finanzkompetenzen des Kantonsrats,
samtliche diesbeziiglich notwendigen Massnahmen in die Wege zu leiten.

3.7 Punktuelle Uberarbeitung und formeller Neuerlass der Bereinigungsverordnung

Die Bereinigungsverordnung hat sich in der Vergangenheit grundsétzlich bewahrt. Im Rahmen
der Anpassung des EG ZGB an das neue Immobiliarsachenrecht des Bundes soll diese Ver-
ordnung jedoch — unter Vornahme von bestimmten Anpassungen und inhaltlichen Anderungen
— neu erlassen werden. Ein Neuerlass rechtfertigt sich insbesondere deshalb, weil 16 Artikel der
bisherigen Bereinigungsverordnung aufgehoben werden soll. Zwecks besserer Lesbarkeit er-
weist sich ein Neuerlass als sinnvoll. Des Weiteren erféhrt die Bereinigungsverordnung auch
diverse terminologische Anderungen. So soll neu etwa nicht mehr vom Bereinigungsamt, son-
dern von der Abteilung Bereinigung gesprochen werden. Uberdies werden bestimmte Verweise
auf das Uibergeordnete Recht, welche mittlerweile nicht mehr korrekt sind, angepasst. Zudem
soll die Bereinigungsverordnung neu sowohl die weibliche als auch die mannliche Form bertck-
sichtigen. Daneben erfolgen auch verschiedenste, inhaltliche Anderungen, welche die Grund-
buchbereinigung moglichst vereinfachen sollen. Uberdies sollen die in der bisherigen Bereini-
gungsverordnung vorkommenden Wiederholungen von bundesrechtlichen Bestimmungen be-
seitigt werden. Die Bereinigungsverordnung sieht gegenwartig eine primére Kostenpflicht der
Grundeigentiimerinnen und Grundeigentimerinnen vor. Die Berechnung der zu leistenden Ge-
bihren erweist sich jedoch als umstandlich und kaum praktikabel (vgl. Art. 57 Bereinigungsver-
ordnung). Zudem erfolgt die Bereinigung im 6ffentlichen Interesse und von Amtes wegen. Es
wird deshalb in Variante 1 vorgeschlagen, dass die Kosten des Bereinigungsverfahrens neu je
halftig vom Kanton und den betroffenen Gemeinden getragen werden. Die anderen Varianten,
wie die Aufteilung der Kosten zwischen Kanton, Gemeinden und Grundeigentimerinnen und
Grundeigentiimer sind bei den Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen aufgefihrt.

3.8 Aufhebung der Verordnung tber das Grundbuch und Erlass von entsprechen-
den Ausflihrungsbestimmungen

Die revidierte GBV des Bundes gibt den Grundbuchamtern die Art und Weise der Fiihrung des

Grundbuchs um einiges detaillierter vor, als dies noch bei der aufgehobenen GBYV der Fall war.

Dementsprechend sind einerseits markant weniger kantonale Ausfiihrungsvorschriften hinsicht-
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lich der Fihrung des Grundbuchs als bisher notwendig. Es handelt sich hierbei um ausgewie-
sen technische Vorschriften, fir welche Ausfiihrungsbestimmungen des Regierungsrats die
sachgerechte Regelungsstufe darstellen. Andererseits wurden diverse zentrale Bestimmungen
der Verordnung Uber das Grundbuch, wie namentlich Zustandigkeitsvorschriften, in den Nach-
trag fir das EG ZGB integriert.

Die kunftigen Ausfihrungsbestimmungen Uber das Grundbuch werden namentlich die Grund-
buchfiihrung mittels Informatik, die Offnungszeiten des Grundbuchs, die erforderlichen Hilfsre-
gister und Belege, die Anzeigen bei Handanderungen, die Veroffentlichung des Erwerbs von
Grundstiicken sowie deren Kosten sowie die naheren Details zum 6ffentlichen Bereinigungsver-
fahren regeln.

3.9 Weitere Anderungen

Gemass Art. 944 Abs. 1 ZGB sind jene Grundstiicke, welche nicht im Privateigentum stehen,
und diejenigen, welche dem &ffentlichen Gebrauche dienen, lediglich dann in das Grundbuch
aufzunehmen, wenn dingliche Rechte daran zur Eintragung gebracht werden sollen oder die
Kantone deren Aufnahme vorschreiben. Gemass geltender kantonaler Gesetzgebung wird der
Grundsatz, dass samtliche nicht im Privateigentum stehende, dem 6&ffentlichen Gebrauch die-
nende Grundstiicke in das Grundbuch einzutragen sind, lediglich in Art. 24 der Bereinigungs-
verordnung geregelt. Ein Blick in die Gesetzgebung anderer Kantone zeigt, dass dieser Grund-
satz meistens bereits auf Gesetzesstufe — in der Regel im jeweiligen EG ZGB — geregelt wird.
Aufgrund dessen soll mit Art. 168f des Entwurfs neu eine entsprechende Bestimmung auf Ge-
setzesstufe geschaffen werden, was dem Gesetzesvorbehalt von Art. 66 der Verfassung des
Kantons Obwalden vom 19. Mai 1968 (Kantonsverfassung, KV; GDB 101.0) Rechnung tragt.

Zudem erfolgt im Rahmen der vorliegenden Revision eine Bundelung der — bislang im EG ZGB
und in der Verordnung uber das Grundbuch verstreuten — Vorschriften betreffend die Kompe-
tenzen des Grundbuchamts, des Regierungsrats und des Kantonsgerichtsprasidiums im Be-
reich des Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts.

Des Weiteren werden im Rahmen der vorliegenden Revision diverse kleinere Anpassungen der
kantonalen Gesetzgebung an friher geéndertes Bundesrecht vorgenommen. Insbesondere
werden die im EG ZGB und in den weiteren relevanten Erlassen enthaltenen Verweise auf be-
stimmte Artikel des ZGB oder der GBV an @nderungsbedingte Neunummerierungen angepasst.
Uberdies sollen verschiedene, offensichtlich (iberholte Bestimmungen im EG ZGB und in den
weiteren relevanten Erlassen aufgehoben werden.
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Il. Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen

1. Gesetz betreffend die Einfihrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches

Art. 163 Abs. 1 und Abs. 4 (aufgehoben)

Abs. 1
Die Grundbuchkreise werden neu in Art. 168a des Entwurfs geregelt. Dementsprechend kann
Art. 163 Abs. 1 EG ZGB aufgehoben werden.

Abs. 4

Die Regelung der fur die Beamten und Angestellten der Grundbuchverwaltung verbotenen Ge-
schéafte ist nicht zwingend notwendig. Im EG ZGB sollen inskiinftig lediglich die zentralen Nor-
men zum Immobiliarsachen- und Grundbuchrecht festgehalten werden. Auch wenn das Verbie-
ten von bestimmten Geschéften fur die Beamten und Angestellten der Grundbuchverwaltung
grundsatzlich eine Einschréankung darstellt, bedarf es dafir keine ausdriickliche, gesetzliche
Grundlage, da bereits Art. 33 Bst. a und ¢ StVG von allen, im Staatsdienst stehenden Personen
eine dienstleistungsgerechte, zielgerichtete, wirtschaftliche und zweckmassige Aufgabenerfil-
lung voraussetzt und ihnen zudem die Pflicht auferlegt, auch ausser Dienst alles zu unterlas-
sen, was die Erfullung ihrer Aufgaben beeintrachtigen oder der Vertrauenswirdigkeit der
Staatsverwaltung schaden koénnte. Zudem gilt das Amtsgeheimnis (Art. 36 StVG). Art. 163 Abs.
4 EG ZGB kann daher ersatzlos gestrichen werden.

Art. 164 (aufgehoben)

Abs. 1

Der Verantwortlichkeit der Beamten und Angestellten der Grundbuchverwaltung gegentber
dem Kanton wird neu in Art. 168b Abs. 4 des Entwurfs geregelt, weshalb Art. 164 Abs. 1
EG ZGB aufzuheben ist.

Abs. 2

Die Leistung einer Kaution durch die Beamten und Angestellten der Grundbuchverwaltung
zwecks Gewahrleistung einer allseitig treuen Pflichterfillung der Amtspflichten entspricht nicht
mehr den heutigen Gegebenheiten und ist aktuell nicht mehr von grosser Bedeutung. Sie hatte
ihre Rechtfertigung in einer Zeit, da die Staatshaftung eine Neuerung darstellte und es fur sinn-
voll erachtet wurde, den Kantonen die Rickgriffsrechte auf die Fehlbaren zu sichern. Art. 164
Abs. 2 EG ZGB kann daher ersatzlos gestrichen werden.

Art. 165 (aufgehoben)
Der Regelungsgehalt von Art. 165 EG ZGB wird neu in angepasster Form in Art. 168k des Ent-
wurfs uberfuhrt. Art. 165 EG ZGB ist aufgrund dessen aufzuheben.

Art. 166-168 (aufgehoben)

Die in den betreffenden Artikeln vorgesehenen Kompetenzen des Kantonsgerichtsprasidenten
bzw. des Kantonsgerichtsprasidiums werden neu in Art. 168e des Entwurfs zusammengefasst,
weshalb die Art. 166-168 EG ZGB vollumfanglich aufzuheben sind.

Art.168a  Grundbuchkreis Obwalden

Abs. 1

Wie bereits in Ziff. | 3.6 des vorliegenden Berichts ausgefiihrt worden ist, sollen die bisherigen
Grundbuchkreise Sarneraa und Engelberg mittelfristig zu einem einzigen Grundbuchkreis Ob-
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walden vereinigt werden, wobei das bisherige Biro des Grundbuchkreises Engelberg als Aus-
senstelle des Grundbuchkreises Obwalden weiterbetrieben werden soll. Durch dieses Vorgehen
kénnen erhebliche Effizienzgewinne erzielt werden. Insbesondere werden die Ablaufe verein-
facht, Doppelspurigkeiten vermieden sowie eine einheitliche Praxis erleichtert.

Art. 182a des Entwurfs enthalt aber eine entsprechende Ubergangsregelung, wonach die bishe-
rigen beiden Grundbuchkreise fortgefiihrt werden sollen, bis die organisatorischen, technischen
und finanziellen Massnahmen zur Schaffung eines einzigen Grundbuchkreises abgeschlossen
sind.

Abs. 2
Das Grundbuchamt fihrt das Grundbuch — und somit auch das EDV-Grundbuch — gemeinde-
weise. Jedes Grundstick ist einer bestimmten Gemeinde zugeordnet.

Abs.3

Der Regierungsrat regelt die ndhere Organisation des Grundbuchamts und bestimmt dessen
Sitz. Die Bestimmung in Art. 2 Abs. 2 der Verordnung Uber das Grundbuch wird in Art. 168a
Abs. 3 des Entwurfs Uberfuihrt. Der Regierungsrat kann im Rahmen seiner Organisationsauto-
nomie auch Zweigstellen bzw. Aussenstellen errichten.

Art. 168b  Grundbuchamt

Abs. 1

Das Grundbuchamt ist eine kantonale Amtsstelle (vgl. auch Art. 2 Abs. 3 Verordnung tber das
Grundbuch). Gemass Art. 22 Abs. 1 StVG werden Amter, Abteilungen und Dienststellen unter
dem Begriff "Amtsstellen" zusammengefasst. Gegenwartig wird das Grundbuch als Abteilung
des Volkswirtschaftsamts geftihrt und die Grundbuchbereinigung von der Abteilung Grundbuch-
bereinigung betreut (Art. 4 Abs. 1 Bst. b Ziff. 9 Ausfiihrungsbestimmungen Uber die Aufgaben
und Gliederung der Departemente vom 4. Juni 2002 (GDB 133.111). Die Zivilgesetzgebung des
Bundes bezeichnet die fir die Fihrung des Grundbuchs zustéandigen Stellen des Kantons je-
doch, ungeachtet ihrer organisationsrechtlichen Ausgestaltung, stets als Grundbuchamt. Des-
halb soll diese Terminologie verwendet werden. Art. 168b Abs. 1 des Entwurfs belasst dem
Regierungsrat somit die nétige Flexibilitat, die Abteilung Grundbuch bzw. die Abteilung Grund-
buchbereinigung zum gegebenen Zeitpunkt allenfalls einmal als Amt im Sinne von Art. 32 der
Verordnung Uber die Organisation des Regierungsrates und der kantonalen Verwaltung vom

7. September 1989 (Organisationsverordnung; GDB 133.11) auszugestalten. Es bestehen je-
doch keine entsprechenden Plane.

Abs. 2

In Art 168b Abs. 2 des Entwurfs werden die zentralen Kompetenzen des Grundbuchamts zwar
sehr umfassend — jedoch nicht abschliessend (vgl. die Wendung ,insbesondere*) — aufgezahlt.
Dabei wurden samtliche, mit der Revision des Immobiliarsachenrechts einhergehenden inhaltli-
chen Neuerungen sowie die Artikelanderungen berticksichtigt. Durch die Aufzéhlung der we-
sentlichen Aufgaben soll ein wertvoller Uberblick (iber die Tatigkeit des Grundbuchamts gege-
ben werden.

Abs. 3

Art. 168b Abs. 4 des Entwurfs entspricht Art. 164 Abs. 1 EG ZGB. Die betreffende Regelung
stutzt sich auf Art. 955 Abs. 2 ZGB ab, wonach die Kantone Ruckgriff auf die Beamten und An-
gestellten der Grundbuchverwaltung sowie die Organe der unmittelbaren Aufsicht haben, wenn
diese ein Verschulden trifft. Diese Norm ist als Spezialnorm zu den Bestimmungen des kanto-
nalen Haftungsgesetzes vom 24. September 1999 (HG; GDB 130.3) zu betrachten, da Letzte-
res den Ruckgriff nur bei einem vorsatzlichen oder grobfahrlassigen Verhalten zulésst (vgl. Art.
13 f. HG).
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Art. 168c  Regierungsrat

Abs. 1

Art. 168c Abs. 1 des Entwurfs ist nahezu identisch mit Art. 4 Abs. 1 der Verordnung Uber das
Grundbuch. Da es sich bei der Regelung der Aufsicht iber das Grundbuchamt um eine zentrale
Bestimmung handelt, soll diese Bestimmung inskiinftig auf Gesetzesstufe festgehalten werden.

Abs. 2

Art. 168c Abs. 2 des Entwurfs entspricht vollumfénglich Art. 4 Abs. 2 und 3 der Verordnung tber
das Grundbuch. Auch diese Bestimmungen sollen inskiinftig bereits auf Gesetzesstufe normiert
werden.

Art. 168d  Rechtsschutz

Abs. 1

Gemass Art. 956a Abs. 1 ZGB kann bei der vom Kanton bezeichneten Behtrde gegen eine
vom Grundbuchamt erlassene Verfligung oder gegen das unrechtmassige Verweigern oder
Verzdgern einer Amtshandlung durch das Grundbuchamt Beschwerde erhoben werden. Zur
Beschwerde kann ebenfalls die kantonale administrative Aufsichtsbehérde erméachtigt werden
(vgl. Art. 956a Abs. 2 Ziff. 2 ZGB).

Im kantonalen Recht ist von Bundesrechts wegen die zustandige Beschwerdeinstanz, welche
Beschwerden gegen Verfiigungen des Grundbuchamts oder dessen rechtsverweigerndes bzw.
-verzogerndes Verhalten behandelt, zu bezeichnen. Gemass der provisorischen Regelung in
Art. 1 der Ausfihrungsbestimmungen zur Einfihrung des neuen Immobiliarsachen- und Grund-
buchrechts des Schweizerischen Zivilgesetzbuches ist der Regierungsrat die zustandige Be-
schwerdeinstanz. Diese Regelung gilt es angesichts der umfassenden Anpassung des kantona-
len Rechts an die Revision des Immobiliarsachenrechts in das EG ZGB zu integrieren. Da der
Regierungsrat bereits selber die Aufsichtsbehdrde tuber die Grundbuchamter ist, eriibrigt es
sich, ihm ein Beschwerderecht geméass Art. 956a Abs. 2 Ziff. 2 ZGB einzurdumen.

Abs. 2

Art. 168d Abs. 2 des Entwurfs stellt klar, dass sich die Modalitaten des Beschwerdeverfahrens
(Feststellung des Sachverhalts, Anhorung, Akteneinsicht etc.) nach den allgemeinen Vorschrif-
ten des StVG und der Verordnung Uber das Verwaltungs- und Verwaltungsbeschwerdeverfah-
ren vom 29. Januar 1998 (Verwaltungsverfahrensverordnung; VwVV, GDB 133.21) richten.

Art. 168e  Kantonsgerichtsprasidium

Abs. 1

Art. 168e Abs. 1 des Entwurfs fasst die bislang im EG ZGB (Art. 166-168 EG ZGB) und in der
Verordnung Uber das Grundbuche (Art. 7 EG ZGB) verstreuten Kompetenzen des Kantonsge-
richtsprasidiums zusammen. Neu soll Giberdies nicht mehr die Terminologie "Kantonsgerichts-
prasident”, sondern der modernere und geschlechtsneutrale Ausdruck "Kantonsgerichtsprasidi-
um" verwendet werden.

Die Kompetenz des Kantonsgerichtsprasidiums, Gesuche um Eintragung des Eintragung des
Eigentums an einem nicht im Grundbuch aufgenommenen Grundstiicke gemass Art. 662 ZGB
zu beurteilen, war bisher in Art. 167 EG ZGB geregelt und wird neu in Art. 168e Abs. 1 Bst. a
des Entwurfs festgehalten.

Im Rahmen der Revision des Immobiliarsachenrechts des ZGB wurde das kantonale Gericht
neu fuir die Anordnung von Massnahmen bei Unauffindbarkeit des Grundeigentiimers, des

Dienstbarkeitsberechtigten oder des Grundbuchpfandglaubigers sowie bei Fehlen der vorge-
schriebenen Organe einer juristischen Person als zustandig erklart (vgl. Art. 666a, Art. 666b,
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Art. 781a und Art. 823 ZGB). Diese gerichtlichen Zustandigkeiten missen im Rahmen der in-
nerkantonalen Kompetenzverteilung einer bestimmten Gerichtsinstanz zugewiesen werden. Der
Regierungsrat hat die entsprechenden Kompetenzen provisorisch in den Ausfiihrungsbestim-
mungen zur Einfihrung des neuen Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts des Schweizeri-
schen Zivilgesetzbuches festgelegt. Im Rahmen der umfassenden Anpassung des kantonalen
Rechts an die Revision des Immobiliarsachenrechts ist diese Regelung in Art. 168 Abs. 1 Bst. b
des Entwurfs zu tberfihren.

Gemass Art. 7 Abs. 1 Bst. a der Verordnung Uber das Grundbuch obliegt dem Kantonsgerichts-
prasidenten die Ordnung der Pfandrechte bei Schuldbriefen und Gilten (Art. 833 und Art. 852
aZGB). Da die Gult mittlerweile abgeschafft worden ist, soll inskiinftig lediglich noch von der
Ordnung der Pfandrechte gesprochen werden. Zudem ist nur noch Art. 833 ZGB, welcher sich
auf den Schuldbrief bezieht, zu erwéhnen. Diese Regelung soll neu in Art. 168e Abs. 1 Bst. ¢
des Entwurfs festgehalten werden.

Art. 7 Abs. 1 Bst. b der Verordnung tber das Grundbuch sieht vor, dass der Kantonsgerichts-
prasident fur die Anordnung Uber die Hinterlegungen von Zahlungen bei Schuldbrief und Gult
zustandig ist (Art. 861 aZGB). Art. 861 aZGB hat im Rahmen der Revision des Immobiliarsa-
chenrechts eine neue Nummerierung erhalten (Art. 851 ZGB), weshalb die Artikelangabe ent-
sprechend anzupassen ist. Ausserdem ist der Begriff "Gult" zu streichen, da das ZGB dieses
Rechtsinstitut mittlerweile nicht mehr vorsieht. Diese angepasste Bestimmung wird neu in
Art. 168e Abs. 1 Bst. d des Entwurfs vorgesehen.

Das Kantonsgerichtsprasidium wird gemass Art. 7 Abs. 1 Bst. ¢ der Verordnung uber das
Grundbuch als zustandige Instanz fur die Beurteilung von Anfechtungen der Léschung von
Grundbucheintragen (Art. 976 aZGB) und fir die Verfigung von Berichtigungen (Art. 977 ZGB)
bezeichnet. Diese Bestimmung soll neu in Art. 168e Abs. 1 Bst. f des Entwurfs tberfuhrt wer-
den. Da sich die Nummerierung im Bereich der Léschung und Anderung der Grundbucheintréa-
ge geandert hat (neu: Art. 976 [erleichterte Léschung], Art. 976a und Art. 976b ZGB [andere
Eintrage]; alt: Art. 976 ZGB]), ist nun der Verweis auf Art. 976b ZGB und nicht mehr auf Art. 976
aZGB vorzusehen.

Abs. 2
Art. 168e Abs. 2 des Entwurfs entspricht inhaltlich vollumféanglich Art. 7 Abs. 2 der Verordnung
Uber das Grundbuch, weshalb sich weitere Ausfuhrungen diesbeziiglich ertbrigen.

Art. 168f  Aufnahme 6ffentlicher Grundstlicke in das Grundbuch

Der in Art. 24 der Bereinigungsverordnung festgehaltene Grundsatz, dass auch samtliche nicht
im Privateigentum stehende, dem offentlichen Gebrauch dienende Grundstiicke in das Grund-
buch aufzunehmen sind, wird — wie dies auch in den meisten anderen Kantonen der Fall ist —
neu bereits im EG ZGB geregelt.

Art. 1689  Elektronischer Geschéaftsverkehr und weitere Dienstleistungen

Abs. 1

In Art. 1689 des Entwurfs wird neu eine Grundsatznorm vorgesehen, welche den Regierungsrat
ermachtigt, insbesondere tber folgende Themen entsprechende Ausfihrungsbestimmungen zu
erlassen:

- Einflhrung des elektronischen Geschéftsverkehrs,

- Erméachtigung von Urkundspersonen, elektronische Ausfertigungen der von ihnen errichteten,
offentlichen Urkunden zu erstellen sowie die Ubereinstimmung der von ihnen erstellten, elekt-
ronischen Kopien mit den Originaldokumenten auf Papier sowie die Echtheit von Unterschrif-
ten elektronisch zu beglaubigen,
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- Anbieten von elektronischen Ausziigen aus dem Papiergrundbuch,

- Zulassung der elektronischen Auskunft und Einsichtnahme in die ohne Interessennachweis
einsehbaren Daten des Hauptbuchs und

- Gewahrung eines erweiterten Zugangs zu den Daten des Hauptbuchs, des Tagebuchs und
der Hilfsregister bei bestimmten Behérden oder Personen.

Durch diese Delegationsnorm wird es dem Regierungsrat ermaéglicht, die Einfihrung dieser
elektronischen Hilfsmittel rasch und in flexibler Weise vornehmen zu kénnen, sobald dies er-
winscht und in technischer und organisatorischer Hinsicht machbar ist. Die Wendung ,insbe-
sondere” macht deutlich, dass es sich bei Art. 168g Abs. 1 des Entwurfs nicht um eine ab-
schliessende Aufzahlung handelt.

Abs. 2

Die aktuell in Art. 17b der Verordnung tber das Grundbuch festgehaltenen Grundséatze betref-
fend Gewahrung eines erweiterten Zugangs zu den Daten des Hauptbuchs, des Tagebuchs
und der Hilfsregister bei bestimmten Behdrden oder Personen werden neu in Art. 1689 Abs. 2
des Entwurfs Uberfihrt. Demnach entscheidet der Regierungsrat Gber Art und Umfang des
Zugriffs auf Daten des Hauptbuches fur Nachfihrungsgeometer, Amtsstellen des Kantons, Ge-
meinden, andere offentlich-rechtliche Kérperschaften und Urkundspersonen. Er kann tberdies,
unter vorgangiger Anhérung des Grundbuchamts und des Datenschutzbeauftragten, weiteren
Personen und Behdrden einen direkten oder mittelbaren Zugriff gewéahren.

Abs. 3
Die entsprechende Vorschrift entspricht Art. 17c der geltenden Verordnung uber das Grund-
buch. Weitergehende Ausfiihrungen eribrigen sich deshalb.

Art. 168h  Offentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankungen
Abs. 1

Der Kanton Obwalden kennt in folgenden Rechtsgebieten 6ffentlich-rechtliche Eigentumsbe-
schrankungen:

- Denkmalschutz,

- Baurecht,

-Wasserrecht und Wasserbau,

- Naturschutz,

- Gewasserschutz und

- Wohnbau- und Eigentumsférderung.

Samtliche dieser kantonalen Anmerkungstatbesténde betreffend 6ffentlich-rechtliche Eigen-
tumsbeschrankungen werden in Art. 129 Abs. 1 GBV aufgefihrt und somit zwingend im Grund-
buch anzumerken. In den betreffenden, kantonalen Spezialerlassen besteht jedoch derzeit kei-
ne einheitliche Regelung. Bestimmte &ffentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankungen sind — wie
von Bundesrechts wegen gefordert — zwingend im Grundbuch anzumerken (vgl. Art. 15 Abs. 2,
Art. 16 Abs. 2 und Art. 20 Abs. 3 DSV, Art. 18 Abs. 2 und Art. 23 Abs. 3 NSV, Art. 4 Ausfiih-
rungsbestimmungen Uber die Ausscheidung von Schutzzonen bei Grundwasserfassungen,

Art. 3 Ausfiihrungsbestimmungen ber die Ausscheidung von Grundwasserschutzarealen und
Art. 9 Abs. 1 WEG). Fur andere, 6ffentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankungen ist die Anmer-
kung jedoch aktuell lediglich fakultativ (Art. 11a Abs. 2 BauG, Art. 32 Abs. 3 BauV, Art. 11

Abs. 2 und Art. 18 WBV, Art. 19 Abs. 3 NSV).

Es qilt daher die verschiedenen — unter Art. 129 Abs. 1 GBV fallenden — Anmerkungstatbestén-

de zu vereinheitlichen. Art. 168h Abs. 1 des Entwurfs legt deshalb neu in allgemeinverbindlicher
Weise fest, dass die durch Verwaltungsverfiigung oder durch einen verwaltungsrechtlichen
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Vertrag fur ein einzelnes, privates Grundstiick angeordneten 6ffentlich-rechtlichen Eigentums-
beschrankungen gemass Art. 129 Abs. 1 GBV zwingend im Grundbuch anzumerken sind. Ge-
nerell-konkrete sowie generell-abstrakte Eigentumsbeschrankungen, welche eine Vielzahl von
Grundstiicken betreffen und sich aus einem Rechtssatz oder einem Nutzungsplan ergeben,
sind jedoch nicht im Grundbuch anzumerken. Sie ergeben sich vielmehr aus dem Kataster der
offentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrankungen — dem sog. OREB-Kataster (vgl. Art. 16 Ge-
0lG). Bei solchen offentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrankungen besteht die Anmerkung im
Grundbuch in einem Hinweis auf den OREB-Kataster (vgl. Art. 129 Abs. 2 GBV).

Abs. 2

Fir die Anmeldung o6ffentlich-rechtlicher Eigentumsbeschrankungen zur Anmerkung oder zur
Léschung soll jeweils die die 6ffentliche-rechtliche Eigentumsbeschrankung anordnende (Ver-
fiigung) oder mitveranlassende (verwaltungsrechtlicher Vertrag) Behorde des Gemeinwesens
oder der Tragerschaft, welche die betreffende 6ffentliche Aufgabe wahrnimmt, zustandig sein.

Abs. 3

Die Kosten der Anmerkung einer dffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrankung gehen bei de-
ren Begriindung durch Verfugung zu Lasten der Veranlasserin bzw. des Veranlassers des
betreffenden Verwaltungsverfahrens. In den meisten Fallen wird dies die Gesuchstellerin bzw.
der Gesuchsteller sein (z.B. im Baubewilligungsverfahren). Wird das Verwaltungsverfahren
jedoch durch eine Behorde in Gang gesetzt, so tragt das entsprechende Gemeinwesen die
Kosten. Erfolgt die Anmerkung einer 6ffentlichen Eigentumsbeschrankung hingegen aufgrund
eines verwaltungsrechtlichen Vertrags, so erfolgt die Kostentragung nach der spezifischen Inte-
ressenlage. Durch diese flexible Regelung soll der Verschiedenartigkeit von verwaltungsrechtli-
chen Vertragen angemessen Rechnung getragen werden.

Abs. 4

Wie bereits erwahnt, decken sich die kantonalen Anmerkungstatbestande vollumféanglich mit
den in Art. 129 Abs. 1 GBV aufgefiihrten Rechtsgebieten. Aus diesen Griinden ist aus heutiger
Sicht keine Schaffung von weiteren, kantonalen Anmerkungstatbestanden erforderlich. Sollten
sich Letztere in Zukunft einmal als notwendig erweisen, wére daflr jedoch eine ausdrickliche,
gesetzliche Grundlage erforderlich. Aufgrund dessen wird in Art. 168h Abs. 4 des Entwurfs eine
"Kann-Vorschrift", wonach der Regierungsrat, sofern dafiir ein Bedtirfnis besteht, weitere An-
merkungstatbestande gemass Art. 129 Abs. 3 GBV erlassen kann, diesbezuglich eine Liste
erstellt und diese dem Bund mitteilt. Durch diese Regelung kann flexibel auf neue Entwicklun-
gen im Bereich der 6ffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrankungen reagiert werden.

Art. 168i Offentliches Bereinigungsverfahren

Abs. 1

Art. 976¢ ZGB sieht neu ein fir die Kantone fakultatives, 6ffentliches Bereinigungsverfahren
vor. Dieses ermdglicht es, in einem bestimmten Gebiet, innerhalb dessen sich die Verhéltnisse
tatsachlich oder rechtlich verandert haben und deshalb eine grdssere Zahl von Dienstbarkeiten,
Vor- oder Anmerkungen ganz oder weitgehend hinféllig geworden sind oder die Lage nicht
mehr bestimmbar ist, eine gesamtheitliche Bereinigung vorzunehmen (vgl. Art. 976¢ Abs. 1
ZGB). Die Regelung der Einzelheiten und des Verfahrens obliegt den Kantonen, wobei diese
die Bereinigung weiter erleichtern oder vom Bundesrecht abweichende Vorschriften erlassen
konnen (Art. 976 Abs. 3 ZGB).

Das offentliche Bereinigungsverfahren erweist sich als ein sehr sinnvolles Instrument um die
grundbuchliche Situation mit den tatséchlichen Verhaltnissen in Einklang zu bringen. Ein gros-
ser Teil der Kantone, hat die Méglichkeit, ein solches Verfahren einzufiihren, genutzt. Insbe-
sondere in jenen Kantonen, in welchen, effektiv noch gréssere Gebiete existieren, in welchen in
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das Grundbuch eingetragene Dienstbarkeiten, Vormerkungen oder Anmerkungen nicht mehr
den tatsachlichen Verhéltnissen entsprechen, erweist sich dieses Verfahren als sehr nutzlich.
Wie bei der systematischen Bereinigung der vor dem 1. Januar 1912 entstandenen Rechte an
Grundstiicken zur Einfihrung des eidgendssischen Grundbuchs soll auch im Rahmen des 6f-
fentlichen Bereinigungsverfahrens der Regierungsrat fir dessen Anordnung zustandig sein
(vgl. Art. 170 EG ZGB). Die Bereinigung soll jedoch nicht durch eine Bereinigungskommission,
sondern durch das Grundbuchamt durchgefiihrt werden.

Abs. 2

Die geltende Bereinigungsverordnung sieht in Art. 57 eine priméare Kostenpflicht der Grundei-
gentimerinnen und Grundeigentimerinnen vor. Die Berechnung der zu leistenden Gebuhren
erweist sich jedoch als umsténdlich und ist in der Paxis haufig schwierig umzusetzen. Deshalb
soll diese Kostenaufteilungsregelung nicht fir das offentliche Bereinigungsverfahren tibernom-
men werden.

Variante 1:

Es wird die halftige Aufteilung der Kosten zwischen Kanton und Gemeinden vorgeschlagen.
Diese Kostenverteilung sah urspriinglich der Kanton Schwyz in seinem Entwurf zum EG ZGB
vor. Das offentliche Bereinigungsverfahren wurde im Kanton Schwyz jedoch nicht eingefihrt.
Durch diese Regelung wirden die anfallenden Kosten in sachgerechter Weise auf Kanton und
Gemeinden verteilt.

Abs. 3

Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten und das Verfahren des 6ffentlichen Bereinigungsver-
fahrens in Ausfihrungsbestimmungen. Darunter fallen insbesondere Bestimmungen lber die
Anordnung und die Durchflihrung des o6ffentlichen Bereinigungsverfahrens, den Rechtsschutz
und den Vollzug.

Art. 168k Erganzende Bestimmungen zum Grundbuchwesen

Abs. 1

Die Regelung der Grundbuchgebihren soll — wie bis anhin (vgl. Art. 165 EG ZGB) — dem Kan-
tonsrat Giberlassen werden.

Abs. 2

Da die GBV des Bundes die Modalitaten der Grundbuchfuhrung mittlerweile sehr detailliert re-
gelt, weshalb lediglich vereinzelte kantonale Ausfiihrungsbestimmungen diesbeztglich notwen-
dig sind, aufgrund des technischen Charakters der entsprechenden Vorschriften und infolge
dessen, dass diverse zentrale Bestimmungen der gegenwaértigen Verordnung tber das Grund-
buch neu im EG ZGB angesiedelt werden sollen, ist es gerechtfertigt, dass neu der Regierungs-
rat Ausfiihrungsbestimmungen tber die Filhrung des Grundbuchs erlésst. Praktisch in allen
anderen Kantonen wird das Ausfuhrungsrecht zum Grundbuchwesen jeweils vom Regierungs-
rat erlassen.

Die Ausfiihrungsbestimmungen lber das Grundbuch werden insbesondere die Grundbuchfih-
rung mittels Informatik, die Offnungszeiten des Grundbuchs, die erforderlichen Hilfsregister und
Belege, die Anzeigen bei Handéanderungen, die Verodffentlichung des Erwerbs von Grundsti-
cken sowie deren Kosten sowie die néheren Details zum 6ffentlichen Bereinigungsverfahren
zum Gegenstand haben.

Art. 168l Grundbuchbereinigung

Vorbemerkung

Die Grundbuchbereinigung soll im EG ZGB selber inskiinftig lediglich mit einem zentralen Arti-
kel geregelt werden, welcher die Art der Bereinigung, die Kompetenz zur Anordnung der Berei-
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nigung sowie die Befugnis zum Erlass einer Verordnung zur ndheren Regelung der Bereinigung
festlegt. Es ist dementsprechend vorgesehen, die ndhere Regelung des Bereinigungsverfah-
rens in der Bereinigungsverordnung vorzunehmen. Daher sind die Art. 169-177 EG ZGB aufzu-
heben und — soweit sie noch zwingend notwendig sind — in Art. 168l des Entwurfs und in die
Bereinigungsverordnung zu tberfihren.

Abs. 1
In Art. 168l Abs. 1 des Entwurfs soll der in Art. 170 EG ZGB erwéhnte Grundsatz, wonach die
Bereinigung von Gemeinde zu Gemeinde vorzunehmen ist, festgehalten werden.

Abs. 2
Art. 168l Abs. 2 des Entwurfs entspricht ebenfalls der in Art. 170 EG ZGB festgehaltenen Rege-
lung, dass die Bereinigung vom Regierungsrat angeordnet wird.

Abs. 3

Art. 168l Abs. 3 des Entwurfs ist nahezu identisch mit Art. 177 EG ZGB, welcher dem Kantons-
rat die Kompetenz zum Erlass der fiir die Bereinigung der dinglichen Rechte und die Einfiihrung
des Grundbuches erforderlichen Vorschriften mittels Verordnung zuweist.

Art. 169-177 (aufgehoben)
Die betreffenden Artikel sind — wie bereits erwahnt — vollumfanglich aufzuheben und soweit
erforderlich in Art. 168l des Entwurfs und in die Bereinigungsverordnung zu tberfihren.

Art. 181 Kantonales Grundbuch

Abs. 1

Gemass Art. 48 SchIT ZGB kénnen die Kantone mit dem Inkrafttreten des Sachenrechtes und
vor der Einfilhrung des Grundbuches die Formen, wie Fertigung, Eintragung in Grund-, Pfand
und Servitutenregister bezeichnen, denen sofort Grundbuchwirkung zukommen soll. Bislang
existierte im Kanton Obwalden keine entsprechende Regelung. Ein Blick auf die diesbezigli-
chen Vorschriften der tibrigen Kantone hat jedoch ergeben, dass die meisten Kantone, welche
das eidgenossische Grundbuch noch nicht (vollumfénglich) eingefiihrt haben, von dieser Rege-
lungsmaoglichkeit Gebrauch gemacht haben.

Art. 181a Abs. 1 des Entwurfs sieht daher neu vor, dass der Eintragung in das altrechtliche
Grundbuch bis zur Einfiihrung des eidgendssischen Grundbuchs in Bezug auf Begriindung,
Abéanderung oder Léschung der dinglichen Rechte an Grundstiicken Grundbuchwirkung im
Sinne von Art. 48 SchIT ZGB zukommt.

Abs. 2
Art. 181 Abs. 2 des Entwurfs halt Uberdies ergénzend fest, dass die Bestimmungen der GBV,
insbesondere die Vorschriften tiber das Tagebuch, sinngeméss anwendbar sind.

Art. 182a  Ubergangsbestimmung zu Art. 168

Abs. 1

Die Bildung eines einzigen Grundbuchkreises im Kanton Obwalden setzt gewisse Vorarbeiten
voraus. Dementsprechend wird die Zusammenlegung der beiden gegenwartigen Grundbuch-
kreise nicht kurzfristig erfolgen. Angesichts dessen ist in Art. 182a Abs. 1 des Entwurfs festzu-
halten, dass der Kanton solange weiterhin mit zwei Grundbuchkreisen operiert, bis die erforder-
lichen Massnahmen zur Einflihrung eines einzigen Grundbuchkreises getroffen sind.
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Abs. 2

Der Regierungsrat soll gemass Art. 182a Abs. 2 des Entwurfs erméachtigt werden, samtliche
notwendigen Massnahmen fir die Bildung eines einzigen Grundbuchkreises in die Wege zu
leiten. Vorbehalten bleiben die Finanzkompetenzen des Kantonsrats.

Il. Fremdéanderungen

a. Gesetz betreffend Ergédnzung des Einfihrungsgesetzes zum Schweizerischen
Zivilgesetzbuch

Ingress (geéndert)

Da es gemass revidiertem ZGB keine Giilten mehr gibt und im Kanton Obwalden geméass Aus-
sage des Grundbuchamts keine Gillten bestehen, ist die Wendung "und der Errichtung von
Gllten des neuen Rechts" zu streichen.

Art. 1 Abs. 4 (geéndert)
Die Gilt wurde im Rahmen der Revision des Immobiliarsachenrechts abgeschafft, weshalb der
Begriff "GUlt" zu streichen ist.

b. Verordnung Uber die Grundbuchgebihren

Ingress (geandert)
Die Kompetenz zur Regelung der Grundbuchgebuhren soll neu in Art. 168k Abs. 1 EG ZGB
geregelt werden. Dementsprechend ist die Abstiitzung im Verweis anzupassen.

Art. 12 Ziff. 7 (geandert)

Da die Giilt mittlerweile abgeschafft worden ist und im Kanton Obwalden keine Giilten beste-
hen, ist Art. 12 Ziff. 7 der Verordnung tber die Grundbuchgebiihren dementsprechend anzu-
passen.

C. Gesetz Uber die amtliche Schatzung der Grundstiicke und das Grundpfandrecht
(Schatzungs- und Grundpfandgesetz)

Art. 20 Abs. 1 (geéndert), Abs. 2 und Abs. 3 (neu)

Vorbemerkung

Art. 20 Abs. 1 des Schétzungs- und Grundpfandgesetzes hélt fest, dass gesetzliche Grund-
pfandrechte gemass Art. 836 ZGB, welche den eingetragenen, privatrechtlichen Pfandrechten
vorgehen, ohne Eintrag im Grundbuch bestehen. Dies ist insbhesondere fir die auf Grundstiicke
verlegten offentlich-rechtlichen Beitrdge an Bodenverbesserungsmassnahmen, Gewasserver-
bauungen, Strassen, Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen und dergleichen auf die Dau-
er von 20 Jahren und fir alle aus steuerbegriindenden Verédusserungen von Grundsticken
entstehenden Steuerforderungen der Fall.

Im Kanton Obwalden existieren unter anderem folgende, spezialgesetzliche Grundpfandrechte:

- unmittelbares, gesetzliches Grundpfandrecht geméass Art. 262 StG

Art. 262 Abs. 1 StG sieht fiir samtliche aus steuerbegriindenden Verausserungen von
Grundstiicken entstehenden Steuerforderungen (Grundstiickgewinn-, Handanderungs-, Ein-
kommens-, Gewinn- sowie Erbschaftssteuern) ein dem Kanton und den steuerberechtigten
Gemeinden ein, den im Grundbuch eingetragenen, privatrechtlichen im Range vorangehen-
des, gesetzliches Grundpfandrecht vor. Dieses bedarf zu seiner Entstehung keiner Eintra-
gung. Es kann — ohne dass eine rechtskraftige Verfugung vorliegt — im Grundbuch eingetra-
gen werden. Gemass Art. 262 Abs. 2 StG erlischt dieses Pfandrecht, sofern es nicht nach Ab-
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lauf von drei Jahren nach dem Eintrag der Handanderung in das Grundbuch oder, falls kein
Eintrag der Handanderung in das Grundbuch erforderlich ist, nach drei Jahren seit der Wahr-
nehmung durch die fir die Veranlagung zustandigen Steuerbehdrde nicht in das Grundbuch
eingetragen worden ist.

Der Kanton Obwalden regelt das unmittelbare, gesetzliche Steuerpfandrecht somit strenger
als von Bundesrechts wegen vorgegeben. Wird das Pfandrecht nicht innert drei Jahren seit
dem Eintrag der Handanderung in das Grundbuch bzw. seit der Wahrnehmung durch die fur
die Veranlagung zustandige Steuerbehdrde in das Grundbuch eingetragen, erlischt es. Der
Kanton Bern kennt ein @hnliches System. Die uUbrigen Kantone sehen dies aber fast nie so
vor. Vielmehr sind die entsprechenden unmittelbaren, gesetzlichen Grundpfandrechte, sofern
diese nicht innert der von Art. 836 Abs. 2 ZGB vorgesehenen Fristen eingetragen werden, le-
diglich gegeniiber gutglaubigen Dritterwerbern nicht bindend. Sie behalten aber weiterhin ihre
Gultigkeit.

unmittelbare, gesetzliche Pfandrechte gemass Art. 28 Abs. 5 und Art. 58 Abs. 5 BauG

Die Gemeinden und die Versorgungswerke haben fir ihre Forderungen aus Erschliessungs-
und Anschlussbeitragen Anspruch auf Errichtung eines gesetzlichen, allen eingetragenen Be-
lastungen vorgehenden Grundpfandes (Art. 28 Abs. 5 BauG). Des Weiteren besteht fur die
Kosten, welche den Gemeinden im Rahmen der Ersatzvornahme entstehen, ein gesetzliches
Grundpfandrecht, welches den bereits eingetragenen Pfandrechten im Rang nachgeht (Art. 58
Abs. 5 BauG). Beide Pfandrechte miissen jeweils spatestens zwolf Monate nach Falligkeit der
Forderung im Grundbuch eingetragen werden.

Auch diese beiden gesetzlichen Pfandrechte erléschen somit, wenn sie nicht innert der betref-
fenden Frist eingetragen werden. Damit ist das kantonale Recht ebenfalls strenger als von
Bundesrechts wegen vorgegeben. Zudem geht das Pfandrecht geméass Art. 28 Abs. 5 BauG
allen eingetragenen Belastungen im Rang vor, wohingegen jenes gemass Art. 58 Abs. 5 allen
eingetragenen Belastungen im Rang nachgeht. Inskinftig sollen alle gesetzlichen Pfandrechte
einander gleichgestellt werden.

unmittelbares, gesetzliches Pfandrecht gemass Art. 25 WBG

Gemass Art. 25 WBG haben Kanton, Gemeinden, Gemeindeverbande und Wuhrgenossen-
schaften fur ihre Beitragsforderungen sowie die Gemeinden fir ihre Forderungen aus der Lie-
genschaftssteuer ohne Eintragung im Grundbuch ein gesetzliches, allen eingetragenen Belas-
tungen vorgehendes Pfandrecht auf zwei Jahre.

Speziell an diesem Pfandrecht ist, dass es den anderen, eingetragenen Belastungen — und
somit auch den Ubrigen gesetzlichen Pfandrechten — vorgeht. Diese Privilegierung lasst sich
sachlich nicht rechtfertigen. Daher soll dieses Pfandrecht inskiinftig den anderen gesetzlichen
Pfandrechten gleichgestellt werden. Ebenfalls als Besonderheit ist zu werten, dass es — nicht
wie die anderen gesetzlichen Pfandrechte — zeitlich befristet ist, dafir aber nicht innert einer
bestimmten Frist ins Grundbuch eingetragen werden muss.

mittelbares, gesetzliches Pfandrecht geméss Art. 10 Abs. 5 Sozialhilfeverordnung

Art. 10 Abs. 5 der Sozialhilfeverordnung hélt fest, dass die Gewahrung wirtschaftlicher Hilfe,
sofern erhebliche vermdgensrechtliche Anspriiche gegenuber Dritten vorhanden sind, davon
abhangig zu machen ist, dass die betreffenden Anspriiche der Hilfeempfanger der unterstiit-
zenden Einwohnergemeinde abgetreten werden. Bestehen die Vermogenswerte der Hilfeemp-
fanger in Grundstiicken, so ist die im Rahmen der Hilfe gewahrte Leistung grundpfandrechtlich
sicherzustellen.
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Hier handelt es sich — im Gegensatz zu den vorerwéhnten gesetzlichen Pfandrechten — um
ein sog. mittelbares, gesetzliches Pfandrecht, welches der berechtigten Gemeinde lediglich
einen Anspruch auf Errichtung eines Grundpfandrechts einrdumt. In diesem Fall ist stets eine
Eintragung im Grundbuch erforderlich.

Wie der Uberblick iiber die kantonalen, gesetzlichen Grundpfandrechte zeigt, sind diese sehr
unterschiedlich konzipiert. Einerseits bestehen sowohl unmittelbare als auch mittelbare, gesetz-
liche Grundpfandrechte, wobei Letzteres eher die Ausnahme darstellt. Zudem sind die Fristen
fur die Eintragung in das Grundbuch sowie deren Beginn uneinheitlich geregelt. Des Weiteren
ist beim gesetzlichen Grundpfandrecht geméass WBG eine vorgéngige Befristung auf zwei Jah-
re, daftr aber keine Eintragungspflicht vorgesehen. Uberdies werden bestimmte gesetzliche
Grundpfandrechte im Rang privilegiert, andere hingegen benachteiligt. Die verschiedenen, un-
mittelbaren, gesetzlichen Grundpfandrechte sind daher zu vereinheitlichen. Dementsprechend
ist eine Angleichung der Voraussetzungen, der Eintragungsfristen sowie der weiteren Modalita-
ten erforderlich.

Abs. 1

Art. 20 Abs. 1 des zu revidierenden Schéatzungs- und Grundpfandgesetzes halt neu fest, dass
ein gesetzliches Grundpfandrecht geméss Art. 836 ZGB, das den eingetragenen privatrechtli-
chen Pfandrechten vorgeht, "vorbehaltlich abweichender Regelungen in Spezialgesetzen", ohne
Eintrag im Grundbuch besteht. Damit soll klar gestellt werden, dass im Kanton Obwalden auch
mittelbare, gesetzliche Grundpfandrechte existieren, wie dies etwa im Bereich der Sozialhilfe
der Fall ist. Diesfalls ist das betreffende Spezialgesetz zu konsultieren.

Art. 20 Abs. 1 Bst. b des zu revidierenden Schatzungs- und Grundpfandgesetzes ist Giberdies
dahingehend zu prazisieren, dass fur alle in einem unmittelbaren Zusammenhang mit dem be-
lasteten Grundstiick stehenden Steuerforderungen ein unmittelbares, gesetzliches Grundpfand-
recht besteht. Darunter fallen einerseits Grundstucksteuern, Grundstickgewinnsteuern und
Handanderungssteuern. Ein unmittelbarer Zusammenhang ist Uberdies bei allgemeinen Steu-
ern dann gegeben, wenn deren Objekt das Grundstiick oder sein Ertrag ist (z.B. aus Vermie-
tung). Sofern der pfandgesicherte Steuerbetrag in einer Steuerforderung enthalten ist, welche
auch weitere Steuerobjekte betrifft (z.B. allgemeine Vermogens- oder Einkommenssteuer),
muss derjenige Steuerbetrag ausgeschieden werden, der auf das Pfandgrundsttick entféllt. Die
Terminologie "fur alle aus steuerbegriindenden Verausserungen von Grundstiicken entstehen-
den Steuerforderungen” greift daher zu kurz. Der Ertrag aus Vermietung ist etwa nicht erfasst.
Deshalb ist die universellere Formulierung, wie oben dargestellt, zu wahlen.

Abs. 2

Variante 1:

Nicht im Grundbuch eingetragene, gesetzliche Grundpfandrechte von tber Fr. 1 000.—, die nicht
innert vier Monaten nach der Falligkeit der zugrunde liegenden Forderung, spatestens aber
innert zwei Jahren seit der Entstehung der Forderung im Grundbuch eingetragen werden, kon-
nen nach Ablauf der Eintragungsfrist Dritten, die sich in gutem Glauben auf das Grundbuch
verlassen, nicht mehr entgegengehalten werden.

Neu soll fir alle unmittelbaren, gesetzlichen Grundpfandrechte mit einer Pfandsumme von tber
Fr. 1 000.— die Bestimmung von Art. 836 Abs. 2 ZGB massgebend sein. Nicht im Grundbuch
eingetragene, gesetzliche Grundpfandrechte von Uber Fr. 1 000.—, die nicht innert vier Monaten
nach der Falligkeit der zugrunde liegenden Forderung, spatestens aber innert zwei Jahren seit
der Entstehung der Forderung im Grundbuch eingetragen werden, kénnen nach Ablauf der
Eintragungsfrist Dritten, die sich in gutem Glauben auf das Grundbuch verlassen, nicht mehr
entgegengehalten werden. Sie bleiben aber — auch wenn sie nicht innert Frist eingetragen wer-
den — weiterhin bestehen und kénnen der Grundeigentiimerin oder dem Grundeigentiimer so-
wie bésglaubigen Dritten auch weiterhin entgegengehalten werden. Die in den Spezialgesetzen
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vorgesehenen, von dieser Grundregel abweichenden Vorschriften sind anzupassen oder aufzu-
heben. Gesetzliche Grundpfandrechte mit einer Pfandsumme von bis Fr. 1 000.— bedurfen hin-
gegen keiner Eintragung in das Grundbuch und kénnen auch gutglaubigen Dritten stets entge-

gengehalten werden.

Variante 2:

Als Variante ware auch denkbar, bei sémtlichen unmittelbaren, gesetzlichen Grundpfandrechten
mit einer Pfandsumme von tber Fr. 1 000.— die Verwirkungsfolge eintritt, sofern diese nicht
innert der Fristen gemass Art. 836 Abs. 2 ZGB in das Grundbuch eingetragen werden. Bei
Pfandrechten mit einer Pfandsumme von bis Fr. 1 000.— ware jedoch kein Grundbucheintrag
erforderlich.

Abs. 3 (optional und nur bei Variante 1)

Sofern bei gewissen unmittelbaren, gesetzlichen Grundpfandrechten weiterhin an der Verwir-
kungsfolge festgehalten werden soll, kann in der Spezialgesetzgebung vorgesehen werden,
dass das betreffende Pfandrecht erlischt, sofern es nicht innert der von Art. 836 Abs. 2 ZGB
bestimmten Frist in das Grundbuch eingetragen wird.

Abs. 4

Art. 20 Abs. 4 des zu revidierenden Schatzungs- und Grundpfandgesetzes halt neu fest, dass
alle gesetzlichen Grundpfandrechte untereinander im gleichen Rang stehen. Damit wird die
Rechtssicherheit erhéht und Unklarheiten vorgebeugt. Diese Regelung kennen unter anderem
auch die Kantone Fribourg, Glarus, Luzern, Nidwalden, Thurgau und Zug. Uberdies soll auch
festgehalten werden, dass die gesetzlichen Grundpfandrechte auch dann im selben Rang ste-
hen, wenn sie von verschiedenem Datum sind. Dies haben auch die Kantone Glarus und Nid-
walden so geregelt. Art. 29 Abs. 5 und Art. 58 Abs. 5 BauG sowie Art. 25 WBG sind daher ent-
sprechend anzupassen.

d. Verordnung Uber die amtliche Schatzung der Grundstiicke und das Grund-
pfandrecht (Schatzungs- und Grundpfandverordnung)

Art. 25 Abs. 1 (aufgehoben)
Da die Giilt aufgrund der Revision des Immobiliarsachenrechts abgeschafft worden ist, erweist
sich diese Bestimmung als nicht mehr notwendig und kann folglich gestrichen werden.

Art. 26 (aufgehoben)

Gemass Art. 851 Abs. ZGB kann sich der Schuldner durch Hinterlegung bei der ,zustandigen
Behorde* am eigenen Wohnsitz oder am friheren Wohnsitz des Glaubigers befreien, sofern der
Wohnsitz des Glaubigers nicht bekannt oder zum Nachteil des Schuldners verlegt worden ist.

Bisher wurde jeweils die Obwaldner Kantonalbank als zustandige Behdrde bezeichnet

(vgl. Art. 26 Schatzungs- und Grundpfandverordnung). In Art. 6 der Verordnung Uber das
Grundbuch wird die Obwaldner Kantonalbank zudem als Depositenstelle fiir die beim Grund-
buchamt hinterlegten Gelder bezeichnet. Die Obwaldner Kantonalbank kann nicht als eigentli-
che Behorde bezeichnet werden, auch wenn sie als unselbststandige offentlich-rechtliche An-
stalt der Kantonsverwaltung angegliedert ist. Vielmehr sind sdmtliche Gelder beim Grundbuch-
amt zu hinterlegen. Wie dieses intern mit diesen Geldern verfahrt, braucht im kantonalen Recht
nicht néher aufgefuhrt zu werden.
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e. Steuergesetz (StG)

Art. 262 Abs. 1 (geandert) und Abs. 2 (aufgehoben)

Abs. 1

Art. 262 Abs. 1 des zu revidierenden Steuergesetzes wird terminologisch an die neu vorgese-
hene Formulierung von Art. 20 Abs. 1 Bst. b des Schatzungs- und Grundpfandgesetzes ange-
passt.

f. Baugesetz (BauG)

Art. 11a Abs. 2 (gedndert)

Bisher war die Anmerkung des Kaufrechts als 6ffentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankung
lediglich fakultativ. Neu ist sie von Bundesrechts wegen jedoch zwingend (Art. 129 Abs. 1 Bst. g
GBV).

Art. 29 Abs. 5 (gedndert)

Variante 1:

Da die unmittelbaren, gesetzlichen Pfandrechte neu nicht mehr erléschen, wenn sie nicht innert
Frist eingetragen werden, sondern lediglich den gutglaubigen Erwerbern nicht mehr entgegen
gehalten werden kénnen, ist Art. 29 Abs. 5 BauG in diesem Sinne anzupassen. Zudem ist die
Passage, wonach das betreffende Pfandrecht allen anderen eingetragenen Belastungen vor-
geht, zu streichen, da sdmtliche gesetzlichen Grundpfandrechte bezlglich ihres Rangs inskinf-
tig gleichbehandelt werden sollen.

Variante 2:

Art. 29 Abs. 5 BauG kann im Grundsatz beibehalten werden, wobei die Eintragungsfristen an
Art. 20 Abs. 3 des Uberarbeiteten Schatzungs- und Grundpfandgesetzes anzupassen sind.

Art. 58 Abs. 5 (geandert)

Variante 1:

Art. 58 Abs. 5 BauG ist in zweierlei Hinsicht zu andern. Einerseits sind neu samtliche gesetzli-
chen Pfandrechte einander gleichgestellt. Dementsprechend ist die Wendung "das den bereits
eingetragenen Pfandrechten im Rang vorgeht" ersatzlos zu streichen. Andererseits sollen die

unmittelbaren, gesetzlichen Pfandrechte inskinftig nicht mehr erléschen, wenn sie nicht innert
der vorgegebenen Frist in das Grundbuch eingetragen werden. Auch dies ist zu &ndern.

Variante 2:
Art. 58 Abs. 5 BauG kann im Grundsatz beibehalten werden, wobei die Eintragungsfristen an
Art. 20 Abs. 3 des Uberarbeiteten Schatzungs- und Grundpfandgesetzes anzupassen sind.

g. Verordnung zum Baugesetz (BauV)

Art. 32 Abs. 3 (geéndert)

Die Anmerkung von Auflagen als 6ffentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankungen im Grundbuch
ist von Bundesrechts wegen zwingend (Art. 129 Abs. 1 Bst. g GBV). Art. 32 Abs. 3 BauV ist
entsprechend anzupassen.

h. Gesetz Giber den Wasserbau und die Wassernutzung (Wasserbaugesetz, WBG)
Art. 25 (geéndert)

Inskinftig sollen sdmtliche gesetzlichen Grundpfandrechte einander im Rang gleichgestellt
werden. Deshalb ist die Wendung "allen eingetragenen Belastungen vorgehendes Pfandrecht”
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wegzulassen. Zudem soll die zeitliche Befristung des Pfandrechts auf zwei Jahre abgeschafft
werden.

i. Wasserbauverordnung (WBV)

Art. 11 Abs. 2 (gedndert)

Inskinftig sind — wie vom Bundesrecht gefordert — die mit einer Bewilligung verbundenen Aufla-
gen und Bedingungen zwingend als 6ffentlich-rechtliche Eigentumsbeschréankung im Grund-
buch anzumerken (Art. 129 Abs. 1 Bst. b GBV). Die bislang in der WBYV vorgesehene, freiwillige
Anmerkung ist nicht mehr bundesrechtskonform.

Art. 18 (geéndert)

Auch eine Konzession ist aufgrund des Bundesrechts zwingend als 6ffentlich-rechtliche Eigen-
tumsbeschrankung im Grundbuch anzumerken, sofern Erstere nicht als selbststdndiges und
dauerndes Recht begriindet wird. Bislang war die Anmerkung freiwillig, was jedoch dem uber-
geordneten Recht widerspricht.

k. Verordnung tiber den Natur- und Landschaftsschutz (Naturschutzverordnung,
NSV)

Art. 19 Abs. 3 (geandert)

Schutzreglemente bzw. -verfiigungen im Bereich des Naturschutzrechts kénnen nach geltender
gesetzgebung nach Mdéglichkeit als 6ffentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankung im Grundbuch
angemerkt werden. Der Bund schreibt jedoch fur 6ffentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankun-
gen im Bereich des Naturschutzes zwingend eine Anmerkung vor (Art. 129 Abs. 1 GBV). Des-
halb ist neu eine Anmerkungspflicht vorzusehen.

1. Aufhebungen

Die Verordnung Uiber das Grundbuch wird aufgehoben und durch entsprechende Ausfiihrungs-
bestimmungen des Regierungsrats ersetzt. Ausserdem sind die Ausfiihrungsbestimmungen zur
EinfUhrung des neuen Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts des Schweizerischen Zivilge-
setzbuches aufzuheben, da die entsprechenden Bestimmungen in das EG ZGB integriert wer-
den.

V. Inkrafttreten

Es obliegt dem Regierungsrat, den Zeitpunkt fir das Inkrafttreten des Nachtrags zum Gesetz
betreffend die Einfihrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches — nach erfolgter Genehmi-
gung durch den Bundesrat — festzulegen. Sinnigerweise wird er den betreffenden Nachtrag
zusammen mit der Bereinigungsverordnung in Kraft setzen. Ausserdem sind auch die Ausfiih-
rungsbestimmungen Uber das Grundbuch zeithah zum Nachtrag zum EG ZGB und zur Bereini-
gungsverordnung zu erlassen.

2. Verordnung Uber die Bereinigung der dinglichen Rechte und die Einfihrung des
eidgendssischen Grundbuches (Bereinigungsverordnung)

Art. 1 Vollzug
Art. 1 des Entwurfs entspricht, abgesehen von leichten, terminologischen Anderungen, exakt
Art. 1 der bisherigen Bereinigungsverordnung.
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Art. 2 Organe

Abs. 1 und 2

Die aktuelle Bereinigungsverordnung bezeichnet das Bereinigungsamt als die in der Hauptsa-
che fur die Bereinigung des kantonalen und die Anlegung des eidgendssischen Grundbuches
zustandige Stelle (vgl. Art. 2 Bst. a Bereinigungsverordnung). In Tat und Wahrheit handelt es
sich bei der Grundbuchbereinigung jedoch um eine Abteilung, welche wiederum dem Volkswirt-
schaftsamt angegliedert ist (Art. 22 Abs. 1 StVG und Art. 4 Abs. 1 Bst. b Ziff. 9 Ausfihrungsbe-
stimmungen Uber die Aufgaben und Gliederung der Departemente vom 4. Juni 2002 [GDB
133.111]). Die Abteilung Grundbuchbereinigung wird von der Leiterin Grundbuchbereinigung
oder dem Leiter Grundbuchbereinigung gefiihrt. Die betreffende Leitungsperson untersteht je-
weils direkt dem Amtsvorsteher des Volkswirtschaftsamts (vgl. Regierungsratsbeschluss vom
24. November 2009 [Nr. 258], S. 1).

Die Bezeichnung der Grundbuchbereinigung als Amt ist dementsprechend etwas verwirrend
und entspricht tberdies nicht den kantonalen Organisationstrukturen. Aufgrund dessen soll in
der neuen Bereinigungsverordnung kunftig durchgehend von der “Abteilung Grundbuchbereini-
gung” gesprochen werden. Dadurch wird die Eigenstandigkeit des Bereichs der Grundbuchbe-
reinigung in angemessener Weise betont.

Des Weiteren soll neu darauf verzichtet werden, fir jede Gemeinde eine separate Bereini-
gungskommission vorzusehen. Dies rechtfertigt sich insbesondere deshalb, weil die betreffen-
den Kommissionen in den letzten zehn Jahren nie tatig werden mussten (vorher ca. zwei Mal).
Aufgrund dessen erweist sich die Bildung einer Bereinigungskommission fiir den gesamten
Kanton als sachgerecht (vgl. Art. 2 Abs. 1 Bst. b Entwurf).

Da der Standort Engelberg auch nach erfolgter Zusammenlegung der verschiedenen Grund-
buchkreise als Zweigstelle bestehen bleiben soll, wird in Art. 2 Abs. 1 Bst. ¢ des Entwurfs auch
weiterhin von Grundbuchverwalterinnen und Grundbuchverwaltern gesprochen.

Abs. 3
Art. 2 Abs. 2 des Entwurfs entspricht in inhaltlicher Hinsicht unverandert Art. 2 Abs. 2 der Berei-
nigungsverordnung.

Art. 3 Regierungsrat
Art. 3 des Entwurfs entspricht wortgleich Art. 3 der bisherigen Bereinigungsverordnung.

Art. 4 Berichterstattung

Abs. 1

Art. 4 Abs. 1 der bisherigen Bereinigungsverordnung sieht vor, dass der Regierungsrat dafir
sorgt, dass spatestens 20 Jahre nach Inkrafttreten der Bereinigungsverordnung das eidgenés-
sische Grundbuch im ganzen Kanton eingefiihrt ist. Diese zeitliche Zielsetzung konnte jedoch
aus verschiedenen Grinden (verspateter Bereinigungsbeginn, anfanglicher Minimalbestand,
ausserordentlicher Bereinigungsbedarf) nicht eingehalten werden. Der definitive Abschluss der
Bereinigung lasst sich nur mit Mihe exakt festlegen. Schatzungsweise ware der Abschluss der
Bereinigungsarbeiten mit drei fiir die Bereinigung zustandigen Angestellten etwa im Jahr 2034
maoglich. Auf eine exakte Terminvorgabe in Art. 4 Abs. 1 des Entwurfs ist daher zu verzichten.
Vielmehr soll neu festgehalten werden, dass das Grundbuchamt die zeitlichen Ziele plant und
dem Regierungsrat entsprechend Antrag stellt (vgl. Art. 4 Abs. 2 Bereinigungsverordnung).

Abs. 2

Art. 4 Abs. 2 des Entwurfs (Berichterstattung) ist identisch mit Art. 4 Abs. 3 der Bereinigungs-
verordnung. Aufgrund des geanderten Inhalts von Art. 4 des Entwurfs soll die Marginalie nicht
mehr "Zeitliche Zielsetzung", sondern treffender "Berichterstattung” lauten.
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Art. 4a (aufgehoben)

Diese Bestimmung der bisherigen Bereinigungsverordnung erweist sich als bedeutungslos, da
samtliche Grundstiicke auf ihren Bereinigungsbedarf hin Gberprift werden. Sie soll dement-
sprechend nicht in den Entwurf einer neuen Bereinigungsverordnung ibernommen werden.

Art. 4b (aufgehoben)
Da bereits bei der Datenerfassung die erforderlichen Korrekturen vorgenommen werden, ist
auch dieser Artikel der bisherigen Bereinigungsverordnung nicht mehr notwendig.

Art. 5-8

Die betreffenden Bestimmungen entsprechen in inhaltlicher Hinsicht — abgesehen von wenigen
terminologischen Anderungen — vollumfanglich den Art. 5-8 der bisherigen Bereinigungsverord-
nung.

Art. 9 Léschung

Art. 9 Bst. a der bisherigen Bereinigungsverordnung sieht die Léschung von uberflissigen und
bedeutungslos gewordenen Eintragungen vor und verweist diesbezilglich auf Art. 964 und Art.
976 ZGB. In Art. 9 Bst. a des Entwurfs wird neu von tberflissigen und "rechtlich” bedeutungs-
los gewordenen Eintragungen gesprochen, da dies begrifflich exakter ist. Zudem sind die Ge-
setzesverweise anzupassen. Neben Art. 964 sowie Art. 976 ZGB sind daher auch Art. 976a und
Art. 976b ZGB anzufiihren.

Da sich die gesetzlichen Eigentumsbeschréankungen neu in Art. 168h des Nachtrags zum Ge-
setz betreffend die Einfiihrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches geregelt werden, soll in
Art. 9 Bst. ¢ des Entwurfs auf diese Bestimmung verwiesen werden.

Zwecks Vereinfachung der Grundbuchbereinigung wird in Art. 9 Bst. d des Entwurfs neu vorge-
sehen, dass Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit Wasser- und Abwasserleitungen so-
wie betreffend R6hren und Leitungen zur Versorgung und Entsorgung geldscht werden dirfen,
sofern sich die betreffenden Rechte und Pflichten bereits aus den nachbarrechtlichen Bestim-
mungen (Art. 689 und Art. 691 ZGB) bestehen.

Abgesehen von diesen Ergadnzungen ist Art. 9 des Entwurfs identisch mit Art. 9 der bisherigen
Bereinigungsverordnung.

Art. 10 Ermittlungen

In Art. 10 Bst. a des Entwurfs wird — im Sinne einer inhaltlichen Neuerung — festgehalten, dass
Hagpflichten ohne vereinbarten Gesamtwert oder entsprechende Abldsungsbestimmungen zu
I6schen sind. Nach bisherigem Recht erfolgt jeweils ein Eintrag als Einfriedungsvorschrift. Diese
Anderung vereinfacht wiederum das Bereinigungsverfahren und dient somit einer ziigigeren
Bereinigung des Grundbuchs. Ansonsten erweist sich Art. 10 des Entwurfs als nahezu identisch
mit Art. 10 der Bereinigungsverordnung (vgl. auch Art. 106 EG ZGB).

Art. 11-21
Samtliche dieser Vorschriften verbleiben — abgesehen von vereinzelten, terminologischen An-
passungen — in der gleichen Form wie Art. 11-21 der bisherigen Bereinigungsverordnung.

Art. 22 Bereinigung der Eigentumsverhaltnisse

Abs. 1

Art. 22 Abs. 1 des Entwurfs wird gegentiber der Fassung von Art. 22 Abs. 1 der Bereinigungs-
verordnung erganzt. Wie bisher wird festgehalten, dass im Grundbuch eingetragene Eigentums-
rechte, welche mit den wirklichen Eigentumsverhéltnissen nicht Ubereinstimmen, richtig gestellt
werden mussen. Neu wird Uberdies vorgeschrieben, dass die Abteilung Grundbuchbereinigung
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nach Art. 666a ZGB vorzugehen hat, sofern sich die im Grundbuch eingetragene Eigentiimer-
schaft nicht identifizieren I&asst.

Abs. 2

In Art. 22 Abs. 2 des Entwurfs wird die bereits in Art. 22 Abs. 2 der Bereinigungsverordnung
statuierte Mitwirkungspflicht der Beteiligten praziser umschrieben. Inskiinftig sind sowohl die
beteiligten Personen als auch die Gemeinden verpflichtet, im Rahmen der Bereinigung der Ei-
gentumsverhaltnisse mitwirken, wobei die Abteilung Grundbuchbereinigung jeweils eine ange-
messene Frist hierfur ansetzt.

Abs. 3
Die Regelung in Art. 22 Abs. 3 des Entwurfs ist deckungsgleich mit Art. 22 Abs. 3 der Bereini-
gungsverordnung.

Art. 23 Nicht eingetragene Grundstiicke
Art. 23 der bisherigen Bereinigungsverordnung wird in unverénderter Form beibehalten.

Art. 24-31

Die Aufnahme von 6ffentlichen Grundsticken in das Grundbuch soll bereits in Art. 168f des
Nachtrags zum Gesetz betreffend die Einfihrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches gere-
gelt werden, weshalb Art. 24 der bisherigen Bereinigungsverordnung obsolet wird.

Die offentlichen Eigentumsbeschrankungen bilden neu Gegenstand von Art. 168h des Nach-
trags zum Gesetz betreffend die Einfilhrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches und des
Entwurfs einer Verordnung Uber das Grundbuch. Eine spezielle Regelung in der neuen Bereini-
gungsverordnung ist dementsprechend nicht mehr notwendig. Art. 25 der bisherigen Bereini-
gungsverordnung ist daher nicht mehr notwendig.

Die Art. 24-31 des Entwurfs entsprechen in inhaltlicher Hinsicht — abgesehen von wenigen ter-
minologischen Anderungen — vollumféanglich den Art. 26-33 der bisherigen Bereinigungsverord-
nung.

Art. 32 Kraftloserklarung durch das Gericht

Abs. 1

Abbezahlte Pfandrechtstitel werden durch die Banken oder bei einer Handanderung dem
Grundeigentimer ausgehéandigt. Lassen sich die betreffenden Titel nicht mehr auffinden, so
tragt der betreffende Grundeigentiimer jeweils die Verantwortung. Aufgrund dessen erweist sich
eine Erganzung des bisherigen Art. 32 Abs. 1 der Bereinigungsverordnung, wonach nicht nur
die Glaubigerin oder der Glaubiger, sondern auch die Grundeigentimerin oder der Grundeigen-
tumer fur die Kosten der Kraftloserklarung des betreffenden Titels in Anspruch genommen wer-
den kénnen, als sachgerecht. Des Weiteren ist der Gesetzesverweis in Art. 22 Abs. 1 des Ent-
wurfs anzupassen. Neu ist nicht mehr Art. 870, sondern Art. 865 ZGB einschlagig.

Abs. 2 und 3

Die Absatze 2 und 3 von Art. 32 des Entwurfs entsprechen inhaltlich weitgehend Art. 35 Abs. 2
und Abs. 3 der Bereinigungsverordnung. In Art. 22 Abs. 2 des Entwurfs ist zudem inskinftig auf
Art. 856 ZGB — und nicht mehr auf Art. 871 ZGB — zu verweisen.

Art. 33 Kraftloserklarung durch die Abteilung Grundbuchbereinigung

Abs. 1

Auch im Rahmen der Kraftloserklarung durch die Abteilung Grundbuchbereinigung sollen ge-
mass Art. 33 Abs. 1 des Entwurfs neu auch die Grundeigentimerinnen und Grundeigentiimer

Seite 30 | 34



Erlauternder Bericht des Volkswirtschaftsdepartements zum Entwurf eines Nachtrags zum Gesetz betreffend die Ein-
fuhrung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches und zum Entwurf einer totalrevidierten Bereinigungsverordnung
(Teilrevision des Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts)

zur Bezahlung der Kosten fur das betreffende Verfahren herangezogen werden kénnen. Des
Weiteren betragt die Frist — in Ubereinstimmung mit Art. 856 Abs. 1 ZGB — inskiinftig sechs,
anstatt drei Monate.

Abs. 2
Art. 33 Abs. 2 des Entwurfs entspricht dahingegen im Uberwiegenden Masse den Vorschriften
von Art. 35a Abs. 2 der Bereinigungsverordnung.

Abs. 3

Art. 35a Abs. 3 der Bereinigungsverordnung, wonach zur Kostenersparnis das Kraftloserkla-
rungsverfahren fur mehrere Titel gemeinsam durchgefuhrt werden soll, hat sich in der taglichen
Praxis als uberflissig erwiesen und wird dementsprechend nicht mehr in den Entwurf der neuen
Bereinigungsverordnung tibernommen.

Art. 34 Uberpriifung

Art. 34 des Entwurfs ordnet die Uberpriifung der neu angelegten Hauptbiicher und Hilfsregister
durch eine ausgewiesene Fachstelle oder Fachperson an. Die Priifung durch einen Fachmann,
wie dies in Art. 36 der Bereinigungsverordnung vorgeschrieben wird, greift in terminologischer
Hinsicht zu kurz.

Art. 35 Offentliche Auflage

Abs. 1

Im Sinne einer inhaltlichen Anderung wird in Art. 35 Abs. 1 des Entwurfs festgehalten, dass die
neu angelegten Grundbicher wéahrend 30 Tagen auf der Abteilung Grundbuchbereinigung 6f-
fentlich aufzulegen sind. Die Verkirzung der Auflagefrist von zwei Monaten (vgl. Art. 37 Abs. 1
Bereinigungsverordnung) auf 30 Tage dient einer Beschleunigung des Bereinigungsverfahrens.
Auch der Kanton Nidwalden sieht etwa diese Frist vor.

Abs. 2
Art. 35 Abs. 2 des Entwurfs wurde in inhaltlicher Hinsicht unverandert aus Art. 37 Abs. 2 der
Bereinigungsverordnung tbernommen.

Art. 36 Einspracheverfahren

Art. 36 des Entwurfs deckt sich, abgesehen von einigen terminologischen Anpassungen, voll-
umfanglich mit Art. 38 der Bereinigungsverordnung. Insbesondere erweist sich Art. 38 Abs. 3
der bisherigen Bereinigungsverordnung, wonach eine allfallige richterliche Erledigung von Ein-
sprachen die Inkraftsetzung des eidgendssischen Grundbuches nicht verzdégern soll, als nicht
zwingend notwendig. Es handelt sich dabei mehr um eine ungefahre Zielangabe. Einen direkten
justiziablen Gehalt weist dieser Absatz nicht auf. Dementsprechend ist Art. 38 Abs. 3 der Berei-
nigungsverordnung nicht in Art. 36 des Entwurfs zu Uberfuhren.

Art. 37 Inkraftsetzung des eidgendéssischen Grundbuchs

Entsprechend der aktuellen Praxis in der Gesetzgebung wird in Art. 37 des Entwurfs nicht mehr
vom zustandigen Departement (vgl. Art. 39 Abs. 1 und Abs. 3 Bereinigungsverordnung), son-
dern vom Volkswirtschaftsdepartement gesprochen. Art. 37 Abs. 2 des Entwurfs halt Gberdies
neu fest, dass der Beschluss uber die Inkraftsetzung des Grundbuchs nicht nur dem Eidgends-
sischen Justiz- und Polizeidepartement (EJPD), sondern auch den Gemeinden mitzuteilen ist.

Art. 38 Schliessung des alten Grundbuches und der Bereinigungsdossiers
Diese Bestimmung entspricht vollumfanglich Art. 40 der Bereinigungsverordnung.
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Art. 39 Folgen der Nichteintragung

Art. 39 Abs. 1 des Entwurfs ist deckungsgleich mit Art. 41 Abs. 1 der Bereinigungsverordnung.
In Art. 39 Abs. 2 des Entwurfs soll neu vom Volkswirtschaftsdepartement gesprochen werden
und nicht mehr vom zustandigen Departement (vgl. Art. 41 Abs. 2 Bereinigungsverordnung).

Art. 40-42
Samtliche dieser Bestimmungen entsprechen den Vorschriften in Art. 42-44 der Bereinigungs-
verordnung.

Art. 43 Gebuhr

Abs. 1

Variante 1:

Gemass Art. 57 der geltenden Bereinigungsverordnung werden die Kosten fir die Bereinigung
priméar von den betroffenen Grundeigentimern getragen. Es soll in diesem Zusammenhang
insklnftig ein Paradigmenwechsel angestrebt werden. Die Gebihrenerhebung erwies sich in
der Vergangenheit stets als sehr aufwandig und war tberdies in keiner Weise kostendeckend.
Zudem erfolgten sehr viele Einsprachen gegen die Gebiihrenerhebung. Des Weiteren sind ver-
schiedene Falle von erbosten Grundeigentiimern, ja sogar von Drohungen gegeniiber von Mit-
arbeitern der Grundbuchbereinigung aktenkundig.

Aufgrund dessen wird vorgeschlagen, die Grundeigentimer von der Pflicht zur Bezahlung der
Kosten fiir das Bereinigungsverfahren weitgehend zu dispensieren. Vielmehr sollen die betref-
fenden Kosten vom Kanton und den betroffenen Gemeinden tbernommen werden (Variante 1).
Es werden tberdies weitere Varianten vorgeschlagen. Die gleichen Vorschlage fir Kostenrege-
lungen werden auch fir das 6ffentliche Bereinigungsverfahren gemacht (vgl. die Ausfiihrungen
zu Art. 168i Abs. 2 des Nachtrags zum EG ZGB).

Variante 2

Die Kosten des Bereinigungsverfahrens und der Anlegung des eidgendssischen Grundbuches
werden je zur Halfte vom Kanton und den betroffenen Gemeinden getragen. In besonderen
Fallen kdnnen die Kosten den Grundeigentiimerinnen und Grundeigentiimern Gberbunden wer-
den.

Variante 3

Die Kosten des Bereinigungsverfahrens und der Anlegung des eidgendssischen Grundbuches
werden vom Kanton getragen. In besonderen Féllen kdnnen die Kosten den Grundeigentiime-
rinnen und Grundeigentimern Gberbunden werden.

Variante 4

Die Kosten des Bereinigungsverfahrens und der Anlegung des eidgendssischen Grundbuches
werden vom Kanton den Gemeinden und den Grundeigentiimerinnen und -eigentiimern zu je
einem Drittel getragen. Damit lassen sich die Kosten der Gemeinwesen reduzieren.

Abs. 2

Die bisherige Regelung in Art. 57 Abs. 2 der Bereinigungsverordnung, wonach fiir Grundbuch-
geschafte, welche sich im Rahmen der Bereinigung ergeben, aber nicht unmittelbar zusam-
menhangen, die ordentlichen Grundbuchgebiihren zu entrichten sind, soll aber beibehalten
werden.

Art. 44-46

Diese Bestimmungen entsprechen exakt Art. 58, Art. 59 und Art. 61 der Bereinigungsverord-
nung.
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Die in der Bereinigungsverordnung vorgesehenen Ausfilhrungsbestimmungen tber das Mitei-
gentum und das Stockwerkeigentum (Art. 44-56 der gegenwartigen Bereinigungsverordnung)
haben in der Praxis zu keinem Zeitpunkt eine nennenswerte Bedeutung erlangt. In Absprache
mit der Abteilung Grundbuchbereinigung sind sie daher nicht in die neue Bereinigungsverord-
nung zu Gbernehmen.

Art. 56 der Bereinigungsverordnung, wonach die Gemeinden die fir die Bereinigungsverhand-
lungen erforderlichen Raumlichkeiten kostenlos zur Verfiigung stellen, entspricht nicht mehr
den heutigen Verhdltnissen. Dementsprechend ist diese Bestimmung nicht in die neue Bereini-
gungsverordnung zu Uberfuhren.

Il. Fremdéanderungen
Es sind keine Fremdanderungen erforderlich.

1. Aufhebungen
Die bisherige Bereinigungsverordnung soll zugunsten des Entwurfs fur eine neue Bereinigungs-
verordnung aufgehoben werden.

V. Inkrafttreten

Es obliegt dem Regierungsrat, den Zeitpunkt fur das Inkrafttreten der neuen Bereinigungsver-
ordnung — nach erfolgter Genehmigung durch den Bundesrat — festzulegen. Sinnigerweise wird
er die betreffende Verordnung zusammen mit dem Nachtrag zum Gesetz betreffend die Einfuh-
rung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches in Kraft setzen.
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1. Finanzielle Auswirkungen der Revision

Der Grossteil der beantragten Anderungen des EG ZGB und der Bereinigungsverordnung ist
eine direkte Folge von Revisionen des ZGB. Aufgrund der vorliegenden Revision ergeben sich
keine personellen Konsequenzen, welche wesentliche zusatzliche Kosten generieren. Vielmehr
bewaltigt das Grundbuchamt die Geschéftslast mit den bestehenden Personalressourcen. Die
Einfihrung des papierlosen Registerschuldbriefs entspricht einem Bedurfnis, insbesondere der
Banken und Versicherungen. Der Verwaltungsaufwand wird dadurch deutlich verringert und das
Verlustrisiko erheblich eingeschrénkt. Da es eine Vielzahl von Antrdgen auf Umwandlung von
Papier- in Registerschuldbriefe gibt, sind beim Grundbuchamt gewisse Mehraufwande entstan-
den, welche aber auch zu zuséatzlichen Gebuhreneinnahmen filhren. Ebenso haben die neuen
Formvorschriften fur die rechtsgeschéftliche Errichtung von Grundpfandrechten und Grund-
dienstbarkeiten zur Folge, dass mehr offentliche Beurkundungen erfolgen. Dies fuhrt aber wie-
derum zu mehr Gebuhreneinnahmen. Zu einem gewissen administrativen und finanziellen
Mehraufwand wird sicherlich das neu vorgesehene Verfahren der 6ffentlichen Bereinigung fih-
ren (je nach gewahlter Variante). Ferner soll der Kanton inskinftig auch einen Teil der Kosten
der Grundbuchbereinigung tragen (falls Variante 1 gewahlt wird). Dadurch verliert der Kanton
jahrliche Einnahmen in der Hohe von jahrlich etwa Fr. 30 000.—. Umgekehrt ergeben sich Ein-
sparungen durch den Verzicht auf die Rechnungsstellung und das zum Teil recht aufwéndige
Inkasso. Die blosse Erméchtigung des Regierungsrats, Ausfihrungsbestimmungen zur Einfuh-
rung des elektronischen Geschaftsverkehrs und ahnlicher Dienstleistungen zu erlassen, zeitigt
hingegen keine direkten finanziellen Auswirkungen. Der elektronische Geschéftsverkehr im
Allgemeinen und die weiteren damit zusammenhé&ngenden Dienstleistungen werden sich in
einem spéteren Zeitpunkt aber sicherlich nachhaltig und kostensenkend auf diverse Prozessab-
laufe auswirken und eine zigigere Geschéaftsabwicklung erméglichen. Die Kosten fir die Bil-
dung eines einzigen Grundbuchkreises sind noch nicht abschéatzbar. Es sind jedoch gewisse
Vorarbeiten erforderlich, welche mit den bestehenden Personalressourcen geleistet werden. Da
beide Grundbuchkreise Uber dasselbe EDV-Grundbuchsystem Terris verfugen, ist zwar mit
einer gewissen Ubergangszeit fiir die notwendigen Anpassungen, nicht aber mit ausserordentli-
chen Kosten zu rechnen.

Anhange:

— Anhang 1: Nachtrag zum Gesetz betreffend die Einfihrung des Schweizerischen Zivilge-
setzbuches vom 15. Méarz 2016 (Synopse)

— Anhang 2: Verordnung Uber die Bereinigung der dinglichen Rechte und die Einfiihrung des
eidgendssischen Grundbuches (Bereinigungsverordnung) vom 15. Marz 2016 (Synopse)

— Anhang 3: Entwurf Ausfiihrungsbestimmungen tber das Grundbuch vom 15. Marz 2016
(Synopse)
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Zusammenfassung

Das kantonale Immobiliarsachen- und Grundbuchrecht, namentlich das Gesetz betreffend die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 30. April 1911 (EG ZGB; GDB 210.1), die Verordnung über das Grundbuch vom 29. Februar 1980 (GDB 213.41) und die Verordnung über die Bereinigung der dinglichen Rechte und die Einführung des eidgenössischen Grundbuches vom 6. September 1985 (Bereinigungsverordnung; GDB 213.51), hat sich bisher überaus bewährt. Die betreffenden kantonalen Erlasse, insbesondere die Verordnung über das Grundbuch und die Bereinigungsverordnung, sind mittlerweile bereits 30 bis 35 Jahre alt. Vereinzelt wurden im Laufe der letzten Jahre punktuelle Anpassungen vorgenommen, eine gesamtheitliche, systematische Überarbeitung ist bislang jedoch nicht erfolgt.

Am 11. Dezember 2009 haben die eidgenössischen Räte eine Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 10. Dezember 1907 (ZGB; SR 210) im Bereich des Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts verabschiedet. Die Änderung bezweckt, die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen im Bereich Immobiliarsachen- und Grundbuchrecht nachhaltig zu verbessern. Zudem soll das Grundbuch vermehrt seine Funktion als zeitgemässes und transparentes Bodeninformationssystem erfüllen. Gleichzeitig mit der Änderung des ZGB wurde die eidgenössische Grundbuchverordnung vollständig überarbeitet. Die Änderung des ZGB und die neue Grundbuchverordnung vom 23. September 2011 (GBV; SR 211.432.1) sind am 1. Januar 2012 in Kraft getreten. 

Die Kernpunkte der Änderung des ZGB und der GBV sind namentlich:


-
die Einführung des papierlosen Schuldbriefes (Register-Schuldbrief), 


-
die Abschaffung der Gült,


-
kleinere Änderungen beim Bauhandwerkerpfandrecht,


-
die Ausdehnung der Pflicht zur öffentlichen Beurkundung auf alle rechtsgeschäftlich begründeten Grundpfandrechte und Dienstbarkeiten,


-
neue Vorschriften zur Bereinigung aller Dienstbarkeiten, Vormerkungen und Anmerkungen bei Teilung und Vereinigung von Grundstücken,


-
Möglichkeit zur Einführung eines öffentlichen Bereinigungsverfahrens,


-
die Einführung einer Pflicht zur Anmerkung von öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen und zur Eintragung von unmittelbaren gesetzlichen Pfandrechten,


-
Löschungsverfahren für bedeutungslos gewordene Grundbucheinträge,

-
neue Bestimmungen zur Ausfertigung elektronischer Grundbuchauszüge und elektronischer Kopien von Urkunden sowie zum elektronischen Geschäftsverkehr im Bereich des Grundbuchrechts.


Der Kanton Obwalden hat seine Gesetzgebung an diese Änderungen anzupassen. Davon betroffen sind primär das EG ZGB, die Verordnung über das Grundbuch und die Bereinigungsverordnung. Daneben sind auch punktuelle Änderungen weiterer, mit dem kantonalen Immobiliarsachen- und Grundbuchrecht in Zusammenhang stehender Erlasse notwendig. Bereits im Jahr 2013 hat der Regierungsrat die aufgrund der Teilrevision des Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts des ZGB unmittelbar zwingenden Anpassungen, insbesondere die kantonalen Zuständigkeiten, vorgenommen und dazu die Ausführungsbestimmungen zur Einführung des neuen Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 26. Februar 2013 (GDB 213.414) erlassen. Diese Ausführungsbestimmungen sollen im Rahmen der vorliegenden Revision in die ordentliche Gesetzgebung bzw. in das EG ZGB überführt werden. 

Die Revision wird überdies zum Anlass genommen, die gesetzlichen Grundlagen für eine anzustrebende Reorganisation der Grundbuchkreise (Vereinigung der Grundbuchkreise Sarnaatal und Engelberg) zu schaffen. Des Weiteren werden bei dieser Gelegenheit verschiedene kleinere Anpassungen der kantonalen Gesetzgebung an früher geändertes Bundesrecht nachvollzogen. Ausserdem sollen die in der kantonalen Immobiliarsachen- und Grundbuchgesetzgebung anzutreffenden Wiederholungen von bundesrechtlichen Bestimmungen beseitigt werden. 

Die bewährte Aufteilung der immobiliarsachen- und grundbuchrechtlichen Bestimmungen im Gesetz (EG ZGB), in Verordnungen (Verordnung über das Grundbuch, Bereinigungsverordnung) sowie in Ausführungsbestimmungen (z.B. Ausführungsbestimmungen über den Zugriff auf Daten des EDV-Grundbuchs vom 20. Mai 2003 [GDB 213.412]) soll im Rahmen dieser Revision weitgehend beibehalten werden. Von einem gesetzgeberischen Paradigmenwechsel, wie etwa der Schaffung eines zentralen Grundbuchgesetzes, wird abgesehen. Dementsprechend werden im EG ZGB die notwendigen Anpassungen vorgenommen. Die Bereinigungsverordnung wird vollumfänglich aufgehoben, neu konzipiert und anschliessend formell neu erlassen. Die Verordnung über das Grundbuch soll hingegen aufgehoben und durch entsprechende regierungsrätliche Ausführungsbestimmungen ersetzt werden, da es sich hierbei um eine überwiegend technische Regelungsmaterie handelt.

Die Änderung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches sowie deren Nachvollzug im kantonalen Recht werden überschaubare finanzielle und personelle Auswirkungen zeitigen. 

Der Nachtrag zum EG ZGB und der weiteren mit dem kantonalen Immobiliarsachen- und Grundbuchrecht zusammenhängenden Erlasse sollen auf den 1. März 2017 in Kraft treten.


I. Ausgangslage

1. Genereller Revisionsbedarf und Ziel der Revision

Am 11. Dezember 2009 hat die Bundesversammlung eine Teilrevision des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 10. Dezember 1907 (ZGB; SR 210) betreffend Registerschuldbrief und weitere Änderungen im Sachenrecht beschlossen. In diesem Zusammenhang erfolgte ebenfalls die Totalrevision der Grundbuchverordnung vom 23. September 2011 (GBV; SR 211.432.1) durch den Bundesrat. Die betreffenden Änderungen wurden auf den 1. Januar 2012 in Kraft gesetzt. Bei dieser Gelegenheit wurde ebenfalls die Technische Verordnung des EJPD und des VBS über das Grundbuch vom 28. Dezember 2012 (TGBV; SR 211.432.11) angepasst.

Zusätzlich zur Einführung des papierlosen Schuldbriefs wird das Grundbuch infolge der ZGB-Teilrevision zu einem modernen und transparenten Bodeninformationssystem ausgebaut, über welches Privatpersonen, Verwaltung und Wirtschaft zuverlässige und aktuelle Auskünfte über Grundstücke erhalten. Den Grundbuchämtern wird überdies ein griffiges Instrumentarium für die Löschung von bedeutungslos gewordenen Einträgen im Grundbuch zur Verfügung gestellt. Auf der anderen Seiten sind neu bestimmte Tatbestande, wie z.B. öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen im Grundbuch einzutragen bzw. anzumerken. Durch diese Massnahmen wird die Publizitätsfunktion des Grundbuchs optimiert.


Die revidierte GBV wurde stark auf die Grundbuchführung mittels Informatik ausgerichtet. Sie beinhaltet ausserdem die erforderlichen Grundlagen, um den elektronischen Geschäftsverkehr mit den Grundbuchämtern einzuführen. Die GBV wird durch die neue Verordnung über die elektronische öffentliche Beurkundung vom 23. September 2011 (EÖBV; SR 943.033) ergänzt, welche die elektronische Ausfertigung öffentlicher Urkunden sowie die Beglaubigung von Kopien und Unterschriften zum Gegenstand hat.


Der Kanton Obwalden hat seine Gesetzgebung an diese Änderungen anzupassen. Die immobiliarsachen- und grundbuchrechtlichen Aspekte werden im Kanton Obwalden in zahlreichen, über die gesamte Rechtsordnung verstreuten Erlassen geregelt. Die wesentlichen Bestimmungen sind in den nachfolgenden Gesetzen, Verordnungen, Ausführungsbestimmungen und Weisungen normiert:


-
Gesetz betreffend die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 30. April 1911 (EG ZGB; GDB 210.1),


-
Gesetz betreffend Ergänzung des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch vom 26. April 2014 (GDB 210.2),


-
Verordnung über das Grundbuch vom 29. Februar 1980 (GDB 213.41),


-
Stichwortverzeichnis der Dienstbarkeiten, Grundlasten, Vormerkungen und Anmerkungen mit Erläuterungen vom 9. Dezember 1986 (GDB 213.411),


-
Ausführungsbestimmungen über den Zugriff auf Daten des EDV-Grundbuchs vom 20. April 2003 (GDB 213.412),


-
Weisungen über die Errichtung und die Anmeldung von Schuldbriefen vom 5. Dezember 2006 (GDB 213.413),


-
Ausführungsbestimmungen zur Einführung des neuen Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 26. Februar 2013 (GDB 213.414),


-
Verordnung über die Bereinigung der dinglichen Rechte und die Einführung des eidgenössischen Grundbuches vom 6. September 1985 (Bereinigungsverordnung; GDB 213.51),


-
Verordnung über die Grundbuchgebühren vom 15. März 2012 (GDB 213.61),


-
Gesetz über die amtliche Schätzung der Grundstücke und das Grundpfandrecht vom 26. Oktober 2006 (Schätzungs- und Grundpfandgesetz; GDB 213.7),


-
Verordnung über die amtliche Schätzung der Grundstücke und das Grundpfandrecht vom 26. Oktober 2006 (Schätzungs- und Grundpfandverordnung; GDB 213.71).


Des Weiteren bestehen betreffend gesetzliche Grundpfandrechte vereinzelte Bestimmungen in Spezialerlassen:


-
Art. 262 Steuergesetz vom 30. Oktober 1994 (StG; GDB 641.4),

-
Art. 28 Abs. 5 und Art. 58 Abs. 5 Baugesetz vom 12. Juni 1994 (BauG; GDB 710.1), 

-
Art. 25 Gesetz über den Wasserbau und die Wassernutzung vom 31. Mai 2001 (Wasserbaugesetz, WBG; GDB 740.1), 

-
Art. 10 Abs. 5 Sozialhilfeverordnung vom 10. November 1983 (GDB 870.110).

Zudem werden die verschiedenen öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen, welche der Anmerkung im Grundbuch zugänglich sind, ebenfalls in einer ganzen Reihe von Spezialerlassen normiert:


-
Art. 15, Art. 16 und Art. 20 Verordnung über den Schutz von Bau- und Kulturdenkmälern vom 30. März 1990 (Denkmalschutzverordnung, DSV; GDB 451.21),

-
Art. 11a BauG,

-
Art. 32 Verordnung zum Baugesetz vom 7. Juli 1994 (BauV; GDB 710.11),


-
Art. 11 und Art. 18 Wasserbauverordnung vom 31. Mai 2001 (WBV; GDB 740.11),


-
Art. 3 f. Ausführungsbestimmungen über die Ausscheidung von Schutzzonen bei Grundwasserfassungen vom 8. Mai 2006 (GDB 783.112),


-
Art. 2 f. Ausführungsbestimmungen über die Ausscheidung von Grundwasserschutzarealen vom 8. Mai 2006 (GDB 783.113),


-
Art. 18, Art. 19 und Art. 23 Verordnung über den Natur- und Landschaftsschutz vom 30. März 1990 (Naturschutzverordnung, NSV; GDB 786.11),


-
Art. 9 Gesetz über die Wohnbau- und Eigentumsförderung vom 27. September 1992 (GDB 880.1).


Revisionsbedarf besteht aufgrund der Revision des ZGB und der GBV insbesondere beim EG ZGB, der Verordnung über das Grundbuch und im untergeordneten Umfang bei der Bereinigungsverordnung. Daneben sind auch punktuelle Änderungen weiterer Erlasse, wie namentlich der Schätzungs- und Grundpfandgesetzgebung, notwendig. Das EG ZGB stammt aus dem Jahr 1911, mit einzelnen, immobiliarsachen- und grundbuchrechtlichen Nachträgen von 1964, 1973 und 2007. Die Grundbuchverordnung datiert von 1980 und die Bereinigungsverordnung von 1985. Auch diese beiden Erlasse wurden seither nur punktuell geändert und sind teilweise veraltet. Bei Änderungen des übergeordneten Rechts unterblieb der konsequente Nachvollzug im kantonalen Recht regelmässig. Die vorliegende Revision wird deshalb auch zum Anlass genommen, verschiedene kleinere Anpassungen der kantonalen Gesetzgebung an früher geändertes Bundesrecht nachzuvollziehen. Des Weiteren werden bei dieser Gelegenheit die gesetzlichen Grundlagen für eine Reorganisation der Grundbuchkreise (Vereinigung der Grundbuchkreise Sarnen und Engelberg) geschaffen. Ausserdem sollen die – ohne rechtliche Notwendigkeit – in der kantonalen Immobiliarsachen- und Grundbuchgesetzgebung anzutreffenden Wiederholungen von bundesrechtlichen Bestimmungen beseitigt werden. 


Diesbezüglich ist überdies zu erwähnen, dass der Regierungsrat die aufgrund der Teilrevision des Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts des ZGB unmittelbar zwingenden Anpassungen bereits im Jahr 2013 vorgenommen und dazu die Ausführungsbestimmungen zur Einführung des neuen Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts des Schweizerischen Zivilgesetzbuches erlassen hat. Darin hat er insbesondere die folgenden Aspekte geregelt:


-
sachliche Zuständigkeit für die Beurteilung von Grundbuchbeschwerden und


-
sachliche Zuständigkeit für die Anordnung von richterlichen Massnahmen bei Unauf-findbarkeit des Grundeigentümers, des Dienstbarkeitsberechtigten oder des Grundpfandgläubigers sowie bei Fehlen der vorgeschriebenen Organe einer juristischen Person. 


Diese Ausführungsbestimmungen müssen im Rahmen der vorliegenden Revision zwecks besserer Transparenz in die ordentliche Gesetzgebung bzw. in das EG ZGB überführt werden.

2. Vorgesehene Regelungsstufe


Es stellt sich im Rahmen der kantonalen Umsetzung der Revision des Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts im ZGB weiter die Frage, auf welcher Regelungsstufe bzw. in welchen Erlassen die betreffenden Anpassungen sinnvollerweise zu erfolgen haben. Diesbezüglich gibt es mehrere Möglichkeiten. Es wäre einerseits möglich, die betreffenden Bestimmungen im EG ZGB vollumfänglich aufzuheben und das ganze Grundbuchrecht in einem separaten Erlass zu normieren. Denkbar wäre etwa die Schaffung eines neuen Grundbuchgesetzes oder die Überführung der bislang im EG ZGB enthaltenen Bestimmungen zum Immobiliarsachen-und Grundbuchrecht in die Verordnung über das Grundbuch. Die Schaffung eines neuen Grundbuchgesetzes oder die Zentralisierung sämtlicher immobiliarsachen- sowie grundbuchrechtlichen Bestimmungen in der Verordnung über das Grundbuch würden für den Kanton Obwalden einen eigentlichen Paradigmenwechsel darstellen und zudem zu einer weiteren Aushöhlung des EG ZGB führen. Bereits im Rahmen der Umsetzung des revidierten Vormundschaftsrechts wurde bewusst darauf verzichtet, die entsprechenden Bestimmungen im EG ZGB aufzuheben und gänzlich in einen anderen Erlass auszusondern. In der Botschaft des Regierungsrats zum neuen Kindes- und Erwachsenenschutzrechts vom 17. Januar 2012 wird diesbezüglich auf S. 24 folgendes festgehalten:


"Das EG ZGB soll – als massgebender Ausführungserlass zum ZGB und in der Funktion der formellgesetzlichen Grundlage – die Grundsätze des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts enthalten. Die Vielzahl von Detailbestimmungen, die den Umfang eines Nachtrags zum EG ZGB sprengen würden, sollen in einer neuen Verordnung zum Kindes- und Erwachsenenschutzrecht zusammengefasst werden. Die Verordnung wird ergänzt durch Ausführungsbestimmungen des Regierungsrats, namentlich in Bereichen, in denen die zukünftige Rechtslage oder die Auswirkungen in der Praxis noch unklar sind, die Anwender jedoch auf eine flexible Anpassung der Gesetzgebung angewiesen sind."

An dem damals gefällten Grundsatzentscheid (Grundsätze im EG ZGB, Detailbestimmungen in der Verordnung über das Grundbuch und in der Bereinigungsverordnung, Regelungen in Bereichen, in welchen die zukünftige Rechtslage oder die Auswirkungen in der Praxis noch unklar sind, in Ausführungsbestimmungen des Regierungsrats) ist somit auch bei der Umsetzung des revidierten Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts so weit als möglich festzuhalten. Dadurch wird eine weitgehende gesetzgebungstechnische Kontinuität gewährleistet. Dementsprechend werden im EG ZGB die notwendigen Anpassungen vorgenommen. Die Bereinigungsverordnung wird vollumfänglich aufgehoben, neu konzipiert sowie sprachlich überarbeitet und anschliessend formell neu erlassen. Die Verordnung über das Grundbuch soll hingegen aufgehoben und durch entsprechende Ausführungsbestimmungen des Regierungsrats ersetzt werden, da es sich hierbei um Bestimmungen mit überwiegend technischem Charakter handelt.

3. Übersicht über die wesentlichen Revisionspunkte


3.1 Einführung des papierlosen Schuldbriefs (Register-Schuldbrief) und Aufhebung der Gült sowie der kantonalen Gesetzgebungskompetenzen im Schuldbriefrecht

Ein zentraler Kernpunkt der Änderung des Zivilgesetzbuches stellt die Einführung des papierlosen Schuldbriefs (sog. Register-Schuldbriefs) dar, welcher neu neben den Papier-Schuldbrief tritt. Der Register-Schuldbrief soll den Banken- und Wirtschaftskreisen im Bereich des Kreditgeschäfts als zeitgemässes und attraktives Rechtsinstitut dienen. Er entsteht bereits mit der Eintragung in das Grundbuch, ohne dass ein spezifisches Wertpapier ausgestellt werden müsste (reines Registerpfandrecht). Auch die Übertragung des Register-Schuldbriefs erfolgt im Grundbuch. Aufgrund dessen entfallen sämtliche Ausfertigungs- und Aufbewahrungs- sowie Übermittlungskosten. Zudem fallen ebenfalls das Verlustrisiko und das damit verbundene, aufwändige Kraftloserklärungsverfahren weg. Die Umwandlung von Papier-Schuldbriefen in Register-Schuldbriefe wird überdies – zwecks möglichst rascher Etablierung des papierlosen Schuldbriefs als neuen Standard – von Bundesrechts wegen durch erleichterte Formvorschriften (Begehren in einfacher Schriftform) vereinfacht (Art. 33b SchlT ZGB). Da diese Materie grundsätzlich im Bundesrecht abschliessend geregelt ist, sind im kantonalen Recht nur punktuelle Anpassungen notwendig. Des Weiteren wurde die Umwandlung von Papier-Schuldbriefen in Registerschuldbriefe – als gebührenpflichtige Dienstleistung des kantonalen Grundbuchamts – bereits in Art. 11 Ziff. 5 der Verordnung über die Grundbuchgebühren berücksichtigt.

Der Bund hat ausserdem die Bestimmungen zur weitgehend bedeutungslos gebliebenen Gült aufgehoben. Dementsprechend erübrigen sich auch einzelne, auf die Gült Bezug nehmende Bestimmungen des kantonalen Rechts. Gemäss Art. 33a Abs. 1 und 2 SchlT ZGB bleiben Gülten im Grundbuch eingetragen und unterstehen weiterhin den Bestimmungen des bisherigen Rechts. Das kantonale Recht kann die Umwandlung von Gülten, die gestützt auf Bundesrecht oder früheres Recht errichtet wurden, in Pfandarten nach geltendem Recht vorsehen. Die Umwandlung kann für geringfügige Beträge auch die Einführung einer persönlichen Haftung des Eigentümers des verpfändeten Grundstücks beinhalten (Art. 33a Abs. 3 SchlT ZGB). Eine derartige Regelung im kantonalen Recht macht jedoch nur dann Sinn, wenn effektiv noch Gülten bestehen, was im Kanton Obwalden gemäss Auskunft des Grundbuchamts nicht der Fall ist (es bestehen lediglich noch Altgülten). Aufgrund dessen ist eine entsprechende Bestimmung im kantonalen Recht nicht erforderlich.

Nach dem alten ZGB konnten die Kantone für die Errichtung von Schuldbriefen eine amtliche Schätzung des Grundstücks den Beteiligten zur Verfügung stellen oder allgemein vorschreiben (Art. 843 Abs. 1 aZGB). Zudem waren die Kantone ermächtigt, Vorschriften über die Belastungsgrenze bei Schuldbriefen zu erlassen (Art. 843 Abs. 2 aZGB). Des Weiteren war es den Kantonen unter altem Recht erlaubt, einschränkende Bestimmungen über die Kündbarkeit der Schuldbriefe aufzustellen (Art. 844 Abs. 2 aZGB). Mit der Revision des Immobiliarsachenrechts sind sämtliche dieser kantonalen Regelungskompetenzen dahingefallen. Die amtliche Schätzung im Rahmen der Errichtung von Schuldbriefen ist daher fakultativ, kantonale Bestimmungen über die Belastungsgrenzen bei Schuldbriefen sind unzulässig und die Kündbarkeit von Schuldbriefen wird vom Bundesrecht vorgegeben. Dementsprechend werden sämtliche dieser kantonalen Ausführungsvorschriften obsolet.


3.2 Gesetzliche kantonale Grundpfandrechte

Der bis Ende 2011 geltende Art. 836 aZGB hielt fest, dass gesetzliche Grundpfandrechte zur Sicherung von Forderungen aus kantonalem öffentlichem oder privatem Recht unmittelbar von Gesetzes wegen, d.h. ohne Eintragung im Grundbuch entstehen, wenn das kantonale Recht dies nicht anders regelt. In solchen Fällen versagte jeweils die Publizitätswirkung des Grundbuchs und der gute Glaube Dritter blieb ohne entsprechenden Schutz. 

Neu gilt eine transparentere Regelung. Räumt das kantonale Recht dem Gläubiger für Forderungen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Grundstück stehen (z.B. Grundstücksteuern, Grundstückgewinnsteuern, Handänderungsabgaben und Anschlussgebühren, nicht aber Einkommenssteuern), einen Anspruch auf ein Pfandrecht ein (sog. mittelbares Grundpfandrecht), so entsteht dieses Pfandrecht neu mit der Eintragung in das Grundbuch (sog. konstitutiver Eintrag; Art. 836 Abs. 1 ZGB). Pfandrechte, welche aufgrund des kantonalen Rechts auch weiterhin ohne Eintragung im Grundbuch entstehen (sog. unmittelbares Grundpfandrecht), benötigen demgegenüber keinen Grundbucheintrag. Jedoch ist zu berücksichtigen, dass derartige Pfandrechte mit einem Betrag von über Fr. 1 000.– einem Dritten, welcher sich in gutem Glauben auf das Grundbuch verlassen hat, nicht mehr entgegengehalten werden können, sofern diese nicht innert vier Monaten nach der Fälligkeit der zugrunde liegenden Forderung, spätestens aber innert zwei Jahren seit der Entstehung der Forderung in das Grundbuch eingetragen werden (Art. 836 Abs. 2 ZGB). Das Grundpfandrecht als solches erlischt aber – trotz Nichteintragung innert Frist – nicht und kann bösglaubigen Erwerbern und den Grundeigentümern auch weiterhin entgegengehalten werden. Gemäss Art. 49 Abs. 3 SchlT ZGB wird die Eintragungsfrist für bereits vor dem 1. Januar 2012 bestehende, unmittelbare Grundpfandrechte jedoch auf zehn Jahre verlängert. Den Kantonen ist es jedoch anheimgestellt, einschränkendere Regelungen vorzusehen und insbesondere die in Art. 836 Abs. 2 ZGB vorgesehenen Fristen zu reduzieren oder den Grenzbetrag zu verringern. Sie können ausserdem auch vorsehen, dass das betreffende Pfandrecht erlischt, wenn es nicht innert der vorgegebenen Fristen in das Grundbuch eingetragen wird (Art. 836 Abs. 3 ZGB).

Die Grundsatzbestimmung zu den kantonalen, gesetzlichen Grundpfandrechten ist im Kanton Obwalden nicht – wie bei den meisten übrigen Kantonen – im EG ZGB, sondern im Schätzungs- und Grundpfandgesetz enthalten. Gemäss Art. 20 des Schätzungs- und Grundpfandgesetzes besteht für die auf Grundstücke verlegten öffentlich-rechtlichen Beiträge an Bodenverbesserungsmassnahmen, Gewässerverbauungen, Strassen, Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen und dergleichen auf die Dauer von 20 Jahren und für sämtliche aus steuerbegründenden Veräusserungen von Grundstücken entstehenden Steuerforderungen ein gesetzliches, den eingetragenen privatrechtlichen Pfandrechten im Rang vorgehendes gesetzliches Grundpfandrecht, welches ohne Eintrag im Grundbuch entsteht. Es handelt sich somit um unmittelbare Grundpfandrechte. 

Die Detailregelungen zu den einzelnen, spezifischen Grundpfandrechten finden sich jeweils in der Spezialgesetzgebung (z.B. im Steuergesetz, im Baugesetz etc.). Die Konsultation der Spezialerlasse macht deutlich, dass die gesetzlichen Grundpfandrechte im Kanton Obwalden sehr unterschiedlich geregelt sind. Einerseits bestehen sowohl unmittelbare als auch mittelbare, gesetzliche Grundpfandrechte, wobei Letzteres eher die Ausnahme darstellt. Zudem sind die Fristen für die Eintragung in das Grundbuch sowie deren Beginn uneinheitlich geregelt. Des Weiteren ist beim gesetzlichen Grundpfandrecht gemäss WBG eine vorgängige Befristung auf zwei Jahre, dafür aber keine Eintragungspflicht vorgesehen. Überdies werden bestimmte gesetzliche Grundpfandrechte im Rang privilegiert, andere hingegen benachteiligt. Die verschiedenen, unmittelbaren, gesetzlichen Grundpfandrechte sind daher zu vereinheitlichen. Dementsprechend ist im kantonalen Recht eine Angleichung der Voraussetzungen, der Eintragungsfristen sowie der weiteren Modalitäten erforderlich.


3.3 Anmerkung öffentlich-rechtlicher Eigentumsbeschränkungen

Im Gegensatz zu den privatrechtlichen und realobligatorischen Rechten und Lasten an Grundstücken, welche aktuell zuverlässig aus dem Grundbuch hervorgehen, gab dieses bis zur Revision des ZGB über die öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen keine oder keine genügende Auskunft. Öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen werden von den Kantonen, den Gemeinden oder weiteren Trägern von öffentlich-rechtlichen Aufgaben entweder generell-abstrakt beschlossen oder individuell-konkret verfügt. Denkbar sind überdies auch Abschlüsse von verwaltungsrechtlichen Verträgen. Öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen bedurften keiner Eintragung im Grundbuch, konnten jedoch bereits gemäss dem bis Ende 2011 geltenden Recht im Grundbuch angemerkt werden, sofern das Bundesrecht oder ein kantonaler, vom Bund genehmigter Erlass die Anmerkung vorsah (vgl. Art. 962 aZGB). Solchen Anmerkungen kommt aber lediglich deklaratorische Wirkung zu. Immerhin vermögen sie den guten Glauben einer Drittperson zu zerstören, welche ein Grundstück oder Rechte daran erwirbt (Art. 963 ZGB).


Gemäss dem neuen Art. 962 ZGB sind die Gemeinwesen oder andere Träger einer öffentlichen Aufgabe in ihrem Entscheid, ob und welche öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen sie im Grundbuch anmerken möchten, nicht mehr frei. Vielmehr werden sie verpflichtet, für öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen, welche dem Eigentümer eine dauerhafte Nutzungs- oder Verfügungsbeschränkung oder grundstücksbezogene Pflicht auferlegen, eine Anmerkung vorzusehen (vgl. Art. 962 Abs. 1 ZGB). Öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen, welche sich unmittelbar aus dem Gesetz ergeben (z.B. Bauvorschriften), oder solche, welche sämtliche Grundstücke in einem bestimmten Gebiet gleichermassen betreffen (z.B. Nutzungszonen), bedürfen jedoch keiner Anmerkung im Grundbuch. Des Weiteren sind öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen, welche dahingefallen sind, zu löschen (Art. 962 Abs. 2 ZGB). Der Bundesrat hat gestützt auf Art. 962 Abs. 3 ZGB in Art. 129 Abs. 1 GBV jene Gebiete des kantonalen Rechts festgelegt, in welchen Eigentumsbeschränkungen im Grundbuch angemerkt werden müssen. Es handelt sich dabei um die folgenden Bereiche:


-
Natur- , Heimat- und Umweltschutz, mit Ausnahme der Altlasten und der belasteten Standorte,


-
Wasserrecht und Wasserbau,


-
Strassenbau und Strassenpolizei,


-
Förderung des Wohnungsbaus,


-
Förderung der Land- und Forstwirtschaft,


-
amtliche Vermessung,


-
Baugesetzgebung und


-
Enteignungsrecht.

Diese Liste ist jedoch nicht abschliessend. Die Kantone können weitere Anmerkungen vorsehen. Sie haben in diesem Fall eine Liste der Anmerkungstatbestände zu erstellen und diese dem Eidgenössischen Amt für Grundbuch- und Bodenrecht (EGBA) mitzuteilen (Art. 962 Abs. 3 Satz 2 und 3 ZGB sowie Art. 129 Abs. 3 und 4 GBV). Es ist ausserdem darauf hinzuweisen, dass jene öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen, welche vor der Revision des Immobiliarsachenrechts rechtskräftig verfügt worden sind, auch ohne Anmerkung gegenüber jedermann bestehen bleiben (vgl. dazu auch Art. 163 GBV).

In diesem Zusammenhang gilt es darauf hinzuweisen, dass der Bund kürzlich den Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen (ÖREB-Kataster) eingeführt hat (vgl. Verordnung über den Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen vom 2. September 2009 [ÖREBKV; SR 510.622.4]; Art. 16 ff. Bundesgesetz über Geoinformation vom 5. Oktober 2007 [Geoinformationsgesetz, GeolG; SR 510.62]). Dieser Kataster dient – in Kombination mit dem Grundbuch – der Sichtbarmachung der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen. Gegenstand des betreffenden Katasters sind lediglich jene öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen, welche nach den Vorschriften des ZGB nicht im Grundbuch angemerkt werden (Art. 16 Abs. 1 GeolG). Der Kanton Obwalden hat mit dem Geoinformationsgesetz vom 1. Juli 2011 (GDB 131.5; in Kraft seit dem 1. September 2011) die entsprechenden Rechtsgrundlagen für die Schaffung eines kantonalen ÖREB-Katasters geschaffen. Für jene Anmerkungen, welche im Grundbuch angemerkt werden sollen und gleichzeitig Gegenstand des Katasters der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen bilden, besteht die Anmerkung im Grundbuch in einem Hinweis auf den betreffenden Kataster (vgl. Art. 129 Abs. 2 GBV). 


Handlungsbedarf ergibt sich im kantonalen Recht insofern, als dass sämtliche, in Spezialerlassen vorhandene Normen (vgl. dazu Ziff. I. 1 des vorliegenden Berichts) , welche die blosse Möglichkeit einer Anmerkung von öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen gemäss Art. 129 Abs. 1 GBV vorsehen, anzupassen sind. Neu müssen die betreffenden öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen zwingend im Grundbuch angemerkt werden. Weiterer Handlungsbedarf ergibt sich im kantonalen Recht überdies dann, wenn dieses – neben den in Art. 129 Abs. 1 GBV vorgesehenen Fällen – weitere, im Grundbuch anzumerkende öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen vorsehen soll. Diesfalls ist auch die Erstellung einer entsprechenden Liste zu normieren und deren Mitteilung an das Eidgenössische Amt für Grundbuch und Bodenrecht vorzusehen.

3.4 Öffentliches Bereinigungsverfahren

Es kommt regelmässig vor, dass in einem bestimmten Gebiet auf einer Mehrzahl von Grundstücken materiell bedeutungslose Dienstbarkeiten, Vormerkungen oder Anmerkungen bestehen. Dadurch büsst das Grundbuch erheblich an Transparenz ein. Nach bisherigem Recht war die Bereinigung solcher Missstände lediglich bezogen auf ein einzelnes Grundstück möglich (Art. 743f aZGB), was sich stets als sehr umständlich erwies und oftmals am Widerstand einzelner berechtigter Personen scheiterte. Aus diesem Grund sieht Art. 976c ZGB neu ein für die Kantone fakultatives, öffentliches Bereinigungsverfahren vor, in dessen Rahmen für ein bestimmtes Gebiet, innerhalb dessen sich die Verhältnisse tatsächlich oder rechtlich verändert haben und deshalb eine grössere Zahl von Dienstbarkeiten, Vor- oder Anmerkungen ganz oder weitgehend hinfällig geworden sind oder die Lage nicht mehr bestimmbar ist, die Bereinigung angeordnet werden kann (vgl. Art. 976c Abs. 1 ZGB). Die Anordnung des öffentlichen Bereinigungsverfahrens ist auf den entsprechenden Grundbuchblättern anzumerken (Art. 976c Abs. 2 ZGB). Die Regelung der Einzelheiten und des Verfahrens obliegt den Kantonen, wobei diese die Bereinigung weiter erleichtern oder vom Bundesrecht abweichende Vorschriften erlassen können (Art. 976 Abs. 3 ZGB).


Regelungsbedarf ergibt sich in diesem Bereich von Bundesrechts wegen nicht zwingend. Es steht den Kantonen vielmehr frei, ob sie ein spezielles, öffentliches Bereinigungsverfahren einführen möchten. Die Einführung eines solchen Verfahrens macht jedoch im Kanton Obwalden, wo effektiv noch grössere Gebiete existieren, in welchen in das Grundbuch eingetragene Dienstbarkeiten, Vormerkungen oder Anmerkungen nicht mehr den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen, durchaus Sinn. Die Kosten des öffentlichen Bereinigungsverfahrens könnten zwischen dem Kanton und den betroffenen Gemeinden aufgeteilt werden. Es sind jedoch auch andere Varianten, wie die Aufteilung der Kosten zwischen Kanton, Gemeinden und Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer möglich. Die verschiedenen Varianten sind bei Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen aufgeführt.

3.5 Elektronischer Geschäftsverkehr und weitere Dienstleistungen

Die als Folge der Revision des Immobiliarsachenrechts erneuerte GBV enthält zahlreiche Bestimmungen zum elektronischen Rechtsverkehr. Eine vollumfänglich auf elektronischem Weg abgewickelte Anmeldung von Geschäften beim Grundbuchamt setzt insbesondere voraus, dass die Rechtsgrundausweise, i.d.R. öffentliche Urkunden, ebenfalls in elektronischer Form eingereicht werden können. Neu sind die Kantone gemäss Art. 55a Abs. 1 SchlT ZGB einerseits befugt, Urkundspersonen zu ermächtigen, elektronische Ausfertigungen der von ihnen errichteten, öffentlichen Urkunden (z.B. Kaufverträge) zu erstellen. Des Weiteren können die Kantone den Urkundspersonen erlauben, die Übereinstimmung der von ihnen erstellten, elektronischen Kopien mit den Originaldokumenten auf Papier sowie die Echtheit von Unterschriften elektronisch zu beglaubigen (Art. 55a Abs. 2 SchlT ZGB). 

Die Kantone können für ihre Grundbuchämter überdies den elektronischen Geschäftsverkehr zulassen (Art. 39 GBV). Sie können diesbezüglich festlegen, ob bei elektronischen Eingaben alle für den Vollzug des Geschäfts nötigen Belege zuhanden des Grundbuchamts elektronisch zu übermitteln sind oder ob die gemischte Einreichung von elektronischen Belegen und solchen in Papierform zulässig ist (Art. 42 GBV; vgl. auch Art. 65 Staatsverwaltungsgesetz vom 8. Juni 1997 [StVG; GDB 130.1] und Art. 26a Gesetz über die Gerichtsorganisation vom 22. Oktober 1996 [GOG; 134.1]).

Die Kantone sind überdies ermächtigt, elektronische Auszüge aus dem Papiergrundbuch anzubieten (vgl. Art. 32 Abs. 4 GBV). Sie haben zudem neu die Möglichkeit, die ohne Interessennachweis einsehbaren Daten des Hauptbuchs (Bezeichnung des Grundstücks und die Grundstücksbeschreibung, den Namen und die Identifikation des Eigentümers, die Eigentumsform und das Erwerbsdatum) im Internet öffentlich zugänglich zu machen (Art. 27 Abs. 1 GBV).

Des Weiteren kann aufgrund besonderer Vereinbarungen bestimmten Behörden oder Personen im Rahmen des Abrufverfahrens Zugang zu den Daten des Hauptbuchs, des Tagebuchs und der Hilfsregister gewährt werden, ohne dass sie im Einzelfall ein Interesse glaubhaft machen müssen. Dies können etwa Urkundspersonen, im Geometerregister eingetragene Ingenieur-Geometer, Steuerbehörden sowie andere Behörden sein. Des Weiteren können auch Banken, die Schweizerische Post, Pensionskassen und weitere Institutionen gemäss der Gesetzgebung über das bäuerliche Bodenrecht darunter fallen. Auch Rechtsanwälten oder weiteren, an den betreffenden Daten berechtigte Personen kann ein erweiterter Zugang gewährt werden (vgl. Art. 28 und Art. 30 Abs. 1 GBV). 

Im Kanton Obwalden existieren für die Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs im Verkehr mit dem Grundbuch, für das öffentliche Zugänglichmachen von ohne Interessensnachweis einsehbaren Daten im Internet sowie für das Anbieten von elektronischen Auszügen aus dem Papiergrundbuch derzeit noch keine Rechtsgrundlagen. Für den erweiterten Zugang existieren jedoch in Art. 17b der Verordnung über das Grundbuch entsprechende Vorschriften. Der Regierungsrat entscheidet demnach über Art und Umfang des Zugriffs auf Daten des Hauptbuches für Nachführungsgeometer, Amtsstellen des Kantons, Gemeinden, andere öffentlich-rechtliche Körperschaften und Urkundspersonen. Er kann im Rahmen der bundesrechtlichen Bestimmungen weiteren Personen und Behörden einen direkten oder mittelbaren Zugriff gewähren. Er hört dabei zuvor das Grundbuchamt und den Datenschutzbeauftragten an.

Angesichts der Tatsache, dass auf Bundesebene der elektronische Rechtsverkehr sowie weitere damit zusammenhängende Dienstleistungen gefördert werden, kann und will sich auch der Kanton Obwalden nicht vor diesen Entwicklungsschritten verschliessen. Es liegt jedoch auf der Hand, dass die Einführung eines elektronischen Notariats und des elektronischen Geschäftsverkehrs mit dem Grundbuchamt sowie die weiteren, damit zusammenhängenden Dienstleistungen seriöse Vorarbeiten voraussetzen. Dies bedingt einen beträchtlichen, zeitlichen Aufwand. Aufgrund dessen erweist sich eine unmittelbare Einführung des elektronischen Geschäftsverkehrs und der damit zusammenhängenden Dienstleistungen nicht als angezeigt. Deshalb soll im aktuellen Zeitpunkt im EG ZGB eine Grundsatznorm vorgesehen werden, welche den Regierungsrat ermächtigt, entsprechende Ausführungsbestimmungen zu erlassen, die die Einführung des elektronischen Geschäftsverkehrs mit dem Grundbuchamt sowie der weiteren Dienstleistungen und die diesbezüglichen Einzelheiten regeln. Dies erscheint, da es sich dabei um überwiegend technische Vorschriften handelt, als sachgerecht.

3.6 Zusammenlegung der Grundbuchkreise Sarneraatal und Engelberg zu einem einzigen Grundbuchkreis


Anlässlich der Revision der kantonalen Immobiliarsachenrechts- und Grundbuchgesetzgebung sollen überdies die gesetzlichen Grundlagen für eine Reorganisation des kantonalen Grundbuchamts geschaffen werden. 

Derzeit bildet der Kanton Obwalden zwei Grundbuchkreise, wobei für jeden Kreis ein Grundbuchamt zuständig ist. Zum ersten Kreis (Sarneraatal) gehören die Einwohnergemeinden Sarnen, Kerns, Sachseln, Alpnach, Giswil und Lungern. Den zweiten Kreis bildet die Einwohnergemeinde Engelberg (Art. 163 EG ZGB und Art. 1 und Art. 2 Abs. 1 Verordnung über das Grundbuch).


Die beiden Grundbuchkreise Sarneraatal und Engelberg sollen zu einer Abteilung mit Sitz in Sarnen und Aussenstelle in Engelberg werden. Auch sollen die beiden Grundbuchkreise so bald als möglich zu einem einzigen Grundbuchkreis Obwalden zusammengefasst werden. Das Grundbuch selbst wird aber weiterhin nach Gemeinden geführt. Das bisherige Büro des Grundbuchkreises Engelberg soll als Aussenstelle des Grundbuchkreises Obwalden weiterbetrieben werden, sofern und solange dafür ein Bedürfnis besteht. Durch dieses Vorgehen lassen sich die Abläufe vereinfachen und effizienter gestalten, Doppelspurigkeiten vermeiden sowie eine einheitliche Praxis gewährleisten. 

Die Zusammenlegung der beiden bisherigen Grundbuchkreise Sarneraatal und Engelberg zum Grundbuchkreis Obwalden schafft im Übrigen die Möglichkeit zu einer weiteren Vereinheitlichung des Grundbuches. So wird es inskünftig möglich sein, sämtliche grundbuchrechtlich relevanten Daten, die im Grundbuchsystem Terris erfasst sind, über die Gemeindegrenzen hinaus und kantonsweit einheitlich abzufragen. 


Die organisatorischen, technischen und finanziellen Anstrengungen für die Einführung eines einzigen Grundbuchkreises im Kanton Obwalden sind aber nicht zu unterschätzen. Es ist vorgesehen, dass – im Rahmen einer Übergangsbestimmung – vorerst die zwei bisherigen Grundbuchkreise weiterexistieren sollen, bis die notwendigen Massnahmen für die Bildung eines einheitlichen Grundbuchkreises getroffen sind. Die erforderlichen Vorarbeiten erfordern eine gewisse Übergangszeit, da sie aus finanziellen Gründen ohne zusätzliche Personalressourcen geleistet werden. Es ist deshalb jedoch nicht  mit hohen Zusatzkosten zu rechnen. Der Regierungsrat wird ausdrücklich ermächtigt, vorbehältlich der Finanzkompetenzen des Kantonsrats, sämtliche diesbezüglich notwendigen Massnahmen in die Wege zu leiten.

3.7 Punktuelle Überarbeitung und formeller Neuerlass der Bereinigungsverordnung

Die Bereinigungsverordnung hat sich in der Vergangenheit grundsätzlich bewährt. Im Rahmen der Anpassung des EG ZGB an das neue Immobiliarsachenrecht des Bundes soll diese Verordnung jedoch – unter Vornahme von bestimmten Anpassungen und inhaltlichen Änderungen – neu erlassen werden. Ein Neuerlass rechtfertigt sich insbesondere deshalb, weil 16 Artikel der bisherigen Bereinigungsverordnung aufgehoben werden soll. Zwecks besserer Lesbarkeit erweist sich ein Neuerlass als sinnvoll. Des Weiteren erfährt die Bereinigungsverordnung auch diverse terminologische Änderungen. So soll neu etwa nicht mehr vom Bereinigungsamt, sondern von der Abteilung Bereinigung gesprochen werden. Überdies werden bestimmte Verweise auf das übergeordnete Recht, welche mittlerweile nicht mehr korrekt sind, angepasst. Zudem soll die Bereinigungsverordnung neu sowohl die weibliche als auch die männliche Form berücksichtigen. Daneben erfolgen auch verschiedenste, inhaltliche Änderungen, welche die Grundbuchbereinigung möglichst vereinfachen sollen. Überdies sollen die in der bisherigen Bereinigungsverordnung vorkommenden Wiederholungen von bundesrechtlichen Bestimmungen beseitigt werden. Die Bereinigungsverordnung sieht gegenwärtig eine primäre Kostenpflicht der Grundeigentümerinnen und Grundeigentümerinnen vor. Die Berechnung der zu leistenden Gebühren erweist sich jedoch als umständlich und kaum praktikabel (vgl. Art. 57 Bereinigungsverordnung). Zudem erfolgt die Bereinigung im öffentlichen Interesse und von Amtes wegen. Es wird deshalb in Variante 1 vorgeschlagen, dass die Kosten des Bereinigungsverfahrens neu je hälftig vom Kanton und den betroffenen Gemeinden getragen werden. Die anderen Varianten, wie die Aufteilung der Kosten zwischen Kanton, Gemeinden und Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer sind bei den Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen aufgeführt.

3.8 Aufhebung der Verordnung über das Grundbuch und Erlass von entsprechenden Ausführungsbestimmungen

Die revidierte GBV des Bundes gibt den Grundbuchämtern die Art und Weise der Führung des Grundbuchs um einiges detaillierter vor, als dies noch bei der aufgehobenen GBV der Fall war. Dementsprechend sind einerseits markant weniger kantonale Ausführungsvorschriften hinsichtlich der Führung des Grundbuchs als bisher notwendig. Es handelt sich hierbei um ausgewiesen technische Vorschriften, für welche Ausführungsbestimmungen des Regierungsrats die sachgerechte Regelungsstufe darstellen. Andererseits wurden diverse zentrale Bestimmungen der Verordnung über das Grundbuch, wie namentlich Zuständigkeitsvorschriften, in den Nachtrag für das EG ZGB integriert.

Die künftigen Ausführungsbestimmungen über das Grundbuch werden namentlich die Grundbuchführung mittels Informatik, die Öffnungszeiten des Grundbuchs, die erforderlichen Hilfsregister und Belege, die Anzeigen bei Handänderungen, die Veröffentlichung des Erwerbs von Grundstücken sowie deren Kosten sowie die näheren Details zum öffentlichen Bereinigungsverfahren regeln.

3.9 Weitere Änderungen


Gemäss Art. 944 Abs. 1 ZGB sind jene Grundstücke, welche nicht im Privateigentum stehen, und diejenigen, welche dem öffentlichen Gebrauche dienen, lediglich dann in das Grundbuch aufzunehmen, wenn dingliche Rechte daran zur Eintragung gebracht werden sollen oder die Kantone deren Aufnahme vorschreiben. Gemäss geltender kantonaler Gesetzgebung wird der Grundsatz, dass sämtliche nicht im Privateigentum stehende, dem öffentlichen Gebrauch dienende Grundstücke in das Grundbuch einzutragen sind, lediglich in Art. 24 der Bereinigungsverordnung geregelt. Ein Blick in die Gesetzgebung anderer Kantone zeigt, dass dieser Grundsatz meistens bereits auf Gesetzesstufe – in der Regel im jeweiligen EG ZGB – geregelt wird. Aufgrund dessen soll mit Art. 168f des Entwurfs neu eine entsprechende Bestimmung auf Gesetzesstufe geschaffen werden, was dem Gesetzesvorbehalt von Art. 66 der Verfassung des Kantons Obwalden vom 19. Mai 1968 (Kantonsverfassung, KV; GDB 101.0) Rechnung trägt.

Zudem erfolgt im Rahmen der vorliegenden Revision eine Bündelung der – bislang im EG ZGB und in der Verordnung über das Grundbuch verstreuten – Vorschriften betreffend die Kompetenzen des Grundbuchamts, des Regierungsrats und des Kantonsgerichtspräsidiums im Bereich des Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts.


Des Weiteren werden im Rahmen der vorliegenden Revision diverse kleinere Anpassungen der kantonalen Gesetzgebung an früher geändertes Bundesrecht vorgenommen. Insbesondere werden die im EG ZGB und in den weiteren relevanten Erlassen enthaltenen Verweise auf bestimmte Artikel des ZGB oder der GBV an änderungsbedingte Neunummerierungen angepasst. Überdies sollen verschiedene, offensichtlich überholte Bestimmungen im EG ZGB und in den weiteren relevanten Erlassen aufgehoben werden.

II. Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen

1.
Gesetz betreffend die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches


I.

Art. 163 Abs. 1 und Abs. 4 (aufgehoben)

Abs. 1


Die Grundbuchkreise werden neu in Art. 168a des Entwurfs geregelt. Dementsprechend kann Art. 163 Abs. 1 EG ZGB aufgehoben werden.

Abs. 4

Die Regelung der für die Beamten und Angestellten der Grundbuchverwaltung verbotenen Geschäfte ist nicht zwingend notwendig. Im EG ZGB sollen inskünftig lediglich die zentralen Normen zum Immobiliarsachen- und Grundbuchrecht festgehalten werden. Auch wenn das Verbieten von bestimmten Geschäften für die Beamten und Angestellten der Grundbuchverwaltung grundsätzlich eine Einschränkung darstellt, bedarf es dafür keine ausdrückliche, gesetzliche Grundlage, da bereits Art. 33 Bst. a und c StVG von allen, im Staatsdienst stehenden Personen eine dienstleistungsgerechte, zielgerichtete, wirtschaftliche und zweckmässige Aufgabenerfüllung voraussetzt und ihnen zudem die Pflicht auferlegt, auch ausser Dienst alles zu unterlassen, was die Erfüllung ihrer Aufgaben beeinträchtigen oder der Vertrauenswürdigkeit der Staatsverwaltung schaden könnte. Zudem gilt das Amtsgeheimnis (Art. 36 StVG). Art. 163 Abs. 4 EG ZGB kann daher ersatzlos gestrichen werden.


Art. 164 (aufgehoben)

Abs. 1

Der Verantwortlichkeit der Beamten und Angestellten der Grundbuchverwaltung gegenüber dem Kanton wird neu in Art. 168b Abs. 4 des Entwurfs geregelt, weshalb Art. 164 Abs. 1 EG ZGB aufzuheben ist.


Abs. 2


Die Leistung einer Kaution durch die Beamten und Angestellten der Grundbuchverwaltung zwecks Gewährleistung einer allseitig treuen Pflichterfüllung der Amtspflichten entspricht nicht mehr den heutigen Gegebenheiten und ist aktuell nicht mehr von grosser Bedeutung. Sie hatte ihre Rechtfertigung in einer Zeit, da die Staatshaftung eine Neuerung darstellte und es für sinnvoll erachtet wurde, den Kantonen die Rückgriffsrechte auf die Fehlbaren zu sichern. Art. 164 Abs. 2 EG ZGB kann daher ersatzlos gestrichen werden.


Art. 165 (aufgehoben)

Der Regelungsgehalt von Art. 165 EG ZGB wird neu in angepasster Form in Art. 168k des Entwurfs überführt. Art. 165 EG ZGB ist aufgrund dessen aufzuheben.


Art. 166-168 (aufgehoben)

Die in den betreffenden Artikeln vorgesehenen Kompetenzen des Kantonsgerichtspräsidenten bzw. des Kantonsgerichtspräsidiums werden neu in Art. 168e des Entwurfs zusammengefasst, weshalb die Art. 166-168 EG ZGB vollumfänglich aufzuheben sind.


Art.168a
Grundbuchkreis Obwalden

Abs. 1

Wie bereits in Ziff. I 3.6 des vorliegenden Berichts ausgeführt worden ist, sollen die bisherigen Grundbuchkreise Sarneraa und Engelberg mittelfristig zu einem einzigen Grundbuchkreis Obwalden vereinigt werden, wobei das bisherige Büro des Grundbuchkreises Engelberg als Aussenstelle des Grundbuchkreises Obwalden weiterbetrieben werden soll. Durch dieses Vorgehen können erhebliche Effizienzgewinne erzielt werden. Insbesondere werden die Abläufe vereinfacht, Doppelspurigkeiten vermieden sowie eine einheitliche Praxis erleichtert. 

Art. 182a des Entwurfs enthält aber eine entsprechende Übergangsregelung, wonach die bisherigen beiden Grundbuchkreise fortgeführt werden sollen, bis die organisatorischen, technischen und finanziellen Massnahmen zur Schaffung eines einzigen Grundbuchkreises abgeschlossen  sind.

Abs. 2

Das Grundbuchamt führt das Grundbuch – und somit auch das EDV-Grundbuch – gemeindeweise. Jedes Grundstück ist einer bestimmten Gemeinde zugeordnet.


Abs.3


Der Regierungsrat regelt die nähere Organisation des Grundbuchamts und bestimmt dessen Sitz. Die Bestimmung in Art. 2 Abs. 2 der Verordnung über das Grundbuch wird in Art. 168a Abs. 3 des Entwurfs überführt. Der Regierungsrat kann im Rahmen seiner Organisationsautonomie auch Zweigstellen bzw. Aussenstellen errichten. 

Art. 168b
Grundbuchamt 

Abs. 1

Das Grundbuchamt ist eine kantonale Amtsstelle (vgl. auch Art. 2 Abs. 3 Verordnung über das Grundbuch). Gemäss Art. 22 Abs. 1 StVG werden Ämter, Abteilungen und Dienststellen unter dem Begriff "Amtsstellen" zusammengefasst. Gegenwärtig wird das Grundbuch als Abteilung des Volkswirtschaftsamts geführt und die Grundbuchbereinigung von der Abteilung Grundbuchbereinigung betreut (Art. 4 Abs. 1 Bst. b Ziff. 9 Ausführungsbestimmungen über die Aufgaben und Gliederung der Departemente vom 4. Juni 2002 (GDB 133.111). Die Zivilgesetzgebung des Bundes bezeichnet die für die Führung des Grundbuchs zuständigen Stellen des Kantons jedoch, ungeachtet ihrer organisationsrechtlichen Ausgestaltung, stets als Grundbuchamt. Deshalb soll diese Terminologie verwendet werden. Art. 168b Abs. 1 des Entwurfs belässt dem Regierungsrat somit die nötige Flexibilität, die Abteilung Grundbuch bzw. die Abteilung Grundbuchbereinigung zum gegebenen Zeitpunkt allenfalls einmal als Amt im Sinne von Art. 32 der Verordnung über die Organisation des Regierungsrates und der kantonalen Verwaltung vom 7. September 1989 (Organisationsverordnung; GDB 133.11) auszugestalten. Es bestehen jedoch keine entsprechenden Pläne.

Abs. 2


In Art 168b Abs. 2 des Entwurfs werden die zentralen Kompetenzen des Grundbuchamts zwar sehr umfassend – jedoch nicht abschliessend (vgl. die Wendung „insbesondere“) – aufgezählt. Dabei wurden sämtliche, mit der Revision des Immobiliarsachenrechts einhergehenden inhaltlichen Neuerungen sowie die Artikeländerungen berücksichtigt. Durch die Aufzählung der wesentlichen Aufgaben soll ein wertvoller Überblick über die Tätigkeit des Grundbuchamts gegeben werden. 


Abs. 3

Art. 168b Abs. 4 des Entwurfs entspricht Art. 164 Abs. 1 EG ZGB. Die betreffende Regelung stützt sich auf Art. 955 Abs. 2 ZGB ab, wonach die Kantone Rückgriff auf die Beamten und Angestellten der Grundbuchverwaltung sowie die Organe der unmittelbaren Aufsicht haben, wenn diese ein Verschulden trifft. Diese Norm ist als Spezialnorm zu den Bestimmungen des kantonalen Haftungsgesetzes vom 24. September 1999 (HG; GDB 130.3) zu betrachten, da Letzteres den Rückgriff nur bei einem vorsätzlichen oder grobfahrlässigen Verhalten zulässt (vgl. Art. 13 f. HG).


Art. 168c
Regierungsrat

Abs. 1


Art. 168c Abs. 1 des Entwurfs ist nahezu identisch mit Art. 4 Abs. 1 der Verordnung über das Grundbuch. Da es sich bei der Regelung der Aufsicht über das Grundbuchamt um eine zentrale Bestimmung handelt, soll diese Bestimmung inskünftig auf Gesetzesstufe festgehalten werden.


Abs. 2


Art. 168c Abs. 2 des Entwurfs entspricht vollumfänglich Art. 4 Abs. 2 und 3 der Verordnung über das Grundbuch. Auch diese Bestimmungen sollen inskünftig bereits auf Gesetzesstufe normiert werden.


Art. 168d
Rechtsschutz

Abs. 1


Gemäss Art. 956a Abs. 1 ZGB kann bei der vom Kanton bezeichneten Behörde gegen eine vom Grundbuchamt erlassene Verfügung oder gegen das unrechtmässige Verweigern oder Verzögern einer Amtshandlung durch das Grundbuchamt Beschwerde erhoben werden. Zur Beschwerde kann ebenfalls die kantonale administrative Aufsichtsbehörde ermächtigt werden (vgl. Art. 956a Abs. 2 Ziff. 2 ZGB).


Im kantonalen Recht ist von Bundesrechts wegen die zuständige Beschwerdeinstanz, welche Beschwerden gegen Verfügungen des Grundbuchamts oder dessen rechtsverweigerndes bzw. -verzögerndes Verhalten behandelt, zu bezeichnen. Gemäss der provisorischen Regelung in Art. 1 der Ausführungsbestimmungen zur Einführung des neuen Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts des Schweizerischen Zivilgesetzbuches ist der Regierungsrat die zuständige Beschwerdeinstanz. Diese Regelung gilt es angesichts der umfassenden Anpassung des kantonalen Rechts an die Revision des Immobiliarsachenrechts in das EG ZGB zu integrieren. Da der Regierungsrat bereits selber die Aufsichtsbehörde über die Grundbuchämter ist, erübrigt es sich, ihm ein Beschwerderecht gemäss Art. 956a Abs. 2 Ziff. 2 ZGB einzuräumen.


Abs. 2


Art. 168d Abs. 2 des Entwurfs stellt klar, dass sich die Modalitäten des Beschwerdeverfahrens (Feststellung des Sachverhalts, Anhörung, Akteneinsicht etc.) nach den allgemeinen Vorschriften des StVG und der Verordnung über das Verwaltungs- und Verwaltungsbeschwerdeverfahren vom 29. Januar 1998 (Verwaltungsverfahrensverordnung; VwVV, GDB 133.21) richten. 


Art. 168e
Kantonsgerichtspräsidium

Abs. 1


Art. 168e Abs. 1 des Entwurfs fasst die bislang im EG ZGB (Art. 166-168 EG ZGB) und in der Verordnung über das Grundbuche (Art. 7 EG ZGB) verstreuten Kompetenzen des Kantonsgerichtspräsidiums zusammen. Neu soll überdies nicht mehr die Terminologie "Kantonsgerichtspräsident", sondern der modernere und geschlechtsneutrale Ausdruck "Kantonsgerichtspräsidium" verwendet werden.


Die Kompetenz des Kantonsgerichtspräsidiums, Gesuche um Eintragung des Eintragung des Eigentums an einem nicht im Grundbuch aufgenommenen Grundstücke gemäss Art. 662 ZGB zu beurteilen, war bisher in Art. 167 EG ZGB geregelt und wird neu in Art. 168e Abs. 1 Bst. a des Entwurfs festgehalten.


Im Rahmen der Revision des Immobiliarsachenrechts des ZGB wurde das kantonale Gericht neu für die Anordnung von Massnahmen bei Unauffindbarkeit des Grundeigentümers, des Dienstbarkeitsberechtigten oder des Grundbuchpfandgläubigers sowie bei Fehlen der vorgeschriebenen Organe einer juristischen Person als zuständig erklärt (vgl. Art. 666a, Art. 666b, Art. 781a und Art. 823 ZGB). Diese gerichtlichen Zuständigkeiten müssen im Rahmen der innerkantonalen Kompetenzverteilung einer bestimmten Gerichtsinstanz zugewiesen werden. Der Regierungsrat hat die entsprechenden Kompetenzen provisorisch in den Ausführungsbestimmungen zur Einführung des neuen Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts des Schweizerischen Zivilgesetzbuches festgelegt. Im Rahmen der umfassenden Anpassung des kantonalen Rechts an die Revision des Immobiliarsachenrechts ist diese Regelung in Art. 168 Abs. 1 Bst. b des Entwurfs zu überführen.


Gemäss Art. 7 Abs. 1 Bst. a der Verordnung über das Grundbuch obliegt dem Kantonsgerichtspräsidenten die Ordnung der Pfandrechte bei Schuldbriefen und Gülten (Art. 833 und Art. 852 aZGB). Da die Gült mittlerweile abgeschafft worden ist, soll inskünftig lediglich noch von der Ordnung der Pfandrechte gesprochen werden. Zudem ist nur noch Art. 833 ZGB, welcher sich auf den Schuldbrief bezieht, zu erwähnen. Diese Regelung soll neu in Art. 168e Abs. 1 Bst. c des Entwurfs festgehalten werden.


Art. 7 Abs. 1 Bst. b der Verordnung über das Grundbuch sieht vor, dass der Kantonsgerichtspräsident für die Anordnung über die Hinterlegungen von Zahlungen bei Schuldbrief und Gült zuständig ist (Art. 861 aZGB). Art. 861 aZGB hat im Rahmen der Revision des Immobiliarsachenrechts eine neue Nummerierung erhalten (Art. 851 ZGB), weshalb die Artikelangabe entsprechend anzupassen ist. Ausserdem ist der Begriff "Gült" zu streichen, da das ZGB dieses Rechtsinstitut mittlerweile nicht mehr vorsieht. Diese angepasste Bestimmung wird neu in Art. 168e Abs. 1 Bst. d des Entwurfs vorgesehen.


Das Kantonsgerichtspräsidium wird gemäss Art. 7 Abs. 1 Bst. c der Verordnung über das Grundbuch als zuständige Instanz für die Beurteilung von Anfechtungen der Löschung von Grundbucheinträgen (Art. 976 aZGB) und für die Verfügung von Berichtigungen (Art. 977 ZGB) bezeichnet. Diese Bestimmung soll neu in Art. 168e Abs. 1 Bst. f des Entwurfs überführt werden. Da sich die Nummerierung im Bereich der Löschung und Änderung der Grundbucheinträge geändert hat (neu: Art. 976 [erleichterte Löschung], Art. 976a und Art. 976b ZGB [andere Einträge]; alt: Art. 976 ZGB]), ist nun der Verweis auf Art. 976b ZGB und nicht mehr auf Art. 976 aZGB vorzusehen.


Abs. 2


Art. 168e Abs. 2 des Entwurfs entspricht inhaltlich vollumfänglich Art. 7 Abs. 2 der Verordnung über das Grundbuch, weshalb sich weitere Ausführungen diesbezüglich erübrigen.


Art. 168f
Aufnahme öffentlicher Grundstücke in das Grundbuch

Der in Art. 24 der Bereinigungsverordnung festgehaltene Grundsatz, dass auch sämtliche nicht im Privateigentum stehende, dem öffentlichen Gebrauch dienende Grundstücke in das Grundbuch aufzunehmen sind, wird – wie dies auch in den meisten anderen Kantonen der Fall ist – neu bereits im EG ZGB geregelt. 

Art. 168g
Elektronischer Geschäftsverkehr und weitere Dienstleistungen

Abs. 1


In Art. 168g des Entwurfs wird neu eine Grundsatznorm vorgesehen, welche den Regierungsrat ermächtigt, insbesondere über folgende Themen entsprechende Ausführungsbestimmungen zu erlassen:


-
Einführung des elektronischen Geschäftsverkehrs,


· Ermächtigung von Urkundspersonen, elektronische Ausfertigungen der von ihnen errichteten, öffentlichen Urkunden zu erstellen sowie die Übereinstimmung der von ihnen erstellten, elektronischen Kopien mit den Originaldokumenten auf Papier sowie die Echtheit von Unterschriften elektronisch zu beglaubigen,


· Anbieten von elektronischen Auszügen aus dem Papiergrundbuch,


· Zulassung der elektronischen Auskunft und Einsichtnahme in die ohne Interessennachweis einsehbaren Daten des Hauptbuchs und


· Gewährung eines erweiterten Zugangs zu den Daten des Hauptbuchs, des Tagebuchs und der Hilfsregister bei bestimmten Behörden oder Personen.


Durch diese Delegationsnorm wird es dem Regierungsrat ermöglicht, die Einführung dieser elektronischen Hilfsmittel rasch und in flexibler Weise vornehmen zu können, sobald dies erwünscht und in technischer und organisatorischer Hinsicht machbar ist. Die Wendung „insbesondere“ macht deutlich, dass es sich bei Art. 168g Abs. 1 des Entwurfs nicht um eine abschliessende Aufzählung handelt.

Abs. 2


Die aktuell in Art. 17b der Verordnung über das Grundbuch festgehaltenen Grundsätze betreffend Gewährung eines erweiterten Zugangs zu den Daten des Hauptbuchs, des Tagebuchs und der Hilfsregister bei bestimmten Behörden oder Personen werden neu in Art. 168g Abs. 2 des Entwurfs überführt. Demnach entscheidet der Regierungsrat über Art und Umfang des Zugriffs auf Daten des Hauptbuches für Nachführungsgeometer, Amtsstellen des Kantons, Gemeinden, andere öffentlich-rechtliche Körperschaften und Urkundspersonen. Er kann überdies, unter vorgängiger Anhörung des Grundbuchamts und des Datenschutzbeauftragten, weiteren Personen und Behörden einen direkten oder mittelbaren Zugriff gewähren. 

Abs. 3


Die entsprechende Vorschrift entspricht Art. 17c der geltenden Verordnung über das Grundbuch. Weitergehende Ausführungen erübrigen sich deshalb.


Art. 168h
Öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen


Abs. 1


Der Kanton Obwalden kennt in folgenden Rechtsgebieten öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen:


-
Denkmalschutz, 


-
Baurecht,


 -
Wasserrecht und Wasserbau,


-
Naturschutz,


-
Gewässerschutz und


-
Wohnbau- und Eigentumsförderung.


Sämtliche dieser kantonalen Anmerkungstatbestände betreffend öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen werden in Art. 129 Abs. 1 GBV aufgeführt und somit zwingend im Grundbuch anzumerken. In den betreffenden, kantonalen Spezialerlassen besteht jedoch derzeit keine einheitliche Regelung. Bestimmte öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen sind – wie von Bundesrechts wegen gefordert – zwingend im Grundbuch anzumerken (vgl. Art. 15 Abs. 2, Art. 16 Abs. 2 und Art. 20 Abs. 3 DSV, Art. 18 Abs. 2 und Art. 23 Abs. 3 NSV, Art. 4 Ausführungsbestimmungen über die Ausscheidung von Schutzzonen bei Grundwasserfassungen, Art. 3 Ausführungsbestimmungen über die Ausscheidung von Grundwasserschutzarealen und Art. 9 Abs. 1 WEG). Für andere, öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen ist die Anmerkung jedoch aktuell lediglich fakultativ (Art. 11a Abs. 2 BauG, Art. 32 Abs. 3 BauV, Art. 11 Abs. 2 und Art. 18 WBV, Art. 19 Abs. 3 NSV).


Es gilt daher die verschiedenen – unter Art. 129 Abs. 1 GBV fallenden – Anmerkungstatbestände zu vereinheitlichen. Art. 168h Abs. 1 des Entwurfs legt deshalb neu in allgemeinverbindlicher Weise fest, dass die durch Verwaltungsverfügung oder durch einen verwaltungsrechtlichen Vertrag für ein einzelnes, privates Grundstück angeordneten öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen gemäss Art. 129 Abs. 1 GBV zwingend im Grundbuch anzumerken sind. Generell-konkrete sowie generell-abstrakte Eigentumsbeschränkungen, welche eine Vielzahl von Grundstücken betreffen und sich aus einem Rechtssatz oder einem Nutzungsplan ergeben, sind jedoch nicht im Grundbuch anzumerken. Sie ergeben sich vielmehr aus dem Kataster der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen – dem sog. ÖREB-Kataster (vgl. Art. 16 GeolG). Bei solchen öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen besteht die Anmerkung im Grundbuch in einem Hinweis auf den ÖREB-Kataster (vgl. Art. 129 Abs. 2 GBV). 


Abs. 2

Für die Anmeldung öffentlich-rechtlicher Eigentumsbeschränkungen zur Anmerkung oder zur Löschung soll jeweils die die öffentliche-rechtliche Eigentumsbeschränkung anordnende (Verfügung) oder mitveranlassende (verwaltungsrechtlicher Vertrag) Behörde des Gemeinwesens oder der Trägerschaft, welche die betreffende öffentliche Aufgabe wahrnimmt, zuständig sein.


Abs. 3


Die Kosten der Anmerkung einer öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkung gehen bei deren Begründung durch Verfügung zu Lasten der Veranlasserin bzw. des Veranlassers des betreffenden Verwaltungsverfahrens. In den meisten Fällen wird dies die Gesuchstellerin bzw. der Gesuchsteller sein (z.B. im Baubewilligungsverfahren). Wird das Verwaltungsverfahren jedoch durch eine Behörde in Gang gesetzt, so trägt das entsprechende Gemeinwesen die Kosten. Erfolgt die Anmerkung einer öffentlichen Eigentumsbeschränkung hingegen aufgrund eines verwaltungsrechtlichen Vertrags, so erfolgt die Kostentragung nach der spezifischen Interessenlage. Durch diese flexible Regelung soll der Verschiedenartigkeit von verwaltungsrechtlichen Verträgen angemessen Rechnung getragen werden.


Abs. 4


Wie bereits erwähnt, decken sich die kantonalen Anmerkungstatbestände vollumfänglich mit den in Art. 129 Abs. 1 GBV aufgeführten Rechtsgebieten. Aus diesen Gründen ist aus heutiger Sicht keine Schaffung von weiteren, kantonalen Anmerkungstatbeständen erforderlich. Sollten sich Letztere in Zukunft einmal als notwendig erweisen, wäre dafür jedoch eine ausdrückliche, gesetzliche Grundlage erforderlich. Aufgrund dessen wird in Art. 168h Abs. 4 des Entwurfs eine "Kann-Vorschrift", wonach der Regierungsrat, sofern dafür ein Bedürfnis besteht, weitere Anmerkungstatbestände gemäss Art. 129 Abs. 3 GBV erlassen kann, diesbezüglich eine Liste erstellt und diese dem Bund mitteilt. Durch diese Regelung kann flexibel auf neue Entwicklungen im Bereich der öffentlich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen reagiert werden.


Art. 168i
Öffentliches Bereinigungsverfahren


Abs. 1


Art. 976c ZGB sieht neu ein für die Kantone fakultatives, öffentliches Bereinigungsverfahren vor. Dieses ermöglicht es, in einem bestimmten Gebiet, innerhalb dessen sich die Verhältnisse tatsächlich oder rechtlich verändert haben und deshalb eine grössere Zahl von Dienstbarkeiten, Vor- oder Anmerkungen ganz oder weitgehend hinfällig geworden sind oder die Lage nicht mehr bestimmbar ist, eine gesamtheitliche Bereinigung vorzunehmen (vgl. Art. 976c Abs. 1 ZGB). Die Regelung der Einzelheiten und des Verfahrens obliegt den Kantonen, wobei diese die Bereinigung weiter erleichtern oder vom Bundesrecht abweichende Vorschriften erlassen können (Art. 976 Abs. 3 ZGB).


Das öffentliche Bereinigungsverfahren erweist sich als ein sehr sinnvolles Instrument um die grundbuchliche Situation mit den tatsächlichen Verhältnissen in Einklang zu bringen. Ein grosser Teil der Kantone, hat die Möglichkeit, ein solches Verfahren einzuführen, genutzt. Insbesondere in jenen Kantonen, in welchen, effektiv noch grössere Gebiete existieren, in welchen in das Grundbuch eingetragene Dienstbarkeiten, Vormerkungen oder Anmerkungen nicht mehr den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen, erweist sich dieses Verfahren als sehr nützlich. 


Wie bei der systematischen Bereinigung der vor dem 1. Januar 1912 entstandenen Rechte an Grundstücken zur Einführung des eidgenössischen Grundbuchs soll auch im Rahmen des öffentlichen Bereinigungsverfahrens der Regierungsrat für dessen Anordnung zuständig sein (vgl. Art. 170 EG ZGB). Die Bereinigung soll jedoch nicht durch eine Bereinigungskommission, sondern durch das Grundbuchamt durchgeführt werden.

Abs. 2

Die geltende Bereinigungsverordnung sieht in Art. 57 eine primäre Kostenpflicht der Grundeigentümerinnen und Grundeigentümerinnen vor. Die Berechnung der zu leistenden Gebühren erweist sich jedoch als umständlich und ist in der Paxis häufig schwierig umzusetzen. Deshalb soll diese Kostenaufteilungsregelung nicht für das öffentliche Bereinigungsverfahren übernommen werden.


Variante 1:


Es wird die hälftige Aufteilung der Kosten zwischen Kanton und Gemeinden vorgeschlagen. Diese Kostenverteilung sah ursprünglich der Kanton Schwyz in seinem Entwurf zum EG ZGB vor. Das öffentliche Bereinigungsverfahren wurde im Kanton Schwyz jedoch nicht eingeführt. Durch diese Regelung würden die anfallenden Kosten in sachgerechter Weise auf Kanton und Gemeinden verteilt.

Abs. 3


Der Regierungsrat regelt die Einzelheiten und das Verfahren des öffentlichen Bereinigungsverfahrens in Ausführungsbestimmungen. Darunter fallen insbesondere Bestimmungen über die Anordnung und die Durchführung des öffentlichen Bereinigungsverfahrens, den Rechtsschutz und den Vollzug. 

Art. 168k
Ergänzende Bestimmungen zum Grundbuchwesen

Abs. 1


Die Regelung der Grundbuchgebühren soll – wie bis anhin (vgl. Art. 165 EG ZGB) – dem Kantonsrat überlassen werden.


Abs. 2


Da die GBV des Bundes die Modalitäten der Grundbuchführung mittlerweile sehr detailliert regelt, weshalb lediglich vereinzelte kantonale Ausführungsbestimmungen diesbezüglich notwendig sind, aufgrund des technischen Charakters der entsprechenden Vorschriften und infolge dessen, dass diverse zentrale Bestimmungen der gegenwärtigen Verordnung über das Grundbuch neu im EG ZGB angesiedelt werden sollen, ist es gerechtfertigt, dass neu der Regierungsrat Ausführungsbestimmungen über die Führung des Grundbuchs erlässt. Praktisch in allen anderen Kantonen wird das Ausführungsrecht zum Grundbuchwesen jeweils vom Regierungsrat erlassen.

Die Ausführungsbestimmungen über das Grundbuch werden insbesondere die Grundbuchführung mittels Informatik, die Öffnungszeiten des Grundbuchs, die erforderlichen Hilfsregister und Belege, die Anzeigen bei Handänderungen, die Veröffentlichung des Erwerbs von Grundstücken sowie deren Kosten sowie die näheren Details zum öffentlichen Bereinigungsverfahren zum Gegenstand haben.

Art. 168l
Grundbuchbereinigung

Vorbemerkung


Die Grundbuchbereinigung soll im EG ZGB selber inskünftig lediglich mit einem zentralen Artikel geregelt werden, welcher die Art der Bereinigung, die Kompetenz zur Anordnung der Bereinigung sowie die Befugnis zum Erlass einer Verordnung zur näheren Regelung der Bereinigung festlegt. Es ist dementsprechend vorgesehen, die nähere Regelung des Bereinigungsverfahrens in der Bereinigungsverordnung vorzunehmen. Daher sind die Art. 169-177 EG ZGB aufzuheben und – soweit sie noch zwingend notwendig sind – in Art. 168l des Entwurfs und in die Bereinigungsverordnung zu überführen. 


Abs. 1

In Art. 168l Abs. 1 des Entwurfs soll der in Art. 170 EG ZGB erwähnte Grundsatz, wonach die Bereinigung von Gemeinde zu Gemeinde vorzunehmen ist, festgehalten werden.


Abs. 2


Art. 168l Abs. 2 des Entwurfs entspricht ebenfalls der in Art. 170 EG ZGB festgehaltenen Regelung, dass die Bereinigung vom Regierungsrat angeordnet wird.


Abs. 3


Art. 168l Abs. 3 des Entwurfs ist nahezu identisch mit Art. 177 EG ZGB, welcher dem Kantonsrat die Kompetenz zum Erlass der für die Bereinigung der dinglichen Rechte und die Einführung des Grundbuches erforderlichen Vorschriften mittels Verordnung zuweist.


Art. 169-177 (aufgehoben)

Die betreffenden Artikel sind – wie bereits erwähnt – vollumfänglich aufzuheben und soweit erforderlich in Art. 168l des Entwurfs und in die Bereinigungsverordnung zu überführen.


Art. 181
Kantonales Grundbuch

Abs. 1


Gemäss Art. 48 SchlT ZGB können die Kantone mit dem Inkrafttreten des Sachenrechtes und vor der Einführung des Grundbuches die Formen, wie Fertigung, Eintragung in Grund-, Pfand und Servitutenregister bezeichnen, denen sofort Grundbuchwirkung zukommen soll. Bislang existierte im Kanton Obwalden keine entsprechende Regelung. Ein Blick auf die diesbezüglichen Vorschriften der übrigen Kantone hat jedoch ergeben, dass die meisten Kantone, welche das eidgenössische Grundbuch noch nicht (vollumfänglich) eingeführt haben, von dieser Regelungsmöglichkeit Gebrauch gemacht haben. 


Art. 181a Abs. 1 des Entwurfs sieht daher neu vor, dass der Eintragung in das altrechtliche Grundbuch bis zur Einführung des eidgenössischen Grundbuchs in Bezug auf Begründung, Abänderung oder Löschung der dinglichen Rechte an Grundstücken Grundbuchwirkung im Sinne von Art. 48 SchlT ZGB zukommt. 


Abs. 2


Art. 181 Abs. 2 des Entwurfs hält überdies ergänzend fest, dass die Bestimmungen der GBV, insbesondere die Vorschriften über das Tagebuch, sinngemäss anwendbar sind.


Art. 182a
Übergangsbestimmung zu Art. 168

Abs. 1


Die Bildung eines einzigen Grundbuchkreises im Kanton Obwalden setzt gewisse Vorarbeiten voraus. Dementsprechend wird die Zusammenlegung der beiden gegenwärtigen Grundbuchkreise nicht kurzfristig erfolgen. Angesichts dessen ist in Art. 182a Abs. 1 des Entwurfs festzuhalten, dass der Kanton solange weiterhin mit zwei Grundbuchkreisen operiert, bis die erforderlichen Massnahmen zur Einführung eines einzigen Grundbuchkreises getroffen sind.

Abs. 2

Der Regierungsrat soll gemäss Art. 182a Abs. 2 des Entwurfs ermächtigt werden, sämtliche notwendigen Massnahmen für die Bildung eines einzigen Grundbuchkreises in die Wege zu leiten. Vorbehalten bleiben die Finanzkompetenzen des Kantonsrats.

II.
Fremdänderungen

a.
Gesetz betreffend Ergänzung des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch 

Ingress (geändert)

Da es gemäss revidiertem ZGB keine Gülten mehr gibt und im Kanton Obwalden gemäss Aussage des Grundbuchamts keine Gülten bestehen, ist die Wendung "und der Errichtung von Gülten des neuen Rechts" zu streichen.


Art. 1 Abs. 4 (geändert)

Die Gült wurde im Rahmen der Revision des Immobiliarsachenrechts abgeschafft, weshalb der Begriff "Gült" zu streichen ist.

b.
Verordnung über die Grundbuchgebühren 


Ingress (geändert)


Die Kompetenz zur Regelung der Grundbuchgebühren soll neu in Art. 168k Abs. 1 EG ZGB geregelt werden. Dementsprechend ist die Abstützung im Verweis anzupassen.


Art. 12 Ziff. 7 (geändert)

Da die Gült mittlerweile abgeschafft worden ist und im Kanton Obwalden keine Gülten bestehen, ist Art. 12 Ziff. 7 der Verordnung über die Grundbuchgebühren dementsprechend anzupassen.


c.
Gesetz über die amtliche Schätzung der Grundstücke und das Grundpfandrecht (Schätzungs- und Grundpfandgesetz)


Art. 20 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 und Abs. 3 (neu)

Vorbemerkung


Art. 20 Abs. 1 des Schätzungs- und Grundpfandgesetzes hält fest, dass gesetzliche Grundpfandrechte gemäss Art. 836 ZGB, welche den eingetragenen, privatrechtlichen Pfandrechten vorgehen, ohne Eintrag im Grundbuch bestehen. Dies ist insbesondere für die auf Grundstücke verlegten öffentlich-rechtlichen Beiträge an Bodenverbesserungsmassnahmen, Gewässerverbauungen, Strassen, Wasserversorgungs- und Abwasseranlagen und dergleichen auf die Dauer von 20 Jahren und für alle aus steuerbegründenden Veräusserungen von Grundstücken entstehenden Steuerforderungen der Fall.


Im Kanton Obwalden existieren unter anderem folgende, spezialgesetzliche Grundpfandrechte:


· unmittelbares, gesetzliches Grundpfandrecht gemäss Art. 262 StG


Art. 262 Abs. 1 StG sieht für sämtliche aus steuerbegründenden Veräusserungen von Grundstücken entstehenden Steuerforderungen (Grundstückgewinn-, Handänderungs-, Einkommens-, Gewinn- sowie Erbschaftssteuern) ein dem Kanton und den steuerberechtigten Gemeinden ein, den im Grundbuch eingetragenen, privatrechtlichen im Range vorangehendes, gesetzliches Grundpfandrecht vor. Dieses bedarf zu seiner Entstehung keiner Eintragung. Es kann – ohne dass eine rechtskräftige Verfügung vorliegt – im Grundbuch eingetragen werden. Gemäss Art. 262 Abs. 2 StG erlischt dieses Pfandrecht, sofern es nicht nach Ablauf von drei Jahren nach dem Eintrag der Handänderung in das Grundbuch oder, falls kein Eintrag der Handänderung in das Grundbuch erforderlich ist, nach drei Jahren seit der Wahrnehmung durch die für die Veranlagung zuständigen Steuerbehörde nicht in das Grundbuch eingetragen worden ist.


Der Kanton Obwalden regelt das unmittelbare, gesetzliche Steuerpfandrecht somit strenger als von Bundesrechts wegen vorgegeben. Wird das Pfandrecht nicht innert drei Jahren seit dem Eintrag der Handänderung in das Grundbuch bzw. seit der Wahrnehmung durch die für die Veranlagung zuständige Steuerbehörde in das Grundbuch eingetragen, erlischt es. Der Kanton Bern kennt ein ähnliches System. Die übrigen Kantone sehen dies aber fast nie so vor. Vielmehr sind die entsprechenden unmittelbaren, gesetzlichen Grundpfandrechte, sofern diese nicht innert der von Art. 836 Abs. 2 ZGB vorgesehenen Fristen eingetragen werden, lediglich gegenüber gutgläubigen Dritterwerbern nicht bindend. Sie behalten aber weiterhin ihre Gültigkeit.


· unmittelbare, gesetzliche Pfandrechte gemäss Art. 28 Abs. 5 und Art. 58 Abs. 5 BauG

Die Gemeinden und die Versorgungswerke haben für ihre Forderungen aus Erschliessungs- und Anschlussbeiträgen Anspruch auf Errichtung eines gesetzlichen, allen eingetragenen Belastungen vorgehenden Grundpfandes (Art. 28 Abs. 5 BauG). Des Weiteren besteht für die Kosten, welche den Gemeinden im Rahmen der Ersatzvornahme entstehen, ein gesetzliches Grundpfandrecht, welches den bereits eingetragenen Pfandrechten im Rang nachgeht (Art. 58 Abs. 5 BauG). Beide Pfandrechte müssen jeweils spätestens zwölf Monate nach Fälligkeit der Forderung im Grundbuch eingetragen werden.


Auch diese beiden gesetzlichen Pfandrechte erlöschen somit, wenn sie nicht innert der betreffenden Frist eingetragen werden. Damit ist das kantonale Recht ebenfalls strenger als von Bundesrechts wegen vorgegeben. Zudem geht das Pfandrecht gemäss Art. 28 Abs. 5 BauG allen eingetragenen Belastungen im Rang vor, wohingegen jenes gemäss Art. 58 Abs. 5 allen eingetragenen Belastungen im Rang nachgeht. Inskünftig sollen alle gesetzlichen Pfandrechte einander gleichgestellt werden.


· unmittelbares, gesetzliches Pfandrecht gemäss Art. 25 WBG


Gemäss Art. 25 WBG haben Kanton, Gemeinden, Gemeindeverbände und Wuhrgenossenschaften für ihre Beitragsforderungen sowie die Gemeinden für ihre Forderungen aus der Liegenschaftssteuer ohne Eintragung im Grundbuch ein gesetzliches, allen eingetragenen Belastungen vorgehendes Pfandrecht auf zwei Jahre.

Speziell an diesem Pfandrecht ist, dass es den anderen, eingetragenen Belastungen – und somit auch den übrigen gesetzlichen Pfandrechten – vorgeht. Diese Privilegierung lässt sich sachlich nicht rechtfertigen. Daher soll dieses Pfandrecht inskünftig den anderen gesetzlichen Pfandrechten gleichgestellt werden. Ebenfalls als Besonderheit ist zu werten, dass es – nicht wie die anderen gesetzlichen Pfandrechte – zeitlich befristet ist, dafür aber nicht innert einer bestimmten Frist ins Grundbuch eingetragen werden muss.


· mittelbares, gesetzliches Pfandrecht gemäss Art. 10 Abs. 5 Sozialhilfeverordnung 


Art. 10 Abs. 5 der Sozialhilfeverordnung hält fest, dass die Gewährung wirtschaftlicher Hilfe, sofern erhebliche vermögensrechtliche Ansprüche gegenüber Dritten vorhanden sind, davon abhängig zu machen ist, dass die betreffenden Ansprüche der Hilfeempfänger der unterstützenden Einwohnergemeinde abgetreten werden. Bestehen die Vermögenswerte der Hilfeempfänger in Grundstücken, so ist die im Rahmen der Hilfe gewährte Leistung grundpfandrechtlich sicherzustellen.


Hier handelt es sich – im Gegensatz zu den vorerwähnten gesetzlichen Pfandrechten – um ein sog. mittelbares, gesetzliches Pfandrecht, welches der berechtigten Gemeinde lediglich einen Anspruch auf Errichtung eines Grundpfandrechts einräumt. In diesem Fall ist stets eine Eintragung im Grundbuch erforderlich.

Wie der Überblick über die kantonalen, gesetzlichen Grundpfandrechte zeigt, sind diese sehr unterschiedlich konzipiert. Einerseits bestehen sowohl unmittelbare als auch mittelbare, gesetzliche Grundpfandrechte, wobei Letzteres eher die Ausnahme darstellt. Zudem sind die Fristen für die Eintragung in das Grundbuch sowie deren Beginn uneinheitlich geregelt. Des Weiteren ist beim gesetzlichen Grundpfandrecht gemäss WBG eine vorgängige Befristung auf zwei Jahre, dafür aber keine Eintragungspflicht vorgesehen. Überdies werden bestimmte gesetzliche Grundpfandrechte im Rang privilegiert, andere hingegen benachteiligt. Die verschiedenen, unmittelbaren, gesetzlichen Grundpfandrechte sind daher zu vereinheitlichen. Dementsprechend ist eine Angleichung der Voraussetzungen, der Eintragungsfristen sowie der weiteren Modalitäten erforderlich.


Abs. 1


Art. 20 Abs. 1 des zu revidierenden Schätzungs- und Grundpfandgesetzes hält neu fest, dass ein gesetzliches Grundpfandrecht gemäss Art. 836 ZGB, das den eingetragenen privatrechtlichen Pfandrechten vorgeht, "vorbehältlich abweichender Regelungen in Spezialgesetzen", ohne Eintrag im Grundbuch besteht. Damit soll klar gestellt werden, dass im Kanton Obwalden auch mittelbare, gesetzliche Grundpfandrechte existieren, wie dies etwa im Bereich der Sozialhilfe der Fall ist. Diesfalls ist das betreffende Spezialgesetz zu konsultieren.


Art. 20 Abs. 1 Bst. b des zu revidierenden Schätzungs- und Grundpfandgesetzes ist überdies dahingehend zu präzisieren, dass für alle in einem unmittelbaren Zusammenhang mit dem belasteten Grundstück stehenden Steuerforderungen ein unmittelbares, gesetzliches Grundpfandrecht besteht. Darunter fallen einerseits Grundstücksteuern, Grundstückgewinnsteuern und Handänderungssteuern. Ein unmittelbarer Zusammenhang ist überdies bei allgemeinen Steuern dann gegeben, wenn deren Objekt das Grundstück oder sein Ertrag ist (z.B. aus Vermietung). Sofern der pfandgesicherte Steuerbetrag in einer Steuerforderung enthalten ist, welche auch weitere Steuerobjekte betrifft (z.B. allgemeine Vermögens- oder Einkommenssteuer), muss derjenige Steuerbetrag ausgeschieden werden, der auf das Pfandgrundstück entfällt. Die Terminologie "für alle aus steuerbegründenden Veräusserungen von Grundstücken entstehenden Steuerforderungen" greift daher zu kurz. Der Ertrag aus Vermietung ist etwa nicht erfasst. Deshalb ist die universellere Formulierung, wie oben dargestellt, zu wählen.


Abs. 2


Variante 1:


Nicht im Grundbuch eingetragene, gesetzliche Grundpfandrechte von über Fr. 1 000.–, die nicht innert vier Monaten nach der Fälligkeit der zugrunde liegenden Forderung, spätestens aber innert zwei Jahren seit der Entstehung der Forderung im Grundbuch eingetragen werden, können nach Ablauf der Eintragungsfrist Dritten, die sich in gutem Glauben auf das Grundbuch verlassen, nicht mehr entgegengehalten werden. 


Neu soll für alle unmittelbaren, gesetzlichen Grundpfandrechte mit einer Pfandsumme von über Fr. 1 000.– die Bestimmung von Art. 836 Abs. 2 ZGB massgebend sein. Nicht im Grundbuch eingetragene, gesetzliche Grundpfandrechte von über Fr. 1 000.–, die nicht innert vier Monaten nach der Fälligkeit der zugrunde liegenden Forderung, spätestens aber innert zwei Jahren seit der Entstehung der Forderung im Grundbuch eingetragen werden, können nach Ablauf der Eintragungsfrist Dritten, die sich in gutem Glauben auf das Grundbuch verlassen, nicht mehr entgegengehalten werden. Sie bleiben aber – auch wenn sie nicht innert Frist eingetragen werden – weiterhin bestehen und können der Grundeigentümerin oder dem Grundeigentümer sowie bösgläubigen Dritten auch weiterhin entgegengehalten werden. Die in den Spezialgesetzen vorgesehenen, von dieser Grundregel abweichenden Vorschriften sind anzupassen oder aufzuheben. Gesetzliche Grundpfandrechte mit einer Pfandsumme von bis Fr. 1 000.– bedürfen hingegen keiner Eintragung in das Grundbuch und können auch gutgläubigen Dritten stets entgegengehalten werden.


Variante 2:

Als Variante wäre auch denkbar, bei sämtlichen unmittelbaren, gesetzlichen Grundpfandrechten mit einer Pfandsumme von über Fr. 1 000.– die Verwirkungsfolge eintritt, sofern diese nicht innert der Fristen gemäss Art. 836 Abs. 2 ZGB in das Grundbuch eingetragen werden. Bei Pfandrechten mit einer Pfandsumme von bis Fr. 1 000.– wäre jedoch kein Grundbucheintrag erforderlich.

Abs. 3 (optional und nur bei Variante 1)


Sofern bei gewissen unmittelbaren, gesetzlichen Grundpfandrechten weiterhin an der Verwirkungsfolge festgehalten werden soll, kann in der Spezialgesetzgebung vorgesehen werden, dass das betreffende Pfandrecht erlischt, sofern es nicht innert der von Art. 836 Abs. 2 ZGB bestimmten Frist in das Grundbuch eingetragen wird.

Abs. 4


Art. 20 Abs. 4 des zu revidierenden Schätzungs- und Grundpfandgesetzes hält neu fest, dass alle gesetzlichen Grundpfandrechte untereinander im gleichen Rang stehen. Damit wird die Rechtssicherheit erhöht und Unklarheiten vorgebeugt. Diese Regelung kennen unter anderem auch die Kantone Fribourg, Glarus, Luzern, Nidwalden, Thurgau und Zug. Überdies soll auch festgehalten werden, dass die gesetzlichen Grundpfandrechte auch dann im selben Rang stehen, wenn sie von verschiedenem Datum sind. Dies haben auch die Kantone Glarus und Nidwalden so geregelt. Art. 29 Abs. 5 und Art. 58 Abs. 5 BauG sowie Art. 25 WBG sind daher entsprechend anzupassen.


d.
Verordnung über die amtliche Schätzung der Grundstücke und das Grundpfandrecht (Schätzungs- und Grundpfandverordnung)


Art. 25 Abs. 1 (aufgehoben)


Da die Gült aufgrund der Revision des Immobiliarsachenrechts abgeschafft worden ist, erweist sich diese Bestimmung als nicht mehr notwendig und kann folglich gestrichen werden.

Art. 26 (aufgehoben)


Gemäss Art. 851 Abs. ZGB kann sich der Schuldner durch Hinterlegung bei der „zuständigen Behörde“ am eigenen Wohnsitz oder am früheren Wohnsitz des Gläubigers befreien, sofern der Wohnsitz des Gläubigers nicht bekannt oder zum Nachteil des Schuldners verlegt worden ist. 


Bisher wurde jeweils die Obwaldner Kantonalbank als zuständige Behörde bezeichnet (vgl. Art. 26 Schätzungs- und Grundpfandverordnung). In Art. 6 der Verordnung über das Grundbuch wird die Obwaldner Kantonalbank zudem als Depositenstelle für die beim Grundbuchamt hinterlegten Gelder bezeichnet. Die Obwaldner Kantonalbank kann nicht als eigentliche Behörde bezeichnet werden, auch wenn sie als unselbstständige öffentlich-rechtliche Anstalt der Kantonsverwaltung angegliedert ist. Vielmehr sind sämtliche Gelder beim Grundbuchamt zu hinterlegen. Wie dieses intern mit diesen Geldern verfährt, braucht im kantonalen Recht nicht näher aufgeführt zu werden.


e.
Steuergesetz (StG)


Art. 262 Abs. 1 (geändert) und Abs. 2 (aufgehoben)

Abs. 1


Art. 262 Abs. 1 des zu revidierenden Steuergesetzes wird terminologisch an die neu vorgesehene Formulierung von Art. 20 Abs. 1 Bst. b des Schätzungs- und Grundpfandgesetzes angepasst. 


f.
Baugesetz (BauG)

Art. 11a Abs. 2 (geändert)

Bisher war die Anmerkung des Kaufrechts als öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung  lediglich fakultativ. Neu ist sie von Bundesrechts wegen jedoch zwingend (Art. 129 Abs. 1 Bst. g GBV).


Art. 29 Abs. 5 (geändert)

Variante 1:


Da die unmittelbaren, gesetzlichen Pfandrechte neu nicht mehr erlöschen, wenn sie nicht innert Frist eingetragen werden, sondern lediglich den gutgläubigen Erwerbern nicht mehr entgegen gehalten werden können, ist Art. 29 Abs. 5 BauG in diesem Sinne anzupassen. Zudem ist die Passage, wonach das betreffende Pfandrecht allen anderen eingetragenen Belastungen vorgeht, zu streichen, da sämtliche gesetzlichen Grundpfandrechte bezüglich ihres Rangs inskünftig gleichbehandelt werden sollen.

Variante 2:

Art. 29 Abs. 5 BauG kann im Grundsatz beibehalten werden, wobei die Eintragungsfristen an Art. 20 Abs. 3 des überarbeiteten Schätzungs- und Grundpfandgesetzes anzupassen sind.


Art. 58 Abs. 5 (geändert)

Variante 1:


Art. 58 Abs. 5 BauG ist in zweierlei Hinsicht zu ändern. Einerseits sind neu sämtliche gesetzlichen Pfandrechte einander gleichgestellt. Dementsprechend ist die Wendung "das den bereits eingetragenen Pfandrechten im Rang vorgeht" ersatzlos zu streichen. Andererseits sollen die unmittelbaren, gesetzlichen Pfandrechte inskünftig nicht mehr erlöschen, wenn sie nicht innert der vorgegebenen Frist in das Grundbuch eingetragen werden. Auch dies ist zu ändern.


Variante 2:


Art. 58 Abs. 5 BauG kann im Grundsatz beibehalten werden, wobei die Eintragungsfristen an Art. 20 Abs. 3 des überarbeiteten Schätzungs- und Grundpfandgesetzes anzupassen sind.


g.
Verordnung zum Baugesetz (BauV)


Art. 32 Abs. 3 (geändert)

Die Anmerkung von Auflagen als öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen im Grundbuch ist von Bundesrechts wegen zwingend (Art. 129 Abs. 1 Bst. g GBV). Art. 32 Abs. 3 BauV ist entsprechend anzupassen.


h.
Gesetz über den Wasserbau und die Wassernutzung (Wasserbaugesetz, WBG) 


Art. 25 (geändert)

Inskünftig sollen sämtliche gesetzlichen Grundpfandrechte einander im Rang gleichgestellt werden. Deshalb ist die Wendung "allen eingetragenen Belastungen vorgehendes Pfandrecht" wegzulassen. Zudem soll die zeitliche Befristung des Pfandrechts auf zwei Jahre abgeschafft werden.


i.
Wasserbauverordnung (WBV)


Art. 11 Abs. 2 (geändert)

Inskünftig sind – wie vom Bundesrecht gefordert – die mit einer Bewilligung verbundenen Auflagen und Bedingungen zwingend als öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung im Grundbuch anzumerken (Art. 129 Abs. 1 Bst. b GBV). Die bislang in der WBV vorgesehene, freiwillige Anmerkung ist nicht mehr bundesrechtskonform.


Art. 18 (geändert)

Auch eine Konzession ist aufgrund des Bundesrechts zwingend als öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung im Grundbuch anzumerken, sofern Erstere nicht als selbstständiges und dauerndes Recht begründet wird. Bislang war die Anmerkung freiwillig, was jedoch dem übergeordneten Recht widerspricht.


k.
Verordnung über den Natur- und Landschaftsschutz (Naturschutzverordnung, NSV) 


Art. 19 Abs. 3 (geändert)

Schutzreglemente bzw. -verfügungen im Bereich des Naturschutzrechts können nach geltender gesetzgebung nach Möglichkeit als öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkung im Grundbuch angemerkt werden. Der Bund schreibt jedoch für öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen im Bereich des Naturschutzes zwingend eine Anmerkung vor (Art. 129 Abs. 1 GBV). Deshalb ist neu eine Anmerkungspflicht vorzusehen.


III.
Aufhebungen

Die Verordnung über das Grundbuch wird aufgehoben und durch entsprechende Ausführungsbestimmungen des Regierungsrats ersetzt. Ausserdem sind die Ausführungsbestimmungen zur Einführung des neuen Immobiliarsachen- und Grundbuchrechts des Schweizerischen Zivilgesetzbuches aufzuheben, da die entsprechenden Bestimmungen in das EG ZGB integriert werden.


IV.
Inkrafttreten

Es obliegt dem Regierungsrat, den Zeitpunkt für das Inkrafttreten des Nachtrags zum Gesetz betreffend die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches – nach erfolgter Genehmigung durch den Bundesrat – festzulegen. Sinnigerweise wird er den betreffenden Nachtrag zusammen mit der Bereinigungsverordnung in Kraft setzen. Ausserdem sind auch die Ausführungsbestimmungen über das Grundbuch zeitnah zum Nachtrag zum EG ZGB und zur Bereinigungsverordnung zu erlassen.

2.
Verordnung über die Bereinigung der dinglichen Rechte und die Einführung des eidgenössischen Grundbuches (Bereinigungsverordnung)

I.


Art. 1
Vollzug


Art. 1 des Entwurfs entspricht, abgesehen von leichten, terminologischen Änderungen, exakt Art. 1 der bisherigen Bereinigungsverordnung.


Art. 2
Organe


Abs. 1 und 2

Die aktuelle Bereinigungsverordnung bezeichnet das Bereinigungsamt als die in der Hauptsache für die Bereinigung des kantonalen und die Anlegung des eidgenössischen Grundbuches zuständige Stelle (vgl. Art. 2 Bst. a Bereinigungsverordnung). In Tat und Wahrheit handelt es sich bei der Grundbuchbereinigung jedoch um eine Abteilung, welche wiederum dem Volkswirtschaftsamt angegliedert ist (Art. 22 Abs. 1 StVG und Art. 4 Abs. 1 Bst. b Ziff. 9 Ausführungsbestimmungen über die Aufgaben und Gliederung der Departemente vom 4. Juni 2002 [GDB 133.111]). Die Abteilung Grundbuchbereinigung wird von der Leiterin Grundbuchbereinigung oder dem Leiter Grundbuchbereinigung geführt. Die betreffende Leitungsperson untersteht jeweils direkt dem Amtsvorsteher des Volkswirtschaftsamts (vgl. Regierungsratsbeschluss vom 24. November 2009 [Nr. 258], S. 1).


Die Bezeichnung der Grundbuchbereinigung als Amt ist dementsprechend etwas verwirrend und entspricht überdies nicht den kantonalen Organisationstrukturen. Aufgrund dessen soll in der neuen Bereinigungsverordnung künftig durchgehend von der “Abteilung Grundbuchbereinigung“ gesprochen werden. Dadurch wird die Eigenständigkeit des Bereichs der Grundbuchbereinigung in angemessener Weise betont.

Des Weiteren soll neu darauf verzichtet werden, für jede Gemeinde eine separate Bereinigungskommission vorzusehen. Dies rechtfertigt sich insbesondere deshalb, weil die betreffenden Kommissionen in den letzten zehn Jahren nie tätig werden mussten (vorher ca. zwei Mal). Aufgrund dessen erweist sich die Bildung einer Bereinigungskommission für den gesamten Kanton als sachgerecht (vgl. Art. 2 Abs. 1 Bst. b Entwurf).


Da der Standort Engelberg auch nach erfolgter Zusammenlegung der verschiedenen Grundbuchkreise als Zweigstelle bestehen bleiben soll, wird in Art. 2 Abs. 1 Bst. c des Entwurfs auch weiterhin von Grundbuchverwalterinnen und Grundbuchverwaltern gesprochen.


Abs. 3

Art. 2 Abs. 2 des Entwurfs entspricht in inhaltlicher Hinsicht unverändert Art. 2 Abs. 2 der Bereinigungsverordnung.


Art. 3
Regierungsrat


Art. 3 des Entwurfs entspricht wortgleich Art. 3 der bisherigen Bereinigungsverordnung.


Art. 4
Berichterstattung


Abs. 1


Art. 4 Abs. 1 der bisherigen Bereinigungsverordnung sieht vor, dass der Regierungsrat dafür sorgt, dass spätestens 20 Jahre nach Inkrafttreten der Bereinigungsverordnung das eidgenössische Grundbuch im ganzen Kanton eingeführt ist. Diese zeitliche Zielsetzung konnte jedoch aus verschiedenen Gründen (verspäteter Bereinigungsbeginn, anfänglicher Minimalbestand, ausserordentlicher Bereinigungsbedarf) nicht eingehalten werden. Der definitive Abschluss der Bereinigung lässt sich nur mit Mühe exakt festlegen. Schätzungsweise wäre der Abschluss der Bereinigungsarbeiten mit drei für die Bereinigung zuständigen Angestellten etwa im Jahr 2034 möglich. Auf eine exakte Terminvorgabe in Art. 4 Abs. 1 des Entwurfs ist daher zu verzichten. Vielmehr soll neu festgehalten werden, dass das Grundbuchamt die zeitlichen Ziele plant und dem Regierungsrat entsprechend Antrag stellt (vgl. Art. 4 Abs. 2 Bereinigungsverordnung).

Abs. 2


Art. 4 Abs. 2 des Entwurfs (Berichterstattung) ist identisch mit Art. 4 Abs. 3 der Bereinigungsverordnung. Aufgrund des geänderten Inhalts von Art. 4 des Entwurfs soll die Marginalie nicht mehr "Zeitliche Zielsetzung", sondern treffender "Berichterstattung" lauten.


Art. 4a (aufgehoben)

Diese Bestimmung der bisherigen Bereinigungsverordnung erweist sich als bedeutungslos, da sämtliche Grundstücke auf ihren Bereinigungsbedarf hin überprüft werden. Sie soll dementsprechend nicht in den Entwurf einer neuen Bereinigungsverordnung übernommen werden.


Art. 4b (aufgehoben)

Da bereits bei der Datenerfassung die erforderlichen Korrekturen vorgenommen werden, ist auch dieser Artikel der bisherigen Bereinigungsverordnung nicht mehr notwendig. 

Art. 5-8


Die betreffenden Bestimmungen entsprechen in inhaltlicher Hinsicht – abgesehen von wenigen terminologischen Änderungen – vollumfänglich den Art. 5-8 der bisherigen Bereinigungsverordnung.


Art. 9
Löschung


Art. 9 Bst. a der bisherigen Bereinigungsverordnung sieht die Löschung von überflüssigen und bedeutungslos gewordenen Eintragungen vor und verweist diesbezüglich auf Art. 964 und Art. 976 ZGB. In Art. 9 Bst. a des Entwurfs wird neu von überflüssigen und "rechtlich" bedeutungslos gewordenen Eintragungen gesprochen, da dies begrifflich exakter ist. Zudem sind die Gesetzesverweise anzupassen. Neben Art. 964 sowie Art. 976 ZGB sind daher auch Art. 976a und Art. 976b ZGB anzuführen.


Da sich die gesetzlichen Eigentumsbeschränkungen neu in Art. 168h des Nachtrags zum Gesetz betreffend die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches geregelt werden, soll in Art. 9 Bst. c des Entwurfs auf diese Bestimmung verwiesen werden.


Zwecks Vereinfachung der Grundbuchbereinigung wird in Art. 9 Bst. d des Entwurfs neu vorgesehen, dass Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit Wasser- und Abwasserleitungen sowie betreffend Röhren und Leitungen zur Versorgung und Entsorgung gelöscht werden dürfen, sofern sich die betreffenden Rechte und Pflichten bereits aus den nachbarrechtlichen Bestimmungen (Art. 689 und Art. 691 ZGB) bestehen. 


Abgesehen von diesen Ergänzungen ist Art. 9 des Entwurfs identisch mit Art. 9 der bisherigen Bereinigungsverordnung.


Art. 10
Ermittlungen


In Art. 10 Bst. a des Entwurfs wird – im Sinne einer inhaltlichen Neuerung – festgehalten, dass Hagpflichten ohne vereinbarten Gesamtwert oder entsprechende Ablösungsbestimmungen zu löschen sind. Nach bisherigem Recht erfolgt jeweils ein Eintrag als Einfriedungsvorschrift. Diese Änderung vereinfacht wiederum das Bereinigungsverfahren und dient somit einer zügigeren Bereinigung des Grundbuchs. Ansonsten erweist sich Art. 10 des Entwurfs als nahezu identisch mit Art. 10 der Bereinigungsverordnung (vgl. auch Art. 106 EG ZGB).


Art. 11-21


Sämtliche dieser Vorschriften verbleiben – abgesehen von vereinzelten, terminologischen Anpassungen – in der gleichen Form wie Art. 11-21 der bisherigen Bereinigungsverordnung.


Art. 22
Bereinigung der Eigentumsverhältnisse

Abs. 1


Art. 22 Abs. 1 des Entwurfs wird gegenüber der Fassung von Art. 22 Abs. 1 der Bereinigungsverordnung ergänzt. Wie bisher wird festgehalten, dass im Grundbuch eingetragene Eigentumsrechte, welche mit den wirklichen Eigentumsverhältnissen nicht übereinstimmen, richtig gestellt werden müssen. Neu wird überdies vorgeschrieben, dass die Abteilung Grundbuchbereinigung nach Art. 666a ZGB vorzugehen hat, sofern sich die im Grundbuch eingetragene Eigentümerschaft nicht identifizieren lässt.


Abs. 2


In Art. 22 Abs. 2 des Entwurfs wird die bereits in Art. 22 Abs. 2 der Bereinigungsverordnung statuierte Mitwirkungspflicht der Beteiligten präziser umschrieben. Inskünftig sind sowohl die beteiligten Personen als auch die Gemeinden verpflichtet, im Rahmen der Bereinigung der Eigentumsverhältnisse mitwirken, wobei die Abteilung Grundbuchbereinigung jeweils eine angemessene Frist hierfür ansetzt.


Abs. 3


Die Regelung in Art. 22 Abs. 3 des Entwurfs ist deckungsgleich mit Art. 22 Abs. 3 der Bereinigungsverordnung.


Art. 23
Nicht eingetragene Grundstücke

Art. 23 der bisherigen Bereinigungsverordnung wird in unveränderter Form beibehalten.


Art. 24-31


Die Aufnahme von öffentlichen Grundstücken in das Grundbuch soll bereits in Art. 168f des Nachtrags zum Gesetz betreffend die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches geregelt werden, weshalb Art. 24 der bisherigen Bereinigungsverordnung obsolet wird.


Die öffentlichen Eigentumsbeschränkungen bilden neu Gegenstand von Art. 168h des Nachtrags zum Gesetz betreffend die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches und des Entwurfs einer Verordnung über das Grundbuch. Eine spezielle Regelung in der neuen Bereinigungsverordnung ist dementsprechend nicht mehr notwendig. Art. 25 der bisherigen Bereinigungsverordnung ist daher nicht mehr notwendig.

Die Art. 24-31 des Entwurfs entsprechen in inhaltlicher Hinsicht – abgesehen von wenigen terminologischen Änderungen – vollumfänglich den Art. 26-33 der bisherigen Bereinigungsverordnung.


Art. 32
Kraftloserklärung durch das Gericht 

Abs. 1


Abbezahlte Pfandrechtstitel werden durch die Banken oder bei einer Handänderung dem Grundeigentümer ausgehändigt. Lassen sich die betreffenden Titel nicht mehr auffinden, so trägt der betreffende Grundeigentümer jeweils die Verantwortung. Aufgrund dessen erweist sich eine Ergänzung des bisherigen Art. 32 Abs. 1 der Bereinigungsverordnung, wonach nicht nur die Gläubigerin oder der Gläubiger, sondern auch die Grundeigentümerin oder der Grundeigentümer für die Kosten der Kraftloserklärung des betreffenden Titels in Anspruch genommen werden können, als sachgerecht. Des Weiteren ist der Gesetzesverweis in Art. 22 Abs. 1 des Entwurfs anzupassen. Neu ist nicht mehr Art. 870, sondern Art. 865 ZGB einschlägig.


Abs. 2 und 3


Die Absätze 2 und 3 von Art. 32 des Entwurfs entsprechen inhaltlich weitgehend Art. 35 Abs. 2 und Abs. 3 der Bereinigungsverordnung. In Art. 22 Abs. 2 des Entwurfs ist zudem inskünftig auf Art. 856 ZGB – und nicht mehr auf Art. 871 ZGB – zu verweisen.


Art. 33
Kraftloserklärung durch die Abteilung Grundbuchbereinigung 

Abs. 1


Auch im Rahmen der Kraftloserklärung durch die Abteilung Grundbuchbereinigung sollen gemäss Art. 33 Abs. 1 des Entwurfs neu auch die Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer zur Bezahlung der Kosten für das betreffende Verfahren herangezogen werden können. Des Weiteren beträgt die Frist – in Übereinstimmung mit Art. 856 Abs. 1 ZGB – inskünftig sechs, anstatt drei Monate.


Abs. 2


Art. 33 Abs. 2 des Entwurfs entspricht dahingegen im überwiegenden Masse den Vorschriften von Art. 35a Abs. 2 der Bereinigungsverordnung.

Abs. 3


Art. 35a Abs. 3 der Bereinigungsverordnung, wonach zur Kostenersparnis das Kraftloserklärungsverfahren für mehrere Titel gemeinsam durchgeführt werden soll, hat sich in der täglichen Praxis als überflüssig erwiesen und wird dementsprechend nicht mehr in den Entwurf der neuen Bereinigungsverordnung übernommen.


Art. 34
Überprüfung 

Art. 34 des Entwurfs ordnet die Überprüfung der neu angelegten Hauptbücher und Hilfsregister durch eine ausgewiesene Fachstelle oder Fachperson an. Die Prüfung durch einen Fachmann, wie dies in Art. 36 der Bereinigungsverordnung vorgeschrieben wird, greift in terminologischer Hinsicht zu kurz. 


Art. 35
Öffentliche Auflage 

Abs. 1


Im Sinne einer inhaltlichen Änderung wird in Art. 35 Abs. 1 des Entwurfs festgehalten, dass die neu angelegten Grundbücher während 30 Tagen auf der Abteilung Grundbuchbereinigung öffentlich aufzulegen sind. Die Verkürzung der Auflagefrist von zwei Monaten (vgl. Art. 37 Abs. 1 Bereinigungsverordnung) auf 30 Tage dient einer Beschleunigung des Bereinigungsverfahrens. Auch der Kanton Nidwalden sieht etwa diese Frist vor.

Abs. 2


Art. 35 Abs. 2 des Entwurfs wurde in inhaltlicher Hinsicht unverändert aus Art. 37 Abs. 2 der Bereinigungsverordnung übernommen.


Art. 36
Einspracheverfahren 

Art. 36 des Entwurfs deckt sich, abgesehen von einigen terminologischen Anpassungen, vollumfänglich mit Art. 38 der Bereinigungsverordnung. Insbesondere erweist sich Art. 38 Abs. 3 der bisherigen Bereinigungsverordnung, wonach eine allfällige richterliche Erledigung von Einsprachen die Inkraftsetzung des eidgenössischen Grundbuches nicht verzögern soll, als nicht zwingend notwendig. Es handelt sich dabei mehr um eine ungefähre Zielangabe. Einen direkten justiziablen Gehalt weist dieser Absatz nicht auf. Dementsprechend ist Art. 38 Abs. 3 der Bereinigungsverordnung nicht in Art. 36 des Entwurfs zu überführen.


Art. 37
Inkraftsetzung des eidgenössischen Grundbuchs

Entsprechend der aktuellen Praxis in der Gesetzgebung wird in Art. 37 des Entwurfs nicht mehr vom zuständigen Departement (vgl. Art. 39 Abs. 1 und Abs. 3 Bereinigungsverordnung), sondern vom Volkswirtschaftsdepartement gesprochen. Art. 37 Abs. 2 des Entwurfs hält überdies neu fest, dass der Beschluss über die Inkraftsetzung des Grundbuchs nicht nur dem Eidgenössischen Justiz- und Polizeidepartement (EJPD), sondern auch den Gemeinden mitzuteilen ist.


Art. 38
Schliessung des alten Grundbuches und der Bereinigungsdossiers

Diese Bestimmung entspricht vollumfänglich Art. 40 der Bereinigungsverordnung.


Art. 39
Folgen der Nichteintragung

Art. 39 Abs. 1 des Entwurfs ist deckungsgleich mit Art. 41 Abs. 1 der Bereinigungsverordnung. In Art. 39 Abs. 2 des Entwurfs soll neu vom Volkswirtschaftsdepartement gesprochen werden und nicht mehr vom zuständigen Departement (vgl. Art. 41 Abs. 2 Bereinigungsverordnung).


Art. 40-42


Sämtliche dieser Bestimmungen entsprechen den Vorschriften in Art. 42-44 der Bereinigungsverordnung.


Art. 43
Gebühr

Abs. 1

Variante 1:


Gemäss Art. 57 der geltenden Bereinigungsverordnung werden die Kosten für die Bereinigung primär von den betroffenen Grundeigentümern getragen. Es soll in diesem Zusammenhang inskünftig ein Paradigmenwechsel angestrebt werden. Die Gebührenerhebung erwies sich in der Vergangenheit stets als sehr aufwändig und war überdies in keiner Weise kostendeckend. Zudem erfolgten sehr viele Einsprachen gegen die Gebührenerhebung. Des Weiteren sind verschiedene Fälle von erbosten Grundeigentümern, ja sogar von Drohungen gegenüber von Mitarbeitern der Grundbuchbereinigung aktenkundig. 

Aufgrund dessen wird vorgeschlagen, die Grundeigentümer von der Pflicht zur Bezahlung der Kosten für das Bereinigungsverfahren weitgehend zu dispensieren. Vielmehr sollen die betreffenden Kosten vom Kanton und den betroffenen Gemeinden übernommen werden (Variante 1). Es werden überdies weitere Varianten vorgeschlagen. Die gleichen Vorschläge für Kostenregelungen werden auch für das öffentliche Bereinigungsverfahren gemacht (vgl. die Ausführungen zu Art. 168i Abs. 2 des Nachtrags zum EG ZGB). 

Variante 2


Die Kosten des Bereinigungsverfahrens und der Anlegung des eidgenössischen Grundbuches werden je zur Hälfte vom Kanton und den betroffenen Gemeinden getragen. In besonderen Fällen können die Kosten den Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern überbunden werden.


Variante 3


Die Kosten des Bereinigungsverfahrens und der Anlegung des eidgenössischen Grundbuches werden vom Kanton getragen. In besonderen Fällen können die Kosten den Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern überbunden werden.

Variante 4

Die Kosten des Bereinigungsverfahrens und der Anlegung des eidgenössischen Grundbuches werden vom Kanton den Gemeinden und den Grundeigentümerinnen und -eigentümern zu je einem Drittel getragen. Damit lassen sich die Kosten der Gemeinwesen reduzieren.

Abs. 2


Die bisherige Regelung in Art. 57 Abs. 2 der Bereinigungsverordnung, wonach für Grundbuchgeschäfte, welche sich im Rahmen der Bereinigung ergeben, aber nicht unmittelbar zusammenhängen, die ordentlichen Grundbuchgebühren zu entrichten sind, soll aber beibehalten werden.


Art. 44-46


Diese Bestimmungen entsprechen exakt Art. 58, Art. 59 und Art. 61 der Bereinigungsverordnung.


Die in der Bereinigungsverordnung vorgesehenen Ausführungsbestimmungen über das Miteigentum und das Stockwerkeigentum (Art. 44-56 der gegenwärtigen Bereinigungsverordnung) haben in der Praxis zu keinem Zeitpunkt eine nennenswerte Bedeutung erlangt. In Absprache mit der Abteilung Grundbuchbereinigung sind sie daher nicht in die neue Bereinigungsverordnung zu übernehmen.


Art. 56 der Bereinigungsverordnung, wonach die Gemeinden die für die Bereinigungsverhandlungen erforderlichen Räumlichkeiten kostenlos zur Verfügung stellen, entspricht nicht mehr den heutigen Verhältnissen. Dementsprechend ist diese Bestimmung nicht in die neue Bereinigungsverordnung zu überführen.

II.
Fremdänderungen

Es sind keine Fremdänderungen erforderlich.


III.
Aufhebungen

Die bisherige Bereinigungsverordnung soll zugunsten des Entwurfs für eine neue Bereinigungsverordnung aufgehoben werden.


IV.
Inkrafttreten

Es obliegt dem Regierungsrat, den Zeitpunkt für das Inkrafttreten der neuen Bereinigungsverordnung – nach erfolgter Genehmigung durch den Bundesrat – festzulegen. Sinnigerweise wird er die betreffende Verordnung zusammen mit dem Nachtrag zum Gesetz betreffend die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches in Kraft setzen.


III. Finanzielle Auswirkungen der Revision


Der Grossteil der beantragten Änderungen des EG ZGB und der Bereinigungsverordnung ist eine direkte Folge von Revisionen des ZGB. Aufgrund der vorliegenden Revision ergeben sich keine personellen Konsequenzen, welche wesentliche zusätzliche Kosten generieren. Vielmehr bewältigt das Grundbuchamt die Geschäftslast mit den bestehenden Personalressourcen. Die Einführung des papierlosen Registerschuldbriefs entspricht einem Bedürfnis, insbesondere der Banken und Versicherungen. Der Verwaltungsaufwand wird dadurch deutlich verringert und das Verlustrisiko erheblich eingeschränkt. Da es eine Vielzahl von Anträgen auf Umwandlung von Papier- in Registerschuldbriefe gibt, sind beim Grundbuchamt gewisse Mehraufwände entstanden, welche aber auch zu zusätzlichen Gebühreneinnahmen führen. Ebenso haben die neuen Formvorschriften für die rechtsgeschäftliche Errichtung von Grundpfandrechten und Grunddienstbarkeiten zur Folge, dass mehr öffentliche Beurkundungen erfolgen. Dies führt aber wiederum zu mehr Gebühreneinnahmen. Zu einem gewissen administrativen und finanziellen Mehraufwand wird sicherlich das neu vorgesehene Verfahren der öffentlichen Bereinigung führen (je nach gewählter Variante). Ferner soll der Kanton inskünftig auch einen Teil der Kosten der Grundbuchbereinigung tragen (falls Variante 1 gewählt wird). Dadurch verliert der Kanton jährliche Einnahmen in der Höhe von jährlich etwa Fr. 30 000.–. Umgekehrt ergeben sich Einsparungen durch den Verzicht auf die Rechnungsstellung und das zum Teil recht aufwändige Inkasso. Die blosse Ermächtigung des Regierungsrats, Ausführungsbestimmungen zur Einführung des elektronischen Geschäftsverkehrs und ähnlicher Dienstleistungen zu erlassen, zeitigt hingegen keine direkten finanziellen Auswirkungen. Der elektronische Geschäftsverkehr im Allgemeinen und die weiteren damit zusammenhängenden Dienstleistungen werden sich in einem späteren Zeitpunkt aber sicherlich nachhaltig und kostensenkend auf diverse Prozessabläufe auswirken und eine zügigere Geschäftsabwicklung ermöglichen. Die Kosten für die Bildung eines einzigen Grundbuchkreises sind noch nicht abschätzbar. Es sind jedoch gewisse Vorarbeiten erforderlich, welche mit den bestehenden Personalressourcen geleistet werden. Da beide Grundbuchkreise über dasselbe EDV-Grundbuchsystem Terris verfügen, ist zwar mit einer gewissen Übergangszeit für die notwendigen Anpassungen, nicht aber mit ausserordentlichen Kosten zu rechnen. 

Anhänge:

–
Anhang 1: Nachtrag zum Gesetz betreffend die Einführung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches vom 15. März 2016 (Synopse)

–
Anhang 2: Verordnung über die Bereinigung der dinglichen Rechte und die Einführung des eidgenössischen Grundbuches (Bereinigungsverordnung) vom 15. März 2016 (Synopse)

–
Anhang 3: Entwurf Ausführungsbestimmungen über das Grundbuch vom 15. März 2016 (Synopse)
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